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Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050: Vernehmlassung zu den 
Änderungen auf Verordnungsstufe

Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren

Als unabhängiges Unternehmen für Projektentwicklung und Engineering, welches auf die Umset­
zung von Infrastrukturprojekten im Bereich erneuerbare Energien und Energieeffizienz spezialisiert 
ist, sind wir unmittelbar vom neuen Energiegesetz betroffen. Entsprechend nehmen wir die Mög­
lichkeit gerne wahr, zu den geplanten Änderungen auf Verordnungsstufe Stellung zu nehmen.

Grundsätzlich befürworten wir die Grundzüge der Energiestrategie 2050 und damit auch die vorlie­
genden Umsetzungen der ersten Massnahmenstufe.

Ob die Aufteilung der EnV in drei unabhängige Verordnungen ein guter Weg ist für mehr Klarheit, 
wird sich vermutlich erst in der Praxis erweisen. Generell wird die Gefahr gesehen von weiteren 
komplizierenden Verweisen auf andere Dokumente und ähnliche Inhalte in verschiedenen Verord­
nungen. Als Beispiel sei auf die neuen Regelungen zur Eigenstromnutzung innerhalb von Nachbar­
schaften hingewiesen, welche sowohl in der neuen EnV als auch in der StromW behandelt werden.

Anregungen zu einzelnen Verordnungen:

Energieförderungsverordnung (EnFV)

Übergangsbestimmungen

Anhang 1.3, Windenergieanlagen im Einspeisevergütungssystem, Übergangsbestimmungen:

Art. 6 Übergangsbestimmungen:

Die erste Projektfortschrittsmeldung nach bisherigem Recht bedingt ein vom Standortkanton ge­
nehmigtes Pflichtenheft für den Umweltverträglichkeitsbericht. Für die Mehrheit der Windenergie­
projekte dürfte es unmöglich sein, bis zum 1. Januar 2018 ein genehmigtes Pflichtenheft vorzule­
gen, obwohl diese Projekte bereits seit mehreren Jahren vorangetrieben werden. Die Gründe dafür 
sind nicht zuletzt beim Bund zu suchen. Erstens liegen nach wie vor keine definiten Empfehlungen 
zu Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung vor.

Dies ist aber zwingend notwendig, damit die erarbeiteten Grundlagen auch im Falle einer Be­
schwerde vor Gericht Bestand haben. Zweitens beansprucht die vorgelagerte Erarbeitung und Ge­
nehmigung der kantonalen Richtpläne in der Regel mehrere Jahre Zeit. Alleine die Genehmigung 
durch den Bund hat in einigen Fällen über 2 Jahre beansprucht.
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Erwähnt sei weiter, dass einige Kantone keine Genehmigung des Pflichtenheftes ermöglichen, son­
dern direkt den fertigen Umweltverträglichkeitsbericht beurteilen.

Antrag :

Art 6.1 Ist wie folgt zu ändern:

6.1: Für Betreiber, die für ihre Anlage vor dem 1. Januar 2020 sowohl einen positiven Bescheid 
erhalten als auch die Bedingungen der ersten Projektfortschrittsmeldung nach bisherigem Recht 
erfüllen, gilt eine Vergütungsdauer von 20 Jahren.

Energieverordnung (EnV)

Guichet Unique (Art. 7)

Wir begrüssen es sehr, den Guichet Unique beim BFE anzusiedeln (Abs. 1). Hier ist die notwendige 
Fachkompetenz für die teilweise sehr komplexen Sachverhalte vorhanden. Gemäss erläuterndem 
Bericht handelt es sich beim „Guichet Unique" nicht um eine Leitbehörde im Sinne des Regierungs­
und Verwaltungsorganisationsgesetzes, Es gehöre somit nicht zur Aufgabe des BFE, eine konsoli­
dierte Stellungnahme des Bundes bzw. einen konzentrierten Entscheid zu fällen. Genau dies wäre 
aber sehr hilfreich, um die Bewilligungsverfahren zu beschleunigen, was der eigentliche Sinn von 
Art. 14 ist.

Entsprechend ist im Energiegesetz vorgesehen, dass „der Bundesrat eine Verwaltungseinheit be­
zeichnet, die für die Koordination dieser Stellungnahmen und der Bewilligungsverfahren 
sorgt." ( Art. 14 Abs. 4) und dass „der Bund zur Unterstützung der Kantone methodische Grundla­
gen erarbeitet und die Gesamtsicht, Einheitlichkeit und Koordination sicher stellt" (Art. 11 Abs. 1).

Grundsätzlich wäre es zu begrüssen, den Gedanken einer Leitbehörde für Bewilligungsverfahren 
auszuweiten und Seitens des Bundes die Einführung verbindlicher Leitbehörden auch auf kantona­
ler Ebene anzuregen. Dies wäre für Betreiber und Antragsteller eine Vereinfachung bei der Erstel­
lung von Gesuchen sowie eine Erhöhung der Rechtssicherheit, da die - erfahrenen - Leitbehörden 
verantwortlich sind für das Einbeziehen aller erforderlichen Stellen für das jeweilige Gesuch.

Antrag:

Art. 7 Absatz 1 ist wie folgt zu ergänzen:

Für die Koordination der Stellungnahmen und der Bewilligungsverfahren nach Artikel 14 Absatz 4 
EnG ist das Bundesamt für Energie (BFE) zuständig. Das BFE fungiert als Leitbehörde im Sinne des 
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 1997 (RVOG).

Nationales Interesse (Art. 9)

Der in Art. 9 vorgesehene Grenzwert für das nationale Interesse von Windenergieanlagen von 10 
GWh ist aus mehreren Gründen wichtig und deshalb sehr zu begrüssen. Erstens stellt der Wert die 
Kohärenz zu den kantonalen Planungen sicher, welche i.d.R. gleichlautende oder entsprechende 
Bedingungen für die Bezeichnung der Standorte in der Richtplanung verwenden. Es Ist Aufgabe der 
kantonalen Richtplanung, Standorte für die Windenergie so auszuscheiden, dass ein Optimum zwi­
schen Energieerzeugung und Landschafts-/Naturschutzinteressen erreicht wird. Es wäre deshalb 
schwer nachvollziehbar, wenn die gewählte Lösung durch das nationale Interesse in zwei Katego­
rien geteilt würde (Standorte mit/ohne nationales Interesse). Zweitens würde ein höherer Grenz-
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wert zu einer Konzentration auf den Westschweizer Jura führen, was sich erfahrungsgemäss nega­
tiv auf

die Akzeptanz auswirkt. Die Standorte in der Zentral-, Nord- und Ostschweiz weisen in der Regel 
ein geringeres Produktionspotenzial auf, wie die Standorte im Westschweizer Jura. Ein Grenzwert 
von 20 GWh oder mehr würde die Entwicklung in diesen Regionen hemmen.

Drittens erhöhen sich die Realisierungschancen auch für Standorte mit grossem Potenzial, wenn 
diese in mehreren Etappen realisiert werden. Dies hat sich insbesondere auf dem Mont Crosin als 
sehr erfolgreich erwiesen. Es muss jedoch davon ausgegangen werden, dass Gegner der Nutzung 
der Windenergie versuchen, bereits die erste Etappe durch Einsprachen/Beschwerden in Frage zu 
stellen. Umso wichtiger ist deshalb, dass das nationale Interesse bereits für die erste Etappe gege­
ben ist. Aufgrund der vorgenannten Punkte gehen wir schliesslich davon aus, dass mit einem höhe­
ren Grenzwert die Ziele der Energiestrategie kaum zu erreichen sind.

Antrag:

Unterstützung des Art. 9 wie bestehend.

Freundliche Grüsse

Considerate AG

Stefan ielMeister Thomas Schmidt
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Stellungnahme zur Vernehmlassung "Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Ener-

giestrategie 2050: Änderungen auf Verordnungsstufe" 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 
 

Coop dankt Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme im Rahmen der Vernehmlassung "Umset-

zung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050: Änderungen auf Verordnungs-

stufe". 

Coop befürwortet das erste Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050. Es setzt verlässliche und 

zukunftsorientierte Rahmenbedingungen für den geplanten Umbau der schweizerischen Energie-

versorgung hin zu mehr erneuerbaren Energien und für eine effizientere Gestaltung des Energiever-

brauchs. Damit diese Ziele erreicht werden können, bedarf es einer konsequenten Umsetzung auf 

Verordnungsstufe. 

Insgesamt wertet Coop die vorliegenden Verordnungsrevisionen als massvoll. Bei der weiteren Aus-

arbeitung muss jedoch darauf geachtet werden, dass Verschärfungen gegenüber dem Gesetz ver-

mieden und Veränderungsprozesse nicht einseitig zulasten der Endverbraucher erfolgen sowie dass 

die Regulierungen ein positives Kosten-Nutzen Verhältnis aufweisen. 

Coop äussert sich zusammenfassend zur Vernehmlassungsvorlage vom 01.02.2017 wie folgt: 

 

Grundsätzliches 

Der im Gesetz vorgesehene Spielraum ist auf Verordnungsstufe regulatorisch nur dort zu nutzen, 

wo ein effektiv positives Kosten-Nutzenverhältnis gegeben ist. Regulierungen und insbesondere 

Verschärfungen gegenüber dem Gesetz, die (Mehr-)Kosten ohne entsprechenden (Mehr-)Nutzen 

erzielen, werden von Coop strikt abgelehnt. Solche Regulierungen belasten die Wirtschaft und die 

Gesellschaft mit unnötigen Zusatzkosten und legen einer zielgerichteten Umsetzung der Energie-

strategie dadurch Steine in den Weg. 

  

Bundesamt für Energie BFE 

Bundesrats- und Parlamentsgeschäfte 

3003 Bern 
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Energieverordnung (EnV) 

Coop wertet die vorliegende Revision der Energieverordnung insgesamt als positiv. Insbesondere 

unterstützt sie die vorgeschlagene Vergütung für Strom aus erneuerbaren Energien. Die generelle 

Verwendungspflicht von Stromherkunftsnachweisen ist jedoch klar abzulehnen – sie stellt eine gänz-

lich unzweckmässige Verschärfung des Gesetzes dar.  

Energieförderungsverordnung (EnFV) 

Coop unterstützt die vorgeschlagenen Regelungen zum Einspeisevergütungssystem sowie insbe-

sondere die neuen Bestimmungen zur Einmalvergütung für Photovoltaik-Anlagen. 

Stromversorgungsverordnung (StromVV) 

Coop begrüsst es grundsätzlich, dass einheitliche Regeln für intelligente Mess-, Steuer- und Regel-

systeme angestrebt werden. In der vorliegenden Fassung geht die Einführung von Smart Metern 

aber einseitig zulasten der Endverbraucher. Insbesondere ein vorzeitiger Ersatz der Messstellen soll 

nur in Absprache mit dem Endverbraucher erfolgen können. Ausserdem lehnt Coop die nicht sach-

gerechte Festlegung der Netzbetreiber als einzige Messstellenbetreiber ab. Es ist ein Wettbewerb 

der Messstellendienstleistung mittels Liberalisierung des Messsystems und einheitlichen Regeln für 

intelligente Mess-, Steuer- und Regelsysteme anzustreben.  

CO2-Verordnung 

Coop begrüsst die vorgesehenen Bestimmungen zu den CO2-Zielwerten für Personen- und Lastwa-

gen, zum Gebäudeprogramm sowie für die Bescheinigungsmöglichkeit für Übererfüllungen. Sie er-

möglichen eine wirkungsorientierte, marktwirtschaftliche und zugleich massvolle Umsetzung. Die 

Kompatibilität mit der EU ist in sachlicher und zeitlicher Hinsicht sicherzustellen, damit jederzeit Han-

dels-hemmnisse vermieden werden. Der weitere Gesetzgebungsprozesses ist ferner mit der Regu-

lierung zur Klimapolitik nach 2020 abzustimmen. 

 

Allgemeine Forderungen im Rahmen der vorliegenden Vernehmlassung 

 

1. Systemwechsel muss von allen Akteuren mitgetragen werden 

 Coop befürwortet Investitionen und Prozessanpassungen, welche zur Umwandlung des Ener-

giesystems erforderlich sind. Dabei dürfen diese Investitionen jedoch nicht einseitig zulasten der 

Endverbraucher erfolgen. Systemwechsel müssen von allen Akteuren gemeinsam mitgetragen 

werden. Durch die Verordnungsentwürfe zum ersten Massnahmenpakte der ES 2050 würde je-

doch ein noch grösseres Ungleichgewicht in der Lastenverteilung hergestellt. 

 Vor allem Netzbetreiber werden in nicht nachvollziehbarer Weise erheblich bevorteilt. Netzbe-

treiber sollen die Kosten für Netzverstärkungen, die durch die Einspeisung von Strom aus er-

neuerbaren Energieträgern oder durch dezentrale Produktion notwendig werden, den Endver-

brauchern in Rechnung stellen können. Vor diesem Hintergrund ist es besonders stossend, 

wenn sie darüber hinaus auch noch die nicht-amortisierten Kosten für nicht verwendete An-

schlussanlagen an die End-verbraucher überwälzen könnten. Dies widerspricht letztlich dem An-

sinnen des ersten Massnahmenpakets, dezentrale Produktionsformen zu ermöglichen und zu 

fördern. 
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 Ferner wird im Zusammenhang mit dem Messwesen eine Monopolstellung der Netzbetreiber 

festgelegt, die nicht sachgerecht ist. Durch die Pflicht zum flächendeckenden Einsatz intelligen-

ter Mess-systeme werden Kosten verursacht ohne zwingend einen Nutzen zu stiften. Dabei wer-

den die Kosten erst noch einfach auf die Endverbraucher überwälzt. Letztere sollen daher zu-

mindest eine Mitsprachemöglichkeit haben. Zudem sollen in erster Linie nur im Rahmen der 

regulären Erneuerung Smart Meter eingesetzt werden, sodass keine Zusatzkosten resultieren. 

Coop fordert ausserdem eine Liberalisierung des Messsystems (Wahlfreiheit bezüglich Mess-

stellendienstleister, Kompatibilität der Messeinrichtungen), was zu mehr Wettbewerb und Inno-

vationen führt. 

 

2. Konvergenz von Klima- und Energiepolitik sicherstellen 

 Besonders begrüssenswert ist die vorgesehene Möglichkeit zur Bescheinigung von Emissions-

verminderungen, welche nicht im Zusammenhang mit einer Zielvereinbarung erfolgen oder eine 

Übererfüllung der Zielvorgaben darstellen. Dies bietet einem weiteren Unternehmenskreis An-

reiz, zusätzliche emissionsmindernde Massnahmen zu ergreifen, auch wenn diese heute nicht 

ganz kostendeckend sind. Die Detailanforderungen (Mitteilung des BAFU: „Projekte und Pro-

gramme zur Emissionsverminderung im Inland“) sollten im gleichen Zuge vereinfacht werden, 

um die administrativen Hürden zu reduzieren, sodass mit dieser Neuerung möglichst breit Wir-

kung erzielt werden kann.  

 Diese neue Möglichkeit zur Übererfüllung ist ein sehr wesentliches marktwirtschaftliches Ele-

ment im Sinne der Energiestrategie 2050 und wird seitens Coop sehr begrüsst. Dabei ist u.a. 

aus Grün-den des Investitionsschutzes sicherzustellen, dass im Rahmen der Totalrevision des 

CO2-Gesetzes dieser privatwirtschaftliche Effizienzansatz nicht wieder aushebelt wird. Die klima- 

und energiepolitischen Regulierungen sind sowohl auf Gesetzes- wie auch auf Verordnungs-

ebene abzugleichen. 

 Hinsichtlich der Zielvereinbarungen für die Rückerstattung des Netzzuschlags besteht erhebli-

cher formeller Anpassungsbedarf. Coop fordert eine vollständige Koordination mit den Zielver-

einbarungen im Rahmen der CO2-Abgabebefreiung und des Grossverbraucherartikels. Es ist 

eine materielle Harmonisierung der Zielvereinbarungsparameter sowie eine Entschlackung des 

administrativen Prozesses sicherzustellen (z.B. durch einen "One-stop-shop" für die Verwaltung 

aller Zielvereinbarungen). 

 

3. Keine Verschärfungen auf Verordnungsebene einführen 

 Der Verordnungsentwurf sieht teilweise wesentliche Verschärfungen gegenüber dem in der 

Grund-linie liberalen Gesetz dar. Diese unnötigen Überregulierungen lehnt Coop dezidiert ab. 

 So räumt etwa das Energiegesetz dem Verordnungsgeber in Bezug auf die Herkunftsnachweis-

pflicht von Strom die Möglichkeit ein, Ausnahmen vorzusehen. Es ist vor diesem Hintergrund 

stossend, dass der Bundesrat seinen Ermessensspielraum nicht ausnutzt, sondern in der revi-

dierten Energieverordnung jede Kilowatt-Stunde der Herkunftsnachweispflicht unterstellt. Dies 

ist zum einen sachlich nicht nachvollziehbar, etwa wenn ein Stromproduzent den Strom nicht ins 

Netz einspeist. Zum anderen verteuert die generelle Verwendungspflicht von Herkunftsnachwei-

sen den Strompreis und bläht die Verwaltung auf, ohne dass damit etwas Nutz- oder Sinnstif-

tendes erreicht wird. 
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 Auch im Zusammenhang mit der Rückerstattung des Netzzuschlags führt der Verordnungsgeber 

eine strengere Interpretation an, als dies vom Gesetz gefordert wird. Dass für die Ermittlung der 

Anspruchsberechtigung die Bruttowertschöpfung des Konzerns massgebend sein soll, drängt 

sich nicht auf. Mit der einschränkenden Vorgabe auf Verordnungsebene wird das ursprüngliche 

Ziel der Rückerstattungsmöglichkeit, Wettbewerbsnachteile für stromintensive Betriebe zu ver-

hindern, gar verunmöglicht. Coop verlangt daher, dass der Bundesrat diese wirtschaftsbelasten-

den Unstimmigkeiten im Rahmen der definitiven Erlasse beseitigt. Dabei ist insbesondere beim 

Gesuch auf Rückerstattung auf die Stromkosten pro Standort abzustellen. 

 

4. Interpretationsspielraum klären 

 Im Zusammenhang mit Miet- oder Pachtverhältnissen bei Zusammenschlüssen zum Eigenver-

brauch besteht erhebliche Rechtsunsicherheit. Die mit der Energiestrategie 2050 anvisierte bes-

sere Förderung dezentraler Produktionsformen darf nicht durch offene Interpretationsspielräume 

auf Verordnungsebene verunmöglicht werden. 

 

Unsere konkreten Anträge finden Sie in der Beilage. Wir danken Ihnen für deren Berücksichtigung 

und stehen Ihnen für Rückfragen jederzeit gerne zur Verfügung 

 

Freundliche Grüsse 

 

Coop 

 

 

 

  
Thomas Mahrer 
Leiter Wirtschaftspolitik 

Lukas Federer 
Fachmitarbeiter Wirtschaftspolitik 
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Anhang: Änderungsanträge zu den Vernehmlassungsvorlagen 

 

Energieverordnung (EnV) 

Antrag 1 – Stromkennzeichnung 

Art. 4 Abs. 1 EnV ist durch die Bestimmung des bisherigen Rechts (Art. 1d EnV) zu ersetzen: 

Wer Elektrizität produziert und ins Netz einspeist, kann die Produktionsanlage von der für diesen Fach-

bereich akkreditierten Konformitätsbewertungsstelle (Ausstellerin) erfassen lassen. Er kann auch die mit 

der Anlage produzierte Elektrizität regelmässig erfassen und sich dafür Herkunftsnachweise ausstellen 

lassen. 

Begründung 

 Die vorgeschlagene Regelung stellt bezogen auf Art. 9 EnG eine Verschärfung auf Verordnungs-

ebene dar. Insbesondere unterstellt sie jede Kilowattstunde der Herkunftsnachweispflicht. Diese Än-

derung lehnt Coop dezidiert ab. Art. 9 Abs. 5 EnG sieht nämlich explizit Ausnahmen vor. Dieser Spiel-

raum muss genutzt werden. 

 Der Nachweis jeder einzelnen Kilowattstunde ist zum einen sachlich nicht nachvollziehbar, etwa 

wenn ein Stromproduzent den Strom nicht ins Netz einspeist. 

 Die generelle Verwendungspflicht von Herkunftsnachweisen verteuert den Strompreis und bläht die 

Verwaltung auf, ohne dass damit etwas Nutz- oder Sinnstiftendes erreicht wird. 

 Problematisch bis nutzlos dürfte die Regulierung insbesondere sein, weil bisher der börsengehan-

delte (internationale) Strom keinen Herkunftsnachweis hat. Daher kann die unterstützungswürdige 

Absicht – mehr Transparenz bei der Stromherkunft – so auch nicht wirklich verbessert werden. 

 Letztlich ist ein Herkunftsnachweis ein mögliches Mittel, um sich als Produzent oder Verbraucher 

gegenüber Stakeholdern oder gegenüber Konsumenten am Markt zu differenzieren. Das soll freiwillig 

sein und bleiben – der Staat muss nicht ohne Zwang eine marktorientierte, funktionierende Lösung 

aufgeben. 

 

 

Antrag 2 – Zusammenschluss mit Mieterinnen und Mietern und Pächterinnen und Pächtern 

Art. 17 EnV ist wie folgt um einen neuen Absatz 4 zu ergänzen: 

4 Bei einem Wechsel der Mieter- oder Pächterschaft treten bei vorbestehendem Zusammenschluss zum 

Eigenverbrauch die neuen Mieterinnen und Mieter resp. Pächterinnen und Pächter nicht automatisch in 

den Zusammenschluss ein; für sie gilt die Ausgangslage wie bei Einführung des gemeinsamen Eigen-

verbrauchs (Art. 17 Abs. 3 EnG). 

Art. 17 Abs. 4 sei in Art. 17 Abs. 5 EnV zu ändern. 

Begründung 

 Bei gewerblich genutzten Gebäuden muss unterschieden werden, ob die Mieter- oder Pächterschaft 
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eine Organisationseinheit desjenigen Unternehmens darstellt, das zugleich Grundeigentümerin des 

Grundstücks ist, oder ob es sich um einen unabhängigen Betrieb handelt. Kommt es etwa durch 

einen Wechsel der Mieter- oder Pächterschaft dazu, dass bestimmte Flächen neu an unabhängige 

Betriebe vermietet oder verpachtet werden, wäre es unbillig, wenn diese den Entscheid ihrer Vorgän-

ger ohne Mitspracherecht weitertragen müssten. 

 Mieterinnen und Mieter resp. Pächterinnen und Pächter müssen flexibel die Wahl haben, ob sie ihren 

Strom aus dem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch oder über den Netzbetreiber nach Art. 6 und 

7 StromVG beziehen. Ein einmaliger Entscheid pro Mietfläche ist abzulehnen. 

 Da weder aus Gesetz noch Verordnung klar wird, ob bei einem Wechsel der Mieter- oder Pächter-

schaft die neuen Mieterinnen und Mieter resp. Pächterinnen und Pächter zwingend in das Stromver-

sorgungsmodell, das für die Vormieter- oder Pächterschaft galt, eintreten müssen, bedarf es einer 

Klarstellung. Mit der vorgeschlagenen Präzisierung kann diese Rechtsunsicherheit behoben werden. 

 

 

Antrag 3 –Teilnahmebedingungen 

Art. 21 EnV ist wie folgt zu ändern: 

1 Das BFE legt jährlich die Bedingungen für die Teilnahme am Ausschreibungsverfahren fest und passt 

diese an, falls dies aufgrund neuer Vorschriften oder Gesetze notwendig ist. 

Begründung 

 Die heute praktizierte jährliche Anpassung führt für die teilnehmenden Unternehmen zu grosser Pla-

nungs- und Investitionsunsicherheit und verhindert eine effiziente Abwicklung. 

 Die Bedingungen für die Teilnahme an Ausschreibeverfahren sollen daher nur dann angepasst wer-

den, wenn sich dies aufgrund geänderter Rahmenbedingungen aufdrängt. 

 

 

Antrag 4: Art. 41 EnV – Zielvereinbarung 

Art. 41 EnV ist grundlegend zu überarbeiten und mit der Totalrevision des CO2-Gesetzes abzustimmen. 

Die Zielvereinbarungen für die Rückerstattung des Netzzuschlags, die CO2-Abgabebefreiung und für die 

kantonalen Grossverbrauchermodelle sind zu vereinheitlichen. Zentrale Punkte: 

 Materielle Harmonisierung der Zielvereinbarungsparameter ist auf Verordnungsebene vorzugeben. 

Das BFE oder das BAFU und die EnDK sind gemeinsam zu verpflichten, schweizweit einheitliche 

Zielvereinbarungsparameter festzulegen – insbesondere: Zielsystem, Systemgrenzen, Befreiungs-

zeiträume, Berechtigungsgrundlagen und Monitoring. Subsidiär sollen die Kantone darauf basierend 

vertiefende Ausgestaltungsvarianten einfordern können. 

 One-stop-shop: Festlegung der Zuständigkeit einer einzigen Stelle der öffentlichen Hand (z.B. das 

BFE zusammen mit der EnDK oder auch eine privatwirtschaftliche Agentur) für den Abschluss und 

die Überprüfung der Einhaltung sämtlicher Zielvereinbarungen (CO2-Abgabe, Netzzuschlag, Gross-

verbraucherartikel). 

Begründung 

 Die Vernehmlassungsvorlage ist leider überhaupt nicht auf eine Zusammenführung von klima- und 
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energiepolitischen Instrumenten in ein integrales System ausgerichtet. Durch die konsequente Har-

monisierung von Universalzielvereinbarungen für die kantonalen Grossverbrauchermodelle, die CO2-

Abgabebefreiung und die Rückerstattung des Netzzuschlags sowie eine Angleichung der Laufzeit-

modelle kann die Administration sowohl für die betroffenen Unternehmen als auch die Behörden 

erheblich vereinfacht werden. 

 Durch die Festlegung der Zuständigkeit eines Bundesamts oder einer privatwirtschaftlichen Agentur 

für sämtliche Zielvereinbarungen ("One-stop-shop") können Mehrfachprüfungen der gleichen Ziel-

vereinbarung vermieden werden. Dadurch werden Synergien effizient genutzt und die administrati-

ven Prozesse ganz erheblich entschlackt. 

 Der Antrag steht im Einklang mit der angenommenen Motion Schilliger (15.3543, "Bürokratieabbau 

in der CO2- und Energiegesetzgebung. Einheitliche Rahmenbedingungen für den Vollzug von Ziel-

vereinbarungen"). 

 

 

Antrag 5: Art. 45 EnV – Bruttowertschöpfung 

Art. 45 Abs. 1 EnV ist wie folgt zu ändern: 

1 Die Bruttowertschöpfung ist auf der Grundlage ders ordentlich geprüften Jahresrechnung des nach 

Artikel 957 Absatz 1 des Obligationenrechts (OR) zur Buchführung und Rechnungslegung pflichtigen 

Unternehmens Einzelabschlusses des letzten vollen Geschäftsjahres oder durch eine externe Revisions-

stelle zu ermitteln. Sie berechnet sich nach Anhang 5 Ziffer 1. 

Art. 45 Abs. 2 EnV ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

 Der gleiche Produktionsbetrieb mit den gleichen Elektrizitätskosten und der gleichen Wertschöpfung 

erhält den Netzzuschlag zurückerstattet, wenn er eine unabhängige Rechtspersönlichkeit hat, aber 

nicht, wenn er einem Mehrbetriebunternehmen angegliedert ist. 

 Dies kommt einer massiven Diskriminierung und Wettbewerbsverzerrung (auch im Inland) gleich. 

Werden bestimmte Rechtsformen benachteiligt, wird die Standortattraktivität der Schweiz für strom-

intensive Produktionsbetriebe stark vermindert. 

 Dass sowohl die geltende EnV wie auch die Vernehmlassungsvorlage die Berechnung der Stromin-

tensität von der Organisationsform des jeweiligen Betriebs abhängig machen, entspricht ausserdem 

einer Auslegung, für die es im EnG keine Grundlage gibt. 

 Das Abstellen auf den Einzelabschluss als Berechnungsgrundlage stellt eine Auslegung im Rahmen 

des gesetzlichen Ermessensspielraums sicher und setzt den vom Gesetzgeber beabsichtigen Lö-

sungsansatz sachlich präziser um; d.h. Rückerstattungsmöglichkeit ist für alle stromintensive Be-

triebe möglich. 
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Energieförderungsverordnung (EnFV) 

Antrag 1 – Direktvermarktung 

Art. 15 Abs. 2 EnFV ist zu streichen und Art. 15 Abs. 1 EnFV wie folgt zu ändern: 

1 Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21 EnG) ausgenommen sind Betreiber von Neuanlagen mit 

einer Leistung von weniger als 30 kW sowie Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab 500 kW, die 

bereits eine Vergütung nach bisherigem Recht erhalten. 

Begründung 

 Die Pflicht zum Wechsel in das Direktvermarktungssystem würde für Betreiber von Anlagen mit einer 

Leistung von über 500 kW eine erhebliche Rechts- und Investitionsunsicherheit mit sich bringen, 

wenn sich die Investitionsparameter plötzlich ändern. 

 Die vorgeschlagene Rückwirkung ist rechtlich mit Blick auf den Vertrauensgrundsatz ausserdem als 

kritisch zu würdigen. 

 Es ist daher sachgerechter und ordnungspolitisch korrekt, Betreibern von Anlagen über 500 kW eben-

falls die Wahlmöglichkeit zu gewähren. 

 

 

Antrag 2 – Abbau der Warteliste 

In Art. 21 Abs. 2 EnFV ist Variante A der Vorzug zu geben. 

Begründung 

 Es ist jenen Betreibern von PV-Anlagen der Vorzug zu geben, die den Bau nicht nur geplant, sondern 

auch umgesetzt haben. Wer ungeachtet der nicht rentablen Situation (sinkende KEV-Rückerstattung) 

und ohne Aussicht auf Fördermittel den Bau einer PV-Anlage gewagt hat, muss belohnt werden. 

Variante A garantiert einen fairen Abbau der Warteliste. 

 

 

Stromversorgungsverordnung (StromVV) 

Antrag 1 – Netzanschluss bei Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch 

Art. 3a Abs. 2 StromVV ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

 Art. 3a StromVV ist sowohl aus einer prinzipiellen wie auch wirkungsorientierten Betrachtung heraus 

abzulehnen, da durch ihn die Weiterentwicklung der Stromversorgung im Sinne der Energiestrategie 

2050 (Integration dezentraler Produktion) gebremst wird. Weshalb Zusammenschlüsse zum Eigen-

verbrauch gegenüber einzelnen Eigenverbrauchern diskriminiert werden sollen, ist in diesem Lichte 

nicht nachvollziehbar. 

 Zudem würde der Vorteil der Einsparung der Netznutzung bei Zusammenschlüssen zum Eigenver-
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brauch zunichte gemacht, wenn diesen die nicht-amortisierten Kosten von Anschlussanlagen ange-

lastet würden. Es ist vielmehr eine verursachergerechte Verrechnung anzustreben, indem z.B. bei 

Grossproduzenten eine Netznutzungsabgabe für deren Einspeisung vorgesehen wird. 

 Schliesslich werden Netzbetreiber durch die vorliegende Bestimmung noch stärker übervorteilt, als 

dies ohnehin bereits der Fall ist. Nach Art. 22 Abs. 4 und 5 StromVV können Netzbetreiber für Netz-

verstärkungen, die aufgrund vermehrt dezentraler Einspeisung notwendig werden, eine Vergütung 

erhalten. Vor diesem Hintergrund ist es zusätzlich stossend, wenn sie von Eigenverbrauchsgemein-

schaften eine Abgeltung erhalten. 

 

 

Antrag 2 

In Art. 8a-d StromVV ist der Begriff "Netzbetreiber" durch "Messstellendienstleister" zu ersetzen. 

Begründung 

 Der vorliegende Entwurf unterscheidet nicht zwischen der Grundfunktion und den zusätzlichen Funk-

tionen intelligenter Mess-, Steuer- und Regelsysteme. Bei wortgetreuer Auslegung darf der Netzbe-

treiber die durch die genannten Systeme ermöglichte Flexibilität nur für den effizienten Netzbetrieb 

nutzen. Intelligente Mess-, Steuer- und Regelsysteme sind aber geeignet, neben netzstabilisierenden 

Eingriffen bei den Produktions- und Verbrauchsprofilen weitere Dienstleistungen abzuwickeln, die 

ebenfalls vorhandene Flexibilitäten nutzen. 

 Die vorgeschlagenen Bestimmungen eröffnen jedoch die Möglichkeit für ein Geschäftsmodell, das 

nicht im Interesse eines effizienten Netzbetriebs und der kostentragenden Verbraucher liegt. Der 

Netzbetreiber könnte den Einsatz der genannten Systeme nicht nur für den effizienten Netzbetrieb, 

sondern auch für die weiteren Marktangebote kontrahieren. Aufgrund der Anrechenbarkeit der ent-

sprechenden (Vergütungs-)Kosten könnte er im Monopolbereich hohe Preise bieten, die ausserhalb 

desjenigen liegen, was die Konkurrenz bieten kann. Diese Vorrangstellung der Netzbetreiber lehnt 

Coop klar ab. 

 Ein diskriminierungsfreier Zugang zu Flexibilitätspotenzialen – wie dies auch der Gesetzgeber anvi-

sierte – kann nur ermöglicht werden, wenn der Markt für intelligente Mess-, Steuer- und Regelsys-

teme liberalisiert wird. Mit dem Begriff "Messstellendienstleister" wird ermöglicht, dass neben den 

Netzbetreibern auch andere Dienstleister teilnehmen können. Andererseits bleibt den Netzbetreibern 

durch einheitliche Vorgaben für intelligente Mess-, Steuer- und Regelsysteme im Rahmen ihres Ein-

satzes für den effizienten Netzbetrieb die Möglichkeit, die Netzstabilität zu gewährleisten. 

 

 

Antrag 3 – Intelligente Messsysteme 

Art. 8a StromVV ist wie folgt zu ergänzen: 

1 Für das Messwesen und die Informationsprozesse sind bei den Endverbrauchern im freien Markt und 

den Erzeugern intelligente Messsysteme einzusetzen. Den Endverbrauchern ist bei der Wahl des Mess-

systems ein Mitspracherecht zu gewähren. 

2 Der Einsatz von intelligenten Messsystemen erfolgt im Rahmen der üblichen Erneuerung der Messstel-

len. Es sei denn ein intelligentes Messsystem ist für den effizienten Netzbetrieb nachweislich notwendig 

oder vom Endverbraucher verlangt. 
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Begründung 

 Gemäss Art. 17a Abs. 2 StromVG kann der Bundesrat intelligente Messsysteme differenziert für ein-

zelne Kundengruppen vorschreiben. Bis dato haben grosse Stromverbraucher selbständig fernaus-

lesbare Lastgangmessungen installiert. Ein wirklicher Effizienzgewinn kann jedoch nur erzielt wer-

den, wenn die installierten intelligenten Messsysteme untereinander kompatibel sind. 

 In Bezug auf die übrigen Endverbraucher ist es jedoch sachgerechter, wenn der Einsatz von "Smart 

Meters" in Absprache mit den Endverbrauchern erfolgt und diese auch ihr eigenes Datenauslesesys-

tem anschliessen können. 

 

 

Antrag 4 – Übergangsbestimmung für intelligente Messsysteme 

Art. 8c Abs. 1 StromVV ist wie folgt zu ändern: 

1 Der Netzbetreiber Messstellendienstleister darf für den effizienten Netzbetrieb intelligente Steuer- und 

Regelsysteme bei Endverbrauchern und Erzeugern nur dann verwenden, wenn sie diesem Einsatz zu-

stimmen. Werden die Systeme für andere Zwecke als für den effizienten Netzbetrieb verwendet, muss 

dies separat ausgewiesen werden. Die Endverbraucher und Erzeuger vereinbaren dazu mit dem Netz-

betreiber den Umfang des Zugriffs und eine angemessene, sachgerechte Vergütung.  

Begründung 

 Die Abgrenzung der unterschiedlichen Einsatzfunktionen von intelligenten Steuer- und Regelsyste-

men wurde zwar im erläuternden Bericht vom Gesetzgeber verlangt, aber durch die vorgeschlagenen 

Bestimmungen de facto nicht umgesetzt. Mit der vorgeschlagenen Änderung kann diese Forderung 

erfüllt werden. 

 

 

Antrag 5 – Übergangsbestimmung für intelligente Messsysteme 

Art. 31e StromVV ist ersatzlos zu streichen und geeignete Regulierung in Art. 8 Abs. 2 (neu) StromVV 

übernehmen (siehe Antrag 3): 

Innerhalb dieser Übergangsfrist bestimmt der Netzbetreiber, wann er eine solche Messeinrichtung mit 

einem intelligenten Messsystem nach Artikel 8a ausstatten will. Unabhängig davon sind Endverbraucher 

mit einem intelligenten Messsystem nach Artikel 8a auszustatten, wenn sie von ihrem Anspruch auf Netz-

zugang Gebrauch machen, und Erzeuger, wenn sie eine Erzeugungsanlage an das Elektrizitätsnetz an-

schliessen. 

Begründung 

 Die vorgesehene Übergangsbestimmung für die Pflicht zum Umsteigen auf ein intelligentes Mess-

system verunmöglicht sachgerechte Einzelfallentscheide, wenn Netzbetreiber innerhalb der sieben-

jährigen Übergangsfrist dennoch einseitig das Recht haben, den Wechsel zu erzwingen. Bestehende 

Messsysteme müssten telquel ersetzt werden. Dies ist vor dem Hintergrund, dass Netzbetreiber noch 

nicht amortisierte Messeinrichtungen zu den anrechenbaren Netzkosten zählen dürfen, besonders 

stossend. Ein kategorischer vorzeitiger Ersatz ist daher abzulehnen. 
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Fachverband Elektroapparate für Haushalt und Gewerbe Schweiz 
Association Suisse des Fabricants et Fournisseurs d'Appareils électrodomestiques

Zürich, 8. Mai 2017
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Nr.
UVEK
Kochergasse 6 
3003 Bern

Erstes Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050 

Stellungnahme zur Energieefftzienzverordnung EnEV

Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns zu einer Stellungnahme in obiger Angelegenheit eingeladen. Gerne benützen 
wir die Gelegenheit, Ihnen die Position des Fachverbands Elektroapparate für Haus­
halt und Gewerbe Schweiz (FEA) in dieser Sache darzulegen, wobei wir uns auf die EnEV 
beschränken.

Die EnEV ist gegenüber der früheren EnV übersichtlicher und die für die verschiedenen Ge­
rätekategorien geltenden Verweise auf die massgeblichen EU-Verordnungen und -Richtlinien 
wurden vereinheitlicht. Bestrebungen, die schweizerischen Vorschriften an jene der EU an­
zugleichen, sind zu begrüssen. Der FEA setzt sich seit Jahren für eine solche Harmonisierung 
ein. Wir regen jedoch an, den Angleich noch konsequenter vorzunehmen und von bestehen­
den, über die EU-Regelungen hinausgehenden Verbrauchsvorschriften, Abstand zu nehmen. 
Denn nach wie vor funktioniert die Rechtsdurchsetzung der schweizerischen Sondervor­
schriften nicht in befriedigendem Masse. Angesichts der uns bekannten geringen Zahl an 
ausgesprochenen Sanktionen ist offensichtlich, dass nur ein ausserordentlich kleiner Teil der 
Verstösse entdeckt und verfolgt wird. Leidtragende sind die sich korrekt verhaltenden Anbie­
ter. Zumal vorliegend die Totalrevision der EnV ansteht, ist der Zeitpunkt für einen Angleich 
der schweizerischen Regelungen an jene der EU besonders günstig.

Konkret beantragen wir, die gegenüber der EU strengeren Verbrauchsvorschriften für Kühl-/ 
Gefriergeräte, Wäschetrockner und Backöfen zu streichen. Um dem Energieeffizienzbestre­
bungen gerecht zu werden, reicht es vollauf, die Vorschriften der EU, welche selbst ambitio-

Geschäftsstelle: Obstgartenstrasse 28,8006 Zürich 
Telefon 044 361 40 00 - Fax 044 361 19 91 - www.fea.ch - info@fea.ch - MWST 502550
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nierte Energiesparziele verfolgen, zu übernehmen und sich in der Schweiz auf die Umsetzung 
freiwilliger Massnahmen zu konzentrieren.

Wir danken Ihnen für die sorgfältige Prüfung unserer Anliegen und stehen selbstverständlich 
gerne für zusätzliche Unterstützung zur Verfügung.

Freundliche Crûsse
FEA Fachverband Elektroapparate 
für Haushalt und Gewerbe Schweiz
Der Präsident:

)r. B. Weibel

Der Geschäftsführer:
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Bundesamt für Energie 
Kochergasse 6 
3003 Bern 
energiestrategie@bfe.admin.ch 
 
 
 
Zürich, 05. Mai 2017 
 
 
 
Stellungnahme Vernehmlassung über die Umsetzung des ersten Massnamenpakets zur 
Energiestrategie 2050: Änderungen auf Verordnungsstufe 
 
 
Sehr geehrter Herr Häusler, sehr geehrte Damen und Herren 
 

GastroSuisse, der grösste gastgewerbliche Arbeitgeberverband für Hotellerie und 

Restauration mit rund 20'000 Mitgliedern (Hotels, Restaurants, Cafés, Bars etc.) in allen 

Landesgegenden, organisiert in 26 Kantonalsektionen und fünf Fachgruppen, nimmt im 

Vernehmlassungsverfahren über die Umsetzung des ersten Massnamepakets zur 

Energiestrategie 2050 gerne wie folgt Stellung:  

 
 

I. Vorbemerkungen 

 
GastroSuisse lehnt das erste Massnamenpaket zur Energiestrategie 2050 dezidiert ab. 

Deshalb kann GastroSuisse auch die Umsetzung auf der Verordnungsstufe nicht gutheissen. 

Dass die Vernehmlassung zu den Änderungen auf der Verordnungsstufe vor der Abstimmung 

über das Energiegesetz durchgeführt wird, ist ordnungspolitisch sehr fragwürdig. 

 

Aus folgenden Gründen lehnt GastroSuisse das erste Massnahmenpaket zur Energiestrategie 

2050 ab: 

 

- Die Vorlage kommt einer Subventionsmaschinerie gleich. Anstatt den Übergang von 

fossiler auf erneuerbare Energien über staatliche Eingriffe, Gesetze, Regulierungen 

und Gebühren zu erzwingen, sollte der Übergang vielmehr mit marktwirtschaftlichen 

Mitteln und Anreizen gestaltet werden. 

  

- Die Energiestrategie 2050 bürdet den Unternehmen höhere Energiekosten auf. 

Insbesondere KMU-strukturierte Betriebe wie das Gastgewerbe werden in der Vorlage 

unverhältnismässig stark belastet. Denn diese Betriebe haben keine Möglichkeit, sich 

von Abgaben befreien zu lassen. Die finanzielle Last der Energiewende muss aber von 

der gesamten Wirtschaft gleichermassen getragen werden. Hinzu kommt, dass im 
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Verordnungsentwurf die Kosten, welche die Energiestrategie mit sich bringen würde, 

nicht konkret beziffert werden. 

   

- Die Vorlage zeigt nicht auf, wie die Versorgungssicherheit sichergestellt werden soll. 

Durch den kontinuierlichen Wegfall der Kernenergie werden auch die 

Produktionskapazitäten für Strom reduziert. Für das Gastgewerbe ist eine sichere 

Stromversorgung zu jeder Jahreszeit jedoch zentral.  

 

Nichtsdestotrotz möchte GastroSuisse folgende Stellungen als Alternativanträge zu den 

einzelnen Artikeln nehmen: 

 

II. Zu den einzelnen Artikeln 

Entwurf Energieverordnung (E-EnV) 

Art. 4: ändern 

 

GastroSuisse lehnt eine obligatorische Stromkennzeichnung ab. Denn dadurch würden den 

KMU unverhältnismässig hohe Regulierungskosten auferlegt. Die Kosten, welche bei einer 

solchen Stromkennzeichnungspflicht anfallen, würden schlussendlich auf die 

Endverbraucherinnen und Endverbraucher überwälzt und schaden dadurch Gewerbe und 

Privathaushalten. 

 

Art. 37 Abs. 1: ändern 

Der Netzzuschlag beträgt 2,3 1,9 Rappen/kWh. 

 

Die Erhöhung des Netzzuschlages von 0,8 Rappen/kWh auf einen Schlag würde die 

Vorleistungs-Kosten für die gastgewerblichen Betriebe stark erhöhen. In der Folge würde die 

Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe gegenüber dem Ausland noch weiter geschwächt. 

GastroSuisse spricht sich daher für eine Erhöhung von maximal 0,4 Rappen/kWh aus. Somit 

werden die Subventionsprogramme gezwungen, effizient zu wirtschaften und die Mittel 

sorgfältig und sparsam einzusetzen.  

Art. 39 – 51 Rückerstattung: ändern 

 

GastroSuisse ist einverstanden, dass den Unternehmen den bezahlten Netzzuschlag 

zurückerstattet wird. Jedoch ist die vorgeschlagene Grenze bei der Bruttowertschöpfung 

diskriminierend! Denn viele Unternehmen werden dadurch von der Ausnahmeregelung 

ausgeschlossen. GastroSuisse verlangt einen Befreiungsmechanismus ohne Untergrenze. Es 

dürfen keine Mindestanforderungen gelten: Jedes Unternehmen muss unabhängig von seiner 

Bruttowertschöpfung die Möglichkeit haben, sich vom Netzzuschlag befreien zu können. Denn 
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jedes Unternehmen geht damit gleichzeitig eine Zielvereinbarung ein, welches hilft, das 

gesamthafte Reduktionsziel zu erreichen. Jeder Betrieb kann selber einschätzen, ob sich für 

sie eine Reduktionsvereinbarung lohnt, oder nicht. Weiter müssen die Hürden, um sich von 

den Abgaben befreien zu lassen, tief gehalten werden. Der Aufwand muss sich auch für kleine 

Unternehmen lohnen, um eine Verminderungsverpflichtung einzugehen.  

 

Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
GastroSuisse 
 
 
 
Sascha Schwarzkopf Sereina Gujan  
Leiter Wirtschaftspolitik Wirtschaftspoltische Mitarbeiterin 
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3003 Bern 

per Email an: energiestrategie@bfe.admin.ch  

Zürich, 8. Mai 2017 

Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050 

Stellungnahme 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Per Email vom 2. Februar 2017 haben Sie uns im Zusammenhang mit der Umsetzung des ersten 

Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2015 über die Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens zu 

den Änderungen auf Verordnungsstufe informiert. Sie geben den Vernehmlassungsadressaten die 

Möglichkeit, bis am 8. Mai 2017 schriftlich Stellung zu nehmen, was wir hiermit gerne tun. 

Die Stellungnahme der GGS besteht aus diesem Schreiben mit den Erläuterungen und Begründungen 

zu den Anträgen und einer synoptischen Tabelle mit einer Zusammenfassung aller Anträge. Bei 

Artikeln, zu denen wir keinen Kommentar abgeben bzw. keinen Antrag stellen, verzichten wir auf eine 

Stellungnahme. 

1. Änderung der Stromversorgungsverordnung (StromVV) 

Im 2. Kapitel unter dem Titel «Versorgungssicherheit» sollen mit dem neuen Art. 3a StromVV 

Netzbetreibern neue Rechte eingeräumt werden, die zur Folge haben, dass Gebietsmonopole 

gestärkt und die Weiterentwicklung der Stromversorgung im Sinne der Energiestrategie (Integration 

von dezentraler Produktion) gebremst wird. Statt die Versorgung sicherer zu machen, wird genau das 

Gegenteil erreicht. 

Im neuen Art. 3a Abs. 1 StromVV soll den Netzbetreibern zugestanden werden, dass sie einem 

Zusammenschluss zum Eigenverbrauch den Anschluss ans Netz verweigern können, wenn der sichere 
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Netzbetrieb gefährdet würde bzw. wenn keine Gewähr für einen funktionierenden Betrieb gegeben 

werden kann.  

Weshalb Zusammenschlüsse zum Eigenverbrauch gegenüber einzelnen Eigenverbrauchern 

diskriminiert werden sollen ist nicht nachvollziehbar. Art. 11 Abs. 2 EnV der neuen Energieverordnung 

verpflichtet alle Produzenten, die Energie nach Artikel 15 des neuen Gesetzes einspeisen, auf eigene 

Kosten Massnahmen zu ergreifen, um störende technische Einwirkungen am Einspeisepunkt zu 

vermeiden (entspricht der bisherigen Regelung in Art. 2 Abs. 4 EnV der geltenden 

Energieverordnung). Die Branche hat im Distribution Code und weiteren Branchendokumenten 

ebenfalls Richtlinien zu diesem Thema publiziert. Analoge Bestimmungen betreffend Störschutz kennt 

auch das Elektrizitätsgesetz mit seinen Verordnungen.  

Im neuen Art. 3a Abs. 2 StromVV sollen Netzbetreiber für bestehende Anschlussanlagen, die wegen 

Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch nicht mehr, bzw. nicht mehr gleich wie vorher, genutzt 

werden, Abgeltungen erhalten. Gemäss einschlägigen Branchendokumenten ist davon auszugehen, 

dass mit der Bezahlung der Netzanschlusskosten und des Netzkostenbeitrags die relevanten Kosten 

bereits von den Netzanschlussnehmern bezahlt worden sind1. Kostenfolgen bei Änderungen am 

Netzanschluss sind in den Branchendokumenten auch hinreichend abgehandelt. 

Auch bei dieser Bestimmung ist nicht nachvollziehbar, weshalb Zusammenschlüsse zum 

Eigenverbrauch gegenüber einzelnen Eigenverbrauchern diskriminiert werden sollen. Die 

Transformation der Stromversorgung im Sinne der Energiestrategie erfordert auf jeden Fall einen 

Strukturwandel in der Strombranche. Dass dabei bestehende Anlagen anders genutzt werden und 

neue Anlagen auf neue Anforderungen ausgerichtet werden müssen, ist unvermeidlich. Mit dem 

vorgeschlagenen Absatz 2 wird eine Kostenkomponente kreiert, die den notwendigen Wandel 

behindert. Neue Dienstleistungen, die für das Funktionieren einer Versorgung mit stochastischer 

dezentraler Einspeisung notwendig sind, werden erschwert, verzögert bzw. ganz verhindert. 

An dieser Stelle soll nicht unerwähnt bleiben, dass gemäss Art. 22 Abs. 3 StromVV Netzverstärkungen 

aufgrund von Einspeisungen von Erzeugern von Energie nach Artikel 7, 7a und 7b des Energiegesetzes 

Teil der Systemdienstleistungen sind. D.h. Netzbetreiber können für Netzverstärkungen, die aufgrund 

vermehrter dezentraler Einspeisung notwendig werden gem. Art. 22 Abs.4 und 5 StromVV Vergütung 

erhalten. 

Fazit: Nachdem Netzbetreiber schon Abgeltung erhalten, wenn sie das Netz aufgrund von dezentraler 

Produktion an höhere Leistungswerte anpassen müssen, sollen sie nun auch noch Abgeltung erhalten, 

                                                

1 Netzkostenbeiträge werden u.a. damit begründet, dass durch den Anschluss von neuen Endverbrauchern 
Netzverstärkungen notwendig werden. Wird ein Anschluss aufgehoben, steht die freigewordene Kapazität 
neuen und verbleibenden Netznutzern zur Verfügung. Eine Rückvergütung des Netzkostenbeitrags findet nicht 
statt. 
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wenn Eigenverbrauchsgemeinschaften lokal produzierten Strom vor Ort verbrauchen und deshalb 

weniger Strom über ihren Netzanschluss beziehen bzw. diesen den Bedürfnissen und Anforderungen 

ihrer Eigenverbrauchsgemeinschaft anpassen – nota bene gemäss den Branchendokumenten auf 

eigene Kosten! Das widerspricht einem Kernanliegen der Energiestrategie, das unter anderem im 

Kapitel 2.1 des erläuternden Berichtes beschrieben wird («Das unterstützt die Energieeffizienz: Der 

Strom wird zunehmend dort verbraucht, wo er produziert wird.») 

Antrag: 

Art. 3a StromVV (neu) Netzanschluss bei Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch streichen 

 

In Art. 7 Abs. 3 Bst. fbis, h und m StromVV (neu) wird die Transparenz bei den anrechenbaren Kosten 

verbessert, indem die Kosten für intelligente Messsysteme und Netzverstärkungen aufgrund 

vermehrter dezentraler Einspeisung sowie für intelligente Steuer- und Regelsysteme (einschliesslich 

Vergütung) separat ausgewiesen werden müssen. 

Diese Regelung wird begrüsst, ist sie doch notwendig, um die Effizienz der Netzbetreiber beurteilen 

zu können z.B. im Rahmen der Sunshine-Regulierung der ElCom. 

 

Art. 8 Abs. 3, 3bis und 5 StromVV 

Zustimmung zu den Änderungen. 

 

Art. 8a StromVV (neu) Intelligente Messsysteme 

Grundsätzlich begrüssen wir die Vorgabe des Bundesrates, dass gemäss Art. 8a StromVV Abs. 1 für 

das Messwesen und die Informationsprozesse bei den Endverbrauchern und den Erzeugern 

intelligente Messsysteme einzusetzen sind und dass in den Absätzen 2 und 3 gleich definiert wird, was 

zu einem intelligenten Messsystem gehört. Intelligente Messsysteme sind für das Gelingen der 

Energiewende unumgänglich und entsprechen auch den Anforderungen eines effizienten 

Netzbetriebs. Es ist schlicht eine Technologie, deren Zeit gekommen ist.  

Allerdings stellt sich die Frage, wie die Technologie verbreitet wird. Moderne Zähler sind sog. «Smart 

Meter», d.h. sie verfügen bereits über die notwendigen Funktionalitäten für die Integration in ein 

intelligentes Messsystem. Die Kosten für den Ersatz bestehender Messinstallationen hängen stark 

davon ab, mit welcher Rate Zähler ausgetauscht werden. Aus Sicht der Verbraucher bringt ein 

forcierter flächendeckender Roll-out keine Vorteile. Trotz der Übergangsbestimmung in Art. 31 e Abs. 

1 StromVV (7 Jahre ab Inkrafttreten) birgt Art. 8a StromVV Abs. 1 das Risiko, dass sich Netzbetreiber 

auf diesen Artikel berufen, um ihre anrechenbaren Netzkosten zu vergrössern, zumal auch allfällige 
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noch nicht amortisierte Messeinrichtungen zu den anrechenbaren Kosten gezählt werden. Beim 

gegenwärtig praktizierten Cost+-Modell für die Berechnung der anrechenbaren Netzkosten lohnt es 

sich für Netzbetreiber, anrechenbare Kosten zu generieren, weil ihre Kosten die Basis für den 

regulierten Gewinn sind. Es ist zu befürchten, dass ohne anderslautende Vorgaben Zähler frühzeitig 

ersetzt werden, obwohl sie ihren Dienst noch lange weiter erfüllen würden. So werden Systeme 

eingerichtet, die zwar Kosten verursachen aber den erwarteten Effizienzgewinn nicht bringen. 

Gemäss Art. 17a Abs. 2 StromVG kann der Bundesrat die genannten Messsysteme differenziert für 

einzelne Kundengruppen vorschreiben. Er ist auch bezüglich anderer zeitlicher Vorgaben frei. 

Ein pragmatischer Ansatz wäre, intelligente Messsysteme nur für Endverbraucher vorzuschreiben, die 

im freien Markt sind. Diese müssen bekanntlich unter der heutigen Gesetzgebung auf eigene Kosten 

fernauslesbare Lastgangmessungen installieren. Den einzelnen Netzbetreibern ist es unter einer 

solchen Regelung selbstverständlich freigestellt, ihre Messsysteme bei allen Kunden zu 

modernisieren, so wie das heute fortschrittliche Netzbetreiber bereits tun. Der wirkliche 

Effizienzgewinn – beispielsweise beim Lieferantenwechsel – kann aber erst realisiert werden, wenn 

der Strommarkt für alle Endverbraucher geöffnet ist und die intelligenten Messsysteme 

untereinander kompatibel sind. 

Antrag: 

Art. 8a StromVV (neu) Intelligente Messsysteme  

So regeln, dass nur Kunden im freien Markt damit ausgerüstet werden müssen. 

Eventualiter: zurückstellen und im Rahmen der anstehenden Revision StromVG behandeln. 

 

Art. 8c StromVV (neu) Intelligente Steuer- und Regelsysteme & Art. 13a StromVV (neu) Anrechenbare 

Kosten von Mess-, Steuer- und Regelsystemen 

Bei diesen Artikeln geht es um die Nutzung und Abgeltung von Flexibilität bei den Verbrauchern und 

Erzeugern. Bei wortgetreuer Auslegung darf der Netzbetreiber mit seinem intelligenten Steuer- und 

Regelsystem die Flexibilität nur für den effizienten Netzbetrieb nutzen. Er kann dazu in seinem 

Netzgebiet vorhandene Flexibilität kontrahieren und vergüten. Die Vergütung ist Teil seiner 

anrechenbaren Kosten. 

Heute nutzen Netzbetreiber vorhandene Flexibilität bereits, indem sie beispielsweise gewisse Arten 

des Stromverbrauchs (z.B. Boiler, Wärmepumpen, Waschmaschinen) via Rundsteuerung ein bzw. 

ausschalten. Im einfachsten Fall wird der Verbrauch in Zeiten mit hoher Netzlast gesperrt und in 

Zeiten mit tiefer Last vor oder nachgeholt, ggf. zu einem günstigeren Tarif – oder es gelten für 

einzelne Anwendungen spezielle Tarife.  

Bislang wurde diese Art der Einschränkung nicht zusätzlich vergütet.  
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Offenbar soll dieses System dahingehend geändert werden, dass solche Einschränkungen bei den 

Bezugszeiten abgegolten werden, wie dem erläuternden Bericht zu entnehmen ist, entweder mit 

günstigeren Tarifen oder effektiver Vergütung. In beiden Fällen impliziert dies, dass es einen Tarif gibt 

ohne Zugriff auf die Flexibilität und einen solchen mit, wobei der Netzbetreiber die Kosten für die 

Vergütung der Flexibilität bzw. wohl auch die Differenz zwischen dem Tarif ohne und jenem mit als 

anrechenbare Kosten geltend machen kann. Gegenüber der heutigen Situation führt das zu höheren 

Tarifen. Wenn im heutigen System die Kosten eines effizienten Betriebs anrechenbar sind, und im 

neuen System die Kosten für dasselbe Resultat höher werden, sinkt die Kosteneffizienz. 

Es gibt einen weiteren Punkt, der aus Sicht von privaten Dienstleistungsanbietern problematisch ist: 

Intelligente Steuer- und Regelsysteme sind geeignet, neben netzstabilisierenden Eingriffen bei den 

Produktions- und Verbrauchsprofilen weitere Dienstleistungen abzuwickeln, die ebenfalls vorhandene 

Flexibilitäten nutzen. Wie im Bericht richtig gesagt, kann der Netzbetreiber dies mit demselben 

Intelligenten Steuer- und Regelsystem tun, muss aber Dienstleistungen, die mit Drittanbietern 

konkurrenzieren vom Einsatz des Steuer- und Regelsystems für die Netzstabilisierung abgrenzen. Wie 

das in der Praxis gemacht werden soll, ist völlig unklar und wahrscheinlich oft gar nicht möglich, da 

ganzheitliche Optimierungsalgorithmen die Flexibilität situativ dort einsetzen, wo es am lohnendsten 

ist. 

Das Monopol des Netzbetriebs und das Bestreben der Netzbetreiber mit Dienstleistungen am Markt 

zu agieren, eröffnet die Möglichkeit für Geschäftsmodelle, die nicht im Interesse eines effizienten 

Netzbetriebs und der kostentragenden Verbraucher sind. Der Netzbetreiber kann nämlich einerseits 

Flexibilität für die Netzstabilisierung kontrahieren und andrerseits für Marktangebote, beispielsweise 

für Systemdienstleistungen oder den Spotmarkt. Aufgrund der Anrechenbarkeit der entsprechenden 

(Vergütungs-) Kosten kann er im Monopolbereich hohe Preise bieten, die ausserhalb desjenigen 

liegen, was die Konkurrenz bieten kann. Alsdann kann der Netzbetreiber auch Marktangebote 

machen, die allerdings dazu führen können, dass er wiederum vermehrt netzstabilisierende Kapazität 

abrufen muss.  

Das Maximum liegt dort, wo die maximal verfügbare Flexibilität abgerufen und so eingesetzt wird, 

dass die Erträge aus der Netzstabilisierung (anrechenbare Kosten inkl. WACC) und Markt optimiert 

werden. 

Hier gibt es offensichtlich einen Interessenskonflikt zwischen Netzbetreibern und Drittanbietern, die 

in dieser Situation keine Flexibilität akquirieren können, weil sie nie wettbewerbsfähig werden. Die 

vorgeschlagene Regelung schottet den Flexibilitätsmarkt zu Gunsten der Netzbetreiber effektiv gegen 

Drittanbieter ab und treibt die Kosten in die Höhe. 
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Antrag: 

Art. 8c StromVV (neu) Intelligente Steuer- und Regelsysteme & Art. 13a StromVV (neu) Anrechenbare 

Kosten von Mess-, Steuer- und Regelsystemen 

Zurückstellen, Zielkonflikte bereinigen und im Rahmen der anstehenden Revision StromVG 

behandeln. 

 

Art. 31e Abs. 1 StromVV (neu) Übergangsbestimmung zur Änderung vom XX.XX.XXXX 

Wie unter Art. 8a StromVV (neu) bereits gesagt, sollen im Rahmen der anstehenden Revision 

StromVG die offenen Punkte und Interessenskonflikte betreffend intelligenter Messeinrichtungen 

bereinigt werden. Ein flächendeckender Ersatz bestehender Messeinrichtungen drängt sich nicht auf. 

Antrag: 

Art. 31e Abs. 1 StromVV (neu) Übergangsbestimmung zur Änderung vom XX.XX.XXXX 

Bei Inkrafttreten der Änderung vom xx.xx.xxxx bereits installierte Messeinrichtungen, die den 

Anforderungen nach Artikel 8a nicht entsprechen, dürfen solange weiter betrieben werden, wie der 

Endverbraucher oder Erzeuger noch nicht von seinem Recht auf Marktzugang Gebrauch gemacht hat 

bzw. davon Gebrauch machen konnte. längstens während sieben Jahren nach dem Inkrafttreten der 

Änderung vom xx.xx.xxxx verwendet werden. Innerhalb dieser Übergangsfrist bestimmt der 

Netzbetreiber, wann er eine solche Messeinrichtung mit einem intelligenten Messsystem nach Artikel 

8a ausstatten will. Unabhängig davon sind Endverbraucher sind mit einem intelligenten Messsystem 

nach Artikel 8a auszustatten, wenn sie von ihrem Anspruch auf Netzzugang Gebrauch machen, und 

Erzeuger, wenn sie eine neue Erzeugungsanlage an das Elektrizitätsnetz anschliessen. 

 

2. Änderung der Verordnung über die Reduktion der CO2-Emissionen (CO2-Verordnung) 

Art. 5 Abs. 1 Bst. c Ziff. 3 CO2-Verordnung 
Zustimmung 

3. Verordnung über die Anforderungen an die Energieeffizienz serienmässig hergestellter Anlagen, 
Fahrzeuge und Geräte (Energieeffizienzverordnung, EnEV) 

In die neu geschaffene EnEV wurden weitgehend heute schon geltende Bestimmungen der EnV 

übernommen. Der Zweck der Verordnung ist die Senkung des Energieverbrauchs von serienmässig 

hergestellten Anlagen, Fahrzeugen und Geräten sowie die Steigerung ihrer Energieeffizienz. Materiell 

hat wenig geändert.  

Bei den Regelungen in der EnEV soll auf Kompatibilität mit der EU geachtet werden, damit 

Handelshemmnisse vermieden werden. Sonst keine Stellungnahme der GGS zur EnEV. 
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4. Verordnung über die Gebühren und Aufsichtsabgaben im Energiebereich (GebV-En) 
Materiell sind die Anpassungen in der GebV-En gering. 

Die spezielle Behandlung der Geothermie, bei der es in der Regel um umfangreiche Vorhaben geht, 

die einen entsprechenden Prüfungsaufwand mit sich bringen, ist gerechtfertigt und wird unterstützt.  

 
5. Energieverordnung (EnV)  
In Art. 4 Abs. 1 EnV (neu) wird verlangt, dass Aufgrund von Art. 9 Abs. 3 lit. b EnG jede an Endkunden 

gelieferte kWh mit einem Herkunftsnachweis (HKN) gekennzeichnet sein muss.  

Art. 9 Abs. 5 EnG gibt dem Bundesrat die Möglichkeit, Ausnahmen von der Kennzeichnungs- und 

Herkunftsnachweispflicht zu zulassen. Der Bundesrat hat also einen Ermessensspielraum und nutzt 

diesen beispielsweise bei kleinen PV-Anlagen, wo kein HKN verlangt wird. Das relativiert die Aussage 

im Bericht zur EnV, in welchem gesagt wird, dass immer Herkunftsnachweise verwendet werden 

müssen. 

Der Punkt ist relevant, weil börsengehandelter Strom bislang immer aus nicht überprüfbaren 

Energieträgern stammt und mittlerweile ein wesentlicher Teil der marktberechtigten Endverbraucher 

direkt oder indirekt Strom vom Markt bezieht. Die Einführung der Pflicht, jede an Endkunden 

gelieferte kWh mit einem Herkunftsnachweis zu unterlegen verteuert den Preis und bläht die 

Verwaltung auf ohne dass damit irgendetwas Nützliches erreicht würde. Darauf wird im Bericht nicht 

eingegangen. Der Aufwand für den Vollzug des Herkunftsnachweiswesens liegt denn auch nicht bei 

der Verwaltung sondern bei der Vollzugsstelle, die beim Übertragungsnetzbetreiber angesiedelt ist 

und die sowohl über den Netzzuschlagsfonds finanziert wird als auch für die Ausstellung von 

Herkunftsnachweisen Gebühren erheben darf.  

Herkunftsnachweise sind ein Mittel, mit denen Produzenten und Verbraucher die das wollen, sich 

gegenüber ihren Stakeholdern und Kunden differenzieren können. Dagegen ist nichts einzuwenden. 

Es ist eine Marketingerfindung, die an die Befindlichkeit bestimmter Kundengruppen appelliert. Dass 

der Gesetzgeber ein Auge auf die Handhabung der HKN hat, ist auch in Ordnung, da der Bereich ein 

Missbrauchsrisiko birgt. Das Anliegen, mit HKN die Transparenz beim Stromverbrauch zu verbessern, 

wird aber nicht erfüllt, weil HKN auf einer Energiebuchhaltung beruhen, die keinen Zusammenhang 

mit der physikalischen Realität der Stromflüsse im internationalen Stromverbund hat. Es ist eine 

fehlgeleitete Zumutung wenn letztlich die Endverbraucher über diesen Weg einen bürokratischen 

Leerlauf finanzieren sollen. 
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Antrag: 

Art. 4 Abs. 1 EnV (neu) ersetzen durch Bestimmung nach bisherigem Recht: Art. 1d EnV (bisher). 

Eventualiter: Börsengehandelter Strom ist aufgrund von Art. 9 Abs. 5 EnG von der 

Kennzeichnungspflicht auszunehmen oder kann ohne Herkunftsnachweis als solcher zu deklariert 

werden. 

 

Art. 17 Abs. 1 & Abs. 2 & Abs. 4 EnV (neu) bedeuten einen hoheitlichen Eingriff in die Vertragsfreiheit 

unter Privaten. Das soll nicht hier sondern – falls überhaupt nötig – im Privatrecht geregelt werden. 

Im Übrigen verhindern diese Bestimmungen fortschrittliche Lösungen in der Immobilienbranche 

bezüglich Energieversorgung von Mietern und Pächtern (Stichwort «Energy Hub»). Der Vorschlag ist 

kontraproduktiv für die Energiewende. 

Art. 17 Abs. 3 lit. a EnV (neu) ist nicht nötig da durch die Bezeichnung des Netzanschlussnehmers und 

des Messpunktes bereits gegeben. 

Art. 17 Abs. 3 lit. b & lit. c EnV (neu) müssen nicht vorgeschrieben werden sondern gehören ins 

Privatrecht. Gemessen wird am Messpunkt des Netzanschlussnehmers. 

Art. 17 Abs. 5 EnV (neu) ist OK, soll aber im Rahmen der Revision StromVG unter dem Thema 

Arealnetze geregelt werden. 

Antrag: 

Art. 17 EnV (neu) streichen 

Art. 17 Abs. 5 EnV (neu) bei der Revision StromVG übernehmen. 

 

In Art. 39 Abs. 1 EnG enthält die Gesetzesgrundlage für die Rückerstattung des Netzzuschlags. 

Anspruchsberechtigt sind Endverbraucher, deren Elektrizitätskosten gemessen an der 

Bruttowertschöpfung einen Mindestanteil von 5 Prozent oder mehr ausmachen. 

Endverbraucher sind gemäss Definition im StromVG Kunden, welche Elektrizität für den eigenen 

Verbrauch kaufen. Für einen Netzbetreiber sind Endverbraucher über ihren Netzanschluss und die 

entsprechende Messung identifiziert. 

In Art. 45 EnV (neu) Bruttowertschöpfung werden bezüglich Ermittlung der Bruttowertschöpfung im 

Wesentlichen die heute gültigen Bestimmungen aus Art. 3oquater EnV übernommen. Diese Regelung 

diskriminiert Standorte energieintensiver Betriebe, die zu einer grösseren Firmengruppe gehören 

gegenüber Einzelfirmen, weil die für die Befreiung massgebende Energieintensität aus dem Anteil 

berechnet wird, den die Energiekosten an der Bruttowertschöpfung des Gesamtunternehmens 

ausmachen. Zum Beispiel ist eine Mühle oder ein Futtermittelhersteller, der Teil eines grösseren 

Unternehmens ist, das auch ein Filialnetz für Konsumenten betreibt, gegenüber Produzenten 
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benachteiligt, die das nicht tun, obwohl der Strompreis bei beiden ein wesentlicher Kostenfaktor der 

Produktion ist. Bei integrierten Unternehmen soll es deshalb wie bei Einzelunternehmen möglich sein, 

Bruttowertschöpfung und Strompreis auf einzelne Produktionsstandorte zu beziehen. 

Antrag: 

Art. 45 EnV (neu)  

Die Bruttowertschöpfung ist auf der Grundlage des ordentlich geprüften Einzelabschlusses des letzten 

vollen Geschäftsjahres oder durch eine externe Revisionsstelle zu ermitteln. Sie berechnet sich nach 

Anhang 5 Ziffer 1. 

Art. 45 Abs. 2 EnV streichen 

 

6. Verordnung über die Förderung der Produktion von Elektrizität aus erneuerbaren Energien 
(Energieförderungsverordnung, EnFV) 

Die Direktvermarktung gemäss Art. 15 EnFV (neu) ist ein begrüssenswerter Schritt, weil sie einen 

Anreiz setzt, die Produktion besser auf die Nachfrage auszurichten, indem sie für Anlagenbetreiber 

die Möglichkeit schafft, höhere Einnahmen zu erzielen, als mit einer fixen Vergütung. Allerdings ist die 

Direktvermarktung auch mit einem höheren Aufwand verbunden, der bislang von der Bilanzgruppe 

für erneuerbare Energien getragen wurde und neu selber bzw. von beauftragten Dienstleistern 

erwirtschaftet werden muss. Ob sich dieses Modell rechnen wird, ist offen und unter anderem von 

der Entwicklung des Strompreises abhängig. Es ist deshalb nicht sicher, dass Anlagenbetreiber unter 

dem neuen Regime gleich gut fahren, wie bisher. Aus diesem Grund sollte die rückwirkende 

Einführung in Art. 15 Abs. 2 EnEV für Anlagen mit einer Leistung ab 500 kW auf freiwilliger Basis 

erfolgen, d.h. auf einem Wahlrecht beruhen. Damit wird auch Dienstleistern genügend Zeit 

eingeräumt, um ihre Businessmodelle so zu entwickeln, dass sie für Anlagenbetreiber im System 

Direktvermarktung plus Einspeiseprämie tatsächlich besser fahren, als im Modell mit Einspeiseprämie 

und Referenz-Marktpreis (unter Berücksichtigung des in Art. 29 EnFV für beide Fälle geregelten 

Bewirtschaftungsentgeltes). Ohne Wahlrecht wird den Betreibern von bestehenden Anlagen mit einer 

Leistung ab 500 kW das Risiko für den Erfolg bzw. den Misserfolg des Wechsels in die 

Direktvermarktung überbunden, mit dem sie zum Zeitpunkt des Investitionsentscheids nicht rechnen 

mussten. 

Antrag: 

Art. 15 EnFV Abs. 2 (neu) streichen. Das Wahlrecht gem. Abs. 3 soll auch für bestehende Anlagen ab 

500 kV gelten. 
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Art. 21 EnFV (neu) Abbau der Warteliste  

Für den Abbau der Wartelisten werden zwei Varianten vorgeschlagen.  

Art. 21 EnFV (neu) Variante A wird bevorzugt. Damit springen bereits realisierte Anlagen an die Spitze 

der Warteliste. 

7. Kernenergieverordnung (KEV) 
Keine Stellungnahme 

8. Verordnung über die Landesgeologie (Landesgeologieverordnung, LGeolV) 
Keine Stellungnahme 

9. Verordnung des UVEK über den Herkunftsnachweis und die Stromkennzeichnung (HKSV) 
Gemäss Art. 9 Abs. 1 EnG muss Elektrizität hinsichtlich der Menge, des Produktionszeitraums, des 

eingesetzten Energieträgers und der Anlagedaten mittels Herkunftsnachweis erfasst werden. Alsdann 

muss gemäss Art. 9 Abs. 3 EnG, wer Endverbraucher beliefert, eine Elektrizitätsbuchhaltung führen, 

damit die Endverbraucherinnen und Endverbraucher über die Menge, die eingesetzten Energieträger 

und den Produktionsort der gelieferten Elektrizität informiert werden können. 

Jeglicher Strom kann, sobald er ins Netz eingespeist ist, nicht mehr nach Produktionsarten 

unterschieden werden. Die Herkunft löst sich sozusagen im grossen UCTE-Pool auf. Entsprechend 

kann an der Steckdose niemand mehr sagen, woher der Strom stammt. Damit der Strom bei den 

Verbrauchern ankommt, ist es wichtig, dass jederzeit genau so viel Strom eingespeist wird, wie 

verbraucht wird. Es produzieren also immer gerade genügend Kraftwerke um den Bedarf zu decken. 

Es mag interessant sein, zu wissen, welches diese sind. Für diese Transparenz braucht es aber keine 

Herkunftsnachweise. Herkunftsnachweise verletzen den Imperativ der Gleichzeitigkeit von Produktion 

und Verbrauch. Sie schaffen eine Scheintransparenz in dem sie dem Käufer suggerieren, er könne 

eine andere Stromqualität beziehen, als das Netz gerade zur Verfügung stellt, z.B. Sonnenenergie um 

Mitternacht statt der dann gelieferten Bandenergie aus Kernkraft und Laufkraftwerken. 

Wie bereits in unserer Stellungnahme zu Art. 4 Abs. 1 EnV (neu) gesagt, sind Herkunftsnachweise ein 

Mittel aus dem Marketing, mit denen Produzenten und Verbraucher die das wollen, sich gegenüber 

ihren Stakeholdern und Kunden differenzieren können. Mehr ist es nicht. Zu Ende gedacht, wenn alle 

Verbraucher im europäischen Verbundsystem Herkunftsnachweise nach dem vorgeschlagenen 

System beibringen müssten, käme über alles gesehen wieder der UCTE-Mix heraus. 

Eine einseitige Vorgabe für die Schweizer Verbraucher macht den Strom einfach teurer, ohne einen 

Mehrwert zu schaffen. Im Gegenteil, preissensitive Branchen werden auf billige ausländische 

Bescheinigungen ausweichen und für die fruchtlose Bürokratie auch noch zur Kasse gebeten. 
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Antrag: 

Anhang 1 Ziff. 1.1 unter der Spaltenüberschrift «obligatorische Hauptkategorien» für 

börsengehandelten Strom die Kategorie «Strom unbekannter Herkunft» oder «börsengehandelter 

Strom» einfügen. 

Die GGS dankt für die Berücksichtigung unserer Anliegen und ist bereit, bei der Entwicklung der 

Lösungsvorschläge mit zu arbeiten. 

Freundliche Grüsse 

Andreas Münch      Walter Müller 

Präsident      Geschäftsführer 
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Erstes Massnahmenpaket der Energiestrategie Vernehmlassung zu den Verordnungen 

Zusammenfassung der Anträge der GGS; Beilage zur Stellungnahme vom 8. Mai 2017 

Stromversorgungsverordnung (StromVV) 

Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung 
Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschlüssen zum 

Eigenverbrauch  
1 Ein Netzbetreiber kann einem Zusammenschluss zum 

Eigenverbrauch nach Artikel 17 oder 18 des Energiegesetzes 

vom 30. September 2016 (EnG) den Anschluss ans Netz 

verweigern, wenn aufgrund des Anschlusses 

unverhältnismässige Massnahmen für den sicheren 

Netzbetrieb ergriffen werden müssten oder wenn der 

Endverbraucher keine Gewähr für einen funktionierenden 

internen Betrieb geben kann. 

 
2 Werden im Zusammenhang mit dem Zusammenschluss zum 

Eigenverbrauch bestehende Anschlussanlagen nicht mehr 

genutzt, so werden deren verbleibende Kapitalkosten vom 

Zusammenschluss abgegolten. Werden bestehende 

Anschlussanlagen nur noch teilweise genutzt, so gilt eine 

anteilsmässige Abgeltungspflicht. 

Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschlüssen zum 

Eigenverbrauch  
1 Ein Netzbetreiber kann einem Zusammenschluss zum 

Eigenverbrauch nach Artikel 17 oder 18 des Energiegesetzes 

vom 30. September 2016 (EnG) den Anschluss ans Netz 

verweigern, wenn aufgrund des Anschlusses 

unverhältnismässige Massnahmen für den sicheren 

Netzbetrieb ergriffen werden müssten oder wenn der 

Endverbraucher keine Gewähr für einen funktionierenden 

internen Betrieb geben kann. 

 
2 Werden im Zusammenhang mit dem Zusammenschluss zum 

Eigenverbrauch bestehende Anschlussanlagen nicht mehr 

genutzt, so werden deren verbleibende Kapitalkosten vom 

Zusammenschluss abgegolten. Werden bestehende 

Anschlussanlagen nur noch teilweise genutzt, so gilt eine 

anteilsmässige Abgeltungspflicht. 

Diskriminiert Zusammenschlüsse zum 

Eigenverbrauch gegenüber einzelnen 

Eigenverbrauchern. 

Art. 11 Abs. 2 EnV der neuen Energieverordnung 

verpflichtet alle Produzenten, die Energie nach 

Artikel 15 des neuen Gesetzes einspeisen, auf 

eigene Kosten Massnahmen zu ergreifen, um 

störende technische Einwirkungen am 

Einspeisepunkt zu vermeiden. Weitere Regeln 

betreffend unerwünschte Netzrückwirkungen gibt 

es bereits in den Branchendokumenten und dem 

Elektrizitätsgesetz. 

Mit der Bezahlung der Netzanschlusskosten und 

des Netzkostenbeitrags sind die relevanten Kosten 

bereits von den Netzanschlussnehmern bezahlt 

worden. Kostenfolgen bei Änderungen am 

Netzanschluss sind in den Branchendokumenten 

hinreichend abgehandelt. 
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Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung 
Art. 7 Abs. 3 Bst. fbis, h und m  
3 In der Kostenrechnung müssen alle für die Berechnung der 

anrechenbaren Kosten notwendigen Positionen separat 

ausgewiesen werden, insbesondere:  
f 

bis. Kosten für intelligente Messsysteme nach Artikel 8a; 

h.  Kosten für notwendige Netzverstärkungen zur 

 Einspeisung von Energie aus Anlagen nach den Artikeln 

 15 und 19 EnG3; 

m.  Kosten für intelligente Steuer- und Regelsysteme 

 einschliesslich der Vergütungen. 

Kein Antrag; diese Regelung wird ausdrücklich 
begrüsst und soll nicht verwässert werden. 

Notwendig, um die Effizienz der Netzbetreiber 
beurteilen zu können z.B. im Rahmen der 
Sunshine-Regulierung der ElCom 

Art. 8 Abs. 3, 3bis  und 5  
3 Die Netzbetreiber stellen den Beteiligten fristgerecht, 

einheitlich und diskriminierungsfrei die Messdaten und 

Informationen zur Verfügung, die notwendig sind für:  

a. den Netzbetrieb;  

b. das Bilanzmanagement;  

c. die Energielieferung;  

d. die Anlastung der Kosten;  

e. die Berechnung der Netznutzungsentgelte; und  

f. die Abrechnungsprozesse im Zusammenhang mit dem 

Energiegesetz vom 30. September 20164  (EnG) und der 

Energieverordnung vom 1. Januar 20185  (EnV).  
3bis

 Sie dürfen die Leistungen nach Absatz 3 den Bezügern 

nicht zusätzlich zum Netznutzungsentgelt in Rechnung stellen. 

Werden Leistungen nach Absatz 3 von Dritten erbracht, so 

müssen sie diese angemessen entschädigen.  
5
  Aufgehoben 

Kein Antrag; diese Regelung wird ausdrücklich 
begrüsst und soll nicht verwässert werden. 
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Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung  
Art. 8a Intelligente Messsysteme  
1 Für das Messwesen und die Informationsprozesse sind bei 

den Endverbrauchern und den Erzeugern intelligente 

Messsysteme einzusetzen. 
2 Ein intelligentes Messsystem ist eine Messeinrichtung, die 

folgende Elemente aufweist: 

a. einen elektronischen Elektrizitätszähler beim 

 Endverbraucher oder Erzeuger, der:  
 1. Wirkenergie und Blindenergie erfasst, 

 2. Lastgänge mit einer Periode von fünfzehn Minuten  

  ermittelt und mindestens dreissig Tage speichert,  

 3. über Schnittstellen verfügt, wovon eine zur   

  bidirektionalen Kommunikation mit dem   

  Datenverarbeitungssystem reserviert ist und eine andere 

  durch den Endverbraucher oder Erzeuger benutzt werden 

  kann, und 

 4. Unterbrüche der Stromversorgung erfasst und  

  protokolliert;  

b. ein digitales Kommunikationssystem, das die automatisierte 

 Datenübermittlung zwischen dem Elektrizitätszähler und 

 dem Datenverarbeitungssystem des Netzbetreibers 

 gewährleistet; und 
c. ein Datenverarbeitungssystem beim Netzbetreiber, das: 

 1. sämtliche Elektrizitätszähler des Netzbetreibers nach  

  Buchstabe a verwaltet, 

 2. die Daten bearbeitet, namentlich abruft, plausibilisiert 

  und Ersatzwerte bildet, 

 3. über ein internetbasiertes Kundenportal Endverbrauchern 

  und Erzeugern ermöglicht, ihre Lastgangwerte und  

  weiteren Messdaten abzurufen.  
3 Die Elemente eines intelligenten Messsystems funktionieren 

so zusammen, dass:  

a. zwecks Interoperabilität verschiedene Typen von 

 Elektrizitätszählern identifiziert und verwaltet werden; 

b. die Software der Elektrizitätszähler nach Absatz 2 

 Buchstabe a aus der Ferne aktualisiert wird; 

c. Netzzustandsdaten dem Netzbetreiber in der erforderlichen 

 Zeit bereitgestellt werden; 

d. andere digitale Messmittel sowie intelligente Steuer- und 

 Regelsysteme eingebunden werden können; und 

Art. 8a Intelligente Messsysteme  
1 Für das Messwesen und die Informationsprozesse sind bei 

den Endverbrauchern im Markt und den Erzeugern intelligente 

Messsysteme einzusetzen. 
2 Bei den anderen Endverbrauchern erfolgt die Umstellung auf 

intelligente Messsysteme in der Regel am Ende der 

Lebensdauer der Messeinrichtung. 

 

Nummerierung der folgenden Absätze um 1 erhöhen: 
3 Ein intelligentes Messsystem ist eine Messeinrichtung, die 

folgende Elemente aufweist:  

a. ….  
 
 
Eventualiter: Art 8a zurückstellen und im Rahmen 
der anstehenden Revision StromVG behandeln. 

Die Kosten für den Ersatz bestehender 

Messinstallationen hängen stark davon ab, mit 

welcher Rate Zähler ausgetauscht werden. Aus 

Sicht der Verbraucher bringt ein forcierter 

flächendeckender Roll-out keine Vorteile. Trotz 

der Übergangsbestimmung in Art. 31 e Abs. 1 

StromVV (7 Jahre ab Inkrafttreten) birgt Art. 8a 

StromVV Abs. 1 das Risiko, dass sich 

Netzbetreiber auf diesen Artikel berufen, um ihre 

anrechenbaren Netzkosten zu vergrössern, zumal 

auch allfällige noch nicht amortisierte 

Messeinrichtungen zu den anrechenbaren Kosten 

gezählt werden.  

Es ist zu befürchten, dass ohne anderslautende 

Vorgaben Zähler frühzeitig ersetzt werden, 

obwohl sie ihren Dienst noch lange weiter erfüllen 

würden. So werden Systeme eingerichtet, die zwar 

Kosten verursachen aber den erwarteten 

Effizienzgewinn nicht bringen. 

Gemäss Art. 17a Abs. 2 StromVG kann der 

Bundesrat die genannten Messsysteme 

differenziert für einzelne Kundengruppen 

vorschreiben. Er ist auch bezüglich anderer 

zeitlicher Vorgaben frei. 
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Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung  
e. Manipulationen und andere Fremdeinwirkungen am 

 Elektrizitätszähler erkannt, protokolliert und gemeldet 

 werden. 

Art. 8c Intelligente Steuer- und Regelsysteme  
1  Der Netzbetreiber darf für den effizienten Netzbetrieb 

intelligente Steuer- und Regelsysteme bei Endverbrauchern 

und Erzeugern nur dann verwenden, wenn sie diesem Einsatz 

zustimmen. Die Endverbraucher und Erzeuger vereinbaren 

dazu mit dem Netzbetreiber den Umfang des Zugriffs und eine 

angemessene, sachgerechte Vergütung. 
2
  Ohne Zustimmung darf der Netzbetreiber intelligente Steuer- 

und Regelsysteme dann verwenden, wenn dies zur 

Sicherstellung des stabilen Netzbetriebs notwendig ist. Ein 

solcher Einsatz hat Vorrang vor Steuerungen durch Dritte. Der 

Netzbetreiber informiert Endverbraucher und Erzeuger 

mindestens jährlich oder auf Anfrage über die nach diesem 

Absatz getätigten Einsätze. 
3 Der Netzbetreiber stellt die für einen Vertragsabschluss über 

Steuerung und Regelung relevanten Informationen sowie die 

Berechnungsansätze für eine Vergütung über eine frei 

zugängliche Adresse im Internet bereit.  
4  Der Netzbetreiber ermöglicht Dritten den 

diskriminierungsfreien Zugang zu intelligenten Steuer- und 

Regelsystemen, sofern die technischen und betrieblichen 

Voraussetzungen dazu bestehen und sofern die Kapital- und 

Betriebskosten für solche Systeme an die Netzkosten 

angerechnet werden. Der Netzbetreiber veröffentlicht die 

Bedingungen über eine frei zugängliche Adresse im Internet.  

Art. 8c StromVV (neu) Intelligente Steuer- und 
Regelsysteme  
Anrechenbare Kosten von Mess-, Steuer- und 
Regelsystemen 
Zurückstellen, Zielkonflikte bereinigen und im 
Rahmen der anstehenden Revision StromVG 
behandeln. 
 

Eventualiter:  
Art. 8c Intelligente Steuer- und Regelsysteme  
1  Der Netzbetreiber Messdienstleister darf für den effizienten 

Netzbetrieb intelligente Steuer- und Regelsysteme bei 

Endverbrauchern und Erzeugern nur dann verwenden, wenn 

sie diesem Einsatz zustimmen. Die Endverbraucher und 

Erzeuger vereinbaren dazu mit dem Netzbetreiber den Umfang 

des Zugriffs und eine angemessene, sachgerechte Vergütung. 
2
  Ohne Zustimmung darf der Netzbetreiber intelligente Steuer- 

und Regelsysteme dann verwenden, wenn dies zur 

Sicherstellung des stabilen Netzbetriebs notwendig ist. Ein 

solcher Einsatz hat Vorrang vor Steuerungen durch Dritte. Der 

Netzbetreiber informiert Endverbraucher und Erzeuger 

mindestens jährlich oder auf Anfrage über die nach diesem 

Absatz getätigten Einsätze. 
3 Der Netzbetreiber stellt die für einen Vertragsabschluss über 

Steuerung und Regelung relevanten Informationen sowie die 

Berechnungsansätze für eine Vergütung über eine frei 

zugängliche Adresse im Internet bereit.  
4  Der Netzbetreiber ermöglicht Dritten den 

diskriminierungsfreien Zugang zu intelligenten Steuer- und 

Regelsystemen, sofern die technischen und betrieblichen 

Voraussetzungen dazu bestehen und sofern die Kapital- und 

Betriebskosten für solche Systeme an die Netzkosten 

angerechnet werden. Der Netzbetreiber veröffentlicht die 

Bedingungen über eine frei zugängliche Adresse im Internet. 

Die vorgeschlagene Regelung verschlechtert die 

Kosteneffizienz des Netzbetriebs, weil sie die 

Einführung von Tarifen mit und ohne Nutzung von 

Flexibilität bei den Endverbrauchern impliziert und 

die Abgeltung der Nutzung der Flexibilität neu als 

anrechenbare Kosten ausgewiesen werden 

können. Dies war bislang bei via Rundsteuerung 

beeinflussten Verbrauchern nicht der Fall. 

Es gibt einen Interessenskonflikt zwischen der 

Nutzung der Flexibilität der Endverbraucher für 

die Glättung des Bezugsprofils bzw. die 

Verbesserung der Fahrplantreue eines 

Verteilnetzbetreibers und der Nutzung der 

Flexibilität für Marktangebote, beispielsweise für 

Systemdienstleistungen oder den Spotmarkt. 

Die vorgeschlagenen Art. 8c StromVV (neu) und 

Art. 13a StromVV (neu) verschärfen den Konflikt, 

weil sie den Verteilnetzbetreibern gegenüber 

Drittanbietern Wettbewerbsvorteile einräumen. 
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Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung  

Art. 13a StromVV (neu) Anrechenbare Kosten von 
Mess-, Steuer- und Regelsystemen 

Art. 13a StromVV (neu) Anrechenbare Kosten von 
Mess-, Steuer- und Regelsystemen  
zusammen mit  
Art. 8c StromVV (neu) Intelligente Steuer- und 
Regelsysteme  
Zurückstellen, Zielkonflikte bereinigen und im 
Rahmen der anstehenden Revision StromVG 
behandeln. 
 

Siehe Begründung zu Antrag Art. 8c StromVV (neu) 

Art. 31e Abs. 1 StromVV (neu) 
Übergangsbestimmung zur Änderung vom 
XX.XX.XXXX 
Bei Inkrafttreten der Änderung vom xx.xx.xxxx 
bereits installierte Messeinrichtungen, die den 
Anforderungen nach Artikel 8a nicht entsprechen, 
dürfen längstens während sieben Jahren nach 
dem Inkrafttreten der Änderung vom xx.xx.xxxx 
verwendet werden. Innerhalb dieser 
Übergangsfrist bestimmt der Netzbetreiber, wann 
er eine solche Messeinrichtung mit einem 
intelligenten Messsystem nach Artikel 8a 
ausstatten will. Unabhängig davon sind 
Endverbraucher mit einem intelligenten 
Messsystem nach Artikel 8a auszustatten, wenn 
sie von ihrem Anspruch auf Netzzugang Gebrauch 
machen, und Erzeuger, wenn sie eine neue 
Erzeugungsanlage an das Elektrizitätsnetz 
anschliessen. 

Art. 31e Abs. 1 StromVV (neu) 
Übergangsbestimmung zur Änderung vom 
XX.XX.XXXX 
Bei Inkrafttreten der Änderung vom xx.xx.xxxx 
bereits installierte Messeinrichtungen, die den 
Anforderungen nach Artikel 8a nicht entsprechen, 
dürfen solange weiter betrieben werden, wie der 
Endverbraucher oder Erzeuger noch nicht von 
seinem Recht auf Marktzugang Gebrauch gemacht 
hat bzw. davon Gebrauch machen konnte. 
längstens während sieben Jahren nach dem 
Inkrafttreten der Änderung vom xx.xx.xxxx 
verwendet werden. Innerhalb dieser 
Übergangsfrist bestimmt der Netzbetreiber, wann 
er eine solche Messeinrichtung mit einem 
intelligenten Messsystem nach Artikel 8a 
ausstatten will. Unabhängig davon sind 
Endverbraucher sind mit einem intelligenten 
Messsystem nach Artikel 8a auszustatten, wenn 
sie von ihrem Anspruch auf Netzzugang Gebrauch 
machen, und Erzeuger, wenn sie eine neue 

Wie unter Art. 8a StromVV (neu) bereits dargelegt, 

sollen im Rahmen der anstehenden Revision 

StromVG die offenen Punkte und 

Interessenskonflikte betreffend intelligenter 

Messeinrichtungen bereinigt werden. Ein 

forcierter flächendeckender Ersatz bestehender 

Messeinrichtungen drängt sich nicht auf sondern 

kann im Rahmen des normalen Unterhalts- und 

Erneuerungsprozesses am Ende der Lebensdauer 

der Messeinrichtung erfolgen, spätestens aber 

beim Eintritt in den Strommarkt.  

Die Vorteile eines neuen Mess-, Steuer- und 

Regelsystems kommen erst zum Tragen, wenn der 

Strommarkt für alle Endverbraucher geöffnet ist. 
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Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung  

Erzeugungsanlage an das Elektrizitätsnetz 
anschliessen. 

 

Änderung der Verordnung über die Reduktion der CO2-Emissionen (CO2-Verordnung) 

Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung 
Art. 5 Abs. 1 Bst. c Ziff. 3  
1 Für Projekte und Programme werden Bescheinigungen für 

Emissionsverminderungen im Inland ausgestellt, wenn: 

c. die Emissionsverminderungen: 

3. nicht in einem Unternehmen mit 

Verminderungsverpflichtung erzielt wurden, das 

gleichzeitig die Ausstellung von Bescheinigungen 

nach Artikel 12 beantragt; davon ausgenommen sind 

Unternehmen mit Emissionsziel nach Artikel 67, 

soweit die Emissionsverminderungen aus Projekten 

oder Programmen vom Emissionsziel nicht erfasst 

sind; und 

 

Kein Antrag; Zustimmung  

 

Verordnung über die Anforderungen an die Energieeffizienz serienmässig hergestellter Anlagen, Fahrzeuge und Geräte (Energieeffizienzverordnung, EnEV) 
Bei den Regelungen in der EnEV soll auf Kompatibilität mit der EU geachtet werden, damit Handelshemmnisse vermieden werden. Sonst keine Stellungnahme 

der GGS zur EnEV. 

Verordnung über die Gebühren und Aufsichtsabgaben im Energiebereich (GebV-En) 
Die spezielle Behandlung der Geothermie, bei der es in der Regel um umfangreiche Vorhaben geht, die einen entsprechenden Prüfungsaufwand mit sich 

bringen, ist gerechtfertigt und wird unterstützt. Sonst keine Stellungnahme der GGS zur GebV-En 
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Energieverordnung (EnV) 

Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung 
Art. 4  
1 Die Stromkennzeichnung nach Artikel 9 Absatz 3 Buchstabe 

b  EnG muss jährlich mittels Herkunftsnachweis 

 vorgenommen werden, und zwar für jede an 

 Endverbraucherinnen und Endverbraucher gelieferte 

 Kilowattstunde.  

Art. 4 Abs. 1 EnV (neu) ersetzen durch 
Bestimmung nach bisherigem Recht: Art. 1d EnV 
(bisher). 
Eventualiter: 
Art. 4  
1 Die Stromkennzeichnung nach Artikel 9 Absatz 3 Buchstabe 

b EnG muss jährlich mittels Herkunftsnachweis vorgenommen 

werden, und zwar für jede an Endverbraucherinnen und 

Endverbraucher gelieferte Kilowattstunde. Börsengehandelter 

Strom kann ohne Herkunftsnachweis als Strom unbekannter 

Herkunft deklariert werden. 

Das Anliegen, mit HKN die Transparenz beim 

Stromverbrauch zu verbessern, wird nicht erfüllt, 

weil HKN auf einer Energiebuchhaltung beruhen, 

die keinen Zusammenhang mit der physikalischen 

Realität der Stromflüsse im internationalen 

Stromverbund hat. Es ist eine fehlgeleitete 

Zumutung wenn letztlich die Endverbraucher über 

diesen Weg einen bürokratischen Leerlauf 

finanzieren sollen. 

Art. 17 Zusammenschluss mit Mieterinnen und Mietern und 

Pächterinnen und Pächtern  
1
  Gehören einem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch 

Mieterinnen und Mieter und Pächterinnen und Pächter an, so 

entsprechen die Elektrizitätskosten je anteilsmässig den 

Gestehungskosten der Elektrizität aus der 

Eigenverbrauchsanlage sowie den Kosten für die aus dem 

Verteilnetz bezogene Elektrizität.  
2
  Die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer muss, 

unter Vorbehalt von Artikel 17 Absatz 4 EnG, den einzelnen 

Mieterinnen und Mietern und Pächterinnen und Pächtern 

verbrauchsabhängig und verursachergerecht auferlegen:  

a. die extern anfallenden Kosten für die aus dem Netz 

bezogene Elektrizität, die Netz-, Mess- und 

Verwaltungskosten sowie die Gebühren und Abgaben an das 

Gemeinwesen; und  
b. die angemessenen intern anfallenden Kosten für die selber 

produzierte Elektrizität, die Verbrauchsmessung, die 

Datenbereitstellung, die Verwaltung und die Abrechnung.  
3
  Beim Zusammenschluss zum Eigenverbrauch ist mindestens 

schriftlich festzuhalten:  

a. wer den Zusammenschluss gegen aussen vertritt; 

b. die Art und Weise der Messung des internen Verbrauchs, 

der Datenbereitstellung, der Verwaltung und der Abrechnung; 

Art. 17 Zusammenschluss mit Mieterinnen und Mietern und 

Pächterinnen und Pächtern 
1
  Gehören einem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch 

Mieterinnen und Mieter und Pächterinnen und Pächter an, so 

entsprechen die Elektrizitätskosten je anteilsmässig den 

Gestehungskosten der Elektrizität aus der 

Eigenverbrauchsanlage sowie den Kosten für die aus dem 

Verteilnetz bezogene Elektrizität.  
2
  Die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer muss, 

unter Vorbehalt von Artikel 17 Absatz 4 EnG, den einzelnen 

Mieterinnen und Mietern und Pächterinnen und Pächtern 

verbrauchsabhängig und verursachergerecht auferlegen:  

a. die extern anfallenden Kosten für die aus dem Netz 

bezogene Elektrizität, die Netz-, Mess- und 

Verwaltungskosten sowie die Gebühren und Abgaben an das 

Gemeinwesen; und  
b. die angemessenen intern anfallenden Kosten für die selber 

produzierte Elektrizität, die Verbrauchsmessung, die 

Datenbereitstellung, die Verwaltung und die Abrechnung.  
3
  Beim Zusammenschluss zum Eigenverbrauch ist mindestens 

schriftlich festzuhalten:  

a. wer den Zusammenschluss gegen aussen vertritt; 

b. die Art und Weise der Messung des internen Verbrauchs, 

der Datenbereitstellung, der Verwaltung und der Abrechnung; 

Art. 17 Abs. 1 & Abs. 2 & Abs. 4 EnV (neu) 

bedeuten einen hoheitlichen Eingriff in die 

Vertragsfreiheit unter Privaten. Das soll nicht hier 

sondern – falls überhaupt nötig – im Privatrecht 

geregelt werden. Im Übrigen verhindern diese 

Bestimmungen fortschrittliche Lösungen in der 

Immobilienbranche bezüglich Energieversorgung 

von Mietern und Pächtern (Stichwort «Energy 

Hub»). Der Vorschlag ist kontraproduktiv für die 

Energiewende. 

Art. 17 Abs. 3 lit. a EnV (neu) ist nicht nötig da 

durch die Bezeichnung des Netzanschlussnehmers 

und des Messpunktes bereits gegeben. 
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Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung 
c. das extern zu beziehende Stromprodukt sowie die 

Modalitäten für einen Wechsel des Stromprodukts.  
4
  Ein Austritt aus dem Zusammenschluss (Art. 17 Abs. 3 EnG) 

ist für Mieterinnen und Mieter und Pächterinnen und Pächter 

dann möglich, wenn die Grundeigentümerin oder der 

Grundeigentümer die angemessene Versorgung mit 

Elektrizität nicht gewährleisten kann oder die Vorgaben der 

Absätze 1 und 2 nicht einhält. Sie haben den Austritt der 

Grundeigentümerin oder dem Grundeigentümer schriftlich und 

begründet mitzuteilen.  
5
  Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer, die für die 

Stromversorgung von Mieterinnen und Mietern und 

Pächterinnen und Pächtern zuständig sind, sind von der 

Pflicht, die Tarife zu veröffentlichen und eine 

Kostenträgerrechnung nach Artikel 4 StromVV7
  zu führen, 

befreit. 

c. das extern zu beziehende Stromprodukt sowie die 

Modalitäten für einen Wechsel des Stromprodukts.  
4
  Ein Austritt aus dem Zusammenschluss (Art. 17 Abs. 3 EnG) 

ist für Mieterinnen und Mieter und Pächterinnen und Pächter 

dann möglich, wenn die Grundeigentümerin oder der 

Grundeigentümer die angemessene Versorgung mit 

Elektrizität nicht gewährleisten kann oder die Vorgaben der 

Absätze 1 und 2 nicht einhält. Sie haben den Austritt der 

Grundeigentümerin oder dem Grundeigentümer schriftlich und 

begründet mitzuteilen.  
5
  Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer, die für die 

Stromversorgung von Mieterinnen und Mietern und 

Pächterinnen und Pächtern zuständig sind, sind von der 

Pflicht, die Tarife zu veröffentlichen und eine 

Kostenträgerrechnung nach Artikel 4 StromVV7 zu führen, 

befreit. 

Art. 17 Abs. 3 lit. b & lit. c EnV (neu) müssen nicht 

vorgeschrieben werden sondern gehören ins 

Privatrecht. Gemessen wird am Messpunkt des 

Netzanschlussnehmers. 

Art. 17 Abs. 5 EnV (neu) ist OK, soll aber im 

Rahmen der Revision StromVG unter dem Thema 

Arealnetze geregelt werden. 

 

Art. 45 Bruttowertschöpfung  

1 Die Bruttowertschöpfung ist auf der Grundlage der 

ordentlich geprüften Jahresrechnung des nach Artikel 957 

Absatz 1 des Obligationenrechts15
  (OR) zur Buchführung und 

Rechnungslegung pflichtigen Unternehmens zu ermitteln. Sie 

berechnet sich nach Anhang 5 Ziffer 1.  
2 Sofern nach Artikel 962 OR für ein Unternehmen eine Pflicht 

zur Erstellung eines Abschlusses nach einem anerkannten 

Standard zur Rechnungslegung besteht, ist die 

Bruttowertschöpfung auf der Grundlage dieses Abschlusses zu 

ermitteln. Zusätzlich ist eine Bestätigung durch eine 

zugelassene Revisionsexpertin oder einen zugelassenen 

Revisionsexperten nach Artikel 4 des 

Revisionsaufsichtsgesetzes vom 16. Dezember 200516
  

einzureichen, dass die Bruttowertschöpfung richtig berechnet 

wurde.  
3 Bei Unternehmen, die nicht der ordentlichen Revision nach 

Artikel 727 Absatz 1 OR unterliegen, ist die 

Bruttowertschöpfung auf der Grundlage der amtlichen 

Mehrwertsteuer-Abrechnungsformulare des vollen 

Geschäftsjahres nach Anhang 5 Ziffer 2 zu berechnen. 

Art. 45 Bruttowertschöpfung  

1 Die Bruttowertschöpfung ist auf der Grundlage des der 

ordentlich geprüften Einzelabschlusses des letzten vollen 

Geschäftsjahres oder durch eine externe Revisionsstelle zu 

ermitteln. Jahresrechnung des nach Artikel 957 Absatz 1 des 

Obligationenrechts15
  (OR) zur Buchführung und 

Rechnungslegung pflichtigen Unternehmens zu ermitteln. Sie 

berechnet sich nach Anhang 5 Ziffer 1.  
2 Sofern nach Artikel 962 OR für ein Unternehmen eine Pflicht 

zur Erstellung eines Abschlusses nach einem anerkannten 

Standard zur Rechnungslegung besteht, ist die 

Bruttowertschöpfung auf der Grundlage dieses Abschlusses zu 

ermitteln. Zusätzlich ist eine Bestätigung durch eine 

zugelassene Revisionsexpertin oder einen zugelassenen 

Revisionsexperten nach Artikel 4 des 

Revisionsaufsichtsgesetzes vom 16. Dezember 200516
  

einzureichen, dass die Bruttowertschöpfung richtig berechnet 

wurde.  
3 Bei Unternehmen, die nicht der ordentlichen Revision nach 

Artikel 727 Absatz 1 OR unterliegen, ist die 

Bruttowertschöpfung auf der Grundlage der amtlichen 

Mehrwertsteuer-Abrechnungsformulare des vollen 

Geschäftsjahres nach Anhang 5 Ziffer 2 zu berechnen. 

Diese Regelung diskriminiert Standorte 

energieintensiver Betriebe, die zu einer grösseren 

Firmengruppe gehören gegenüber Einzelfirmen, 

weil die für die Befreiung massgebende 

Energieintensität aus dem Anteil berechnet wird, 

den die Energiekosten an der 

Bruttowertschöpfung des Gesamtunternehmens 

ausmachen. 

Bei integrierten Unternehmen soll es deshalb wie 

bei Einzelunternehmen möglich sein, 

Bruttowertschöpfung und Strompreis auf einzelne 

Produktionsstandorte zu beziehen. 
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Verordnung über die Förderung der Produktion von Elektrizität aus erneuerbaren Energien (Energieförderungsverordnung, EnFV) 

Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung 
Art. 15 Direktvermarktung   
1 Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21 EnG) 

ausgenommen sind Betreiber von Neuanlagen mit einer 

Leistung von weniger als 30 kW.  
2 Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab 500 kW, die 

bereits eine Vergütung nach bisherigem Recht erhalten, 

müssen in die Direktvermarktung wechseln.  
3 Sämtliche Betreiber können jederzeit unter Einhaltung einer 

Meldefrist von drei Monaten auf ein Quartalsende hin in die 

Direktvermarktung wechseln. Die Rückkehr zur Einspeisung 

zum Referenz-Marktpreis ist ausgeschlossen.  

Art. 15 Direktvermarktung   
1 Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21 EnG) 

ausgenommen sind Betreiber von Neuanlagen mit einer 

Leistung von weniger als 30 kW sowie Betreiber von Anlagen, 

die nach bisherigem Recht eine Vergütung erhalten.  
2 Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab 500 kW, die 

bereits eine Vergütung nach bisherigem Recht erhalten, 

müssen in die Direktvermarktung wechseln.  
2 Sämtliche Betreiber können jederzeit unter Einhaltung einer 

Meldefrist von drei Monaten auf ein Quartalsende hin in die 

Direktvermarktung wechseln. Die Rückkehr zur Einspeisung 

zum Referenz-Marktpreis ist ausgeschlossen. 

Die rückwirkende Einführung der 

Direktvermarktung für Anlagen mit einer Leistung 

ab 500 kW soll auf freiwilliger Basis erfolgen, d.h. 

auf einem Wahlrecht beruhen. 

Art. 21 Abbau der Warteliste  
1 Stehen wieder Mittel zur Verfügung, so legt das BFE 

Kontingente fest, in deren Umfang Anlagen auf den 

Wartelisten berücksichtigt  
werden können. 

Absatz 2 Variante A:  
2 Die Anlagen auf der Warteliste für Photovoltaikanlagen 

werden jeweils entsprechend dem Einreichedatum des 

Gesuchs in folgender Reihenfolge berücksichtigt: 

a. Anlagen, die bis zum 31. Dezember 2014 in Betrieb 

genommen wurden; 

b. Anlagen, die ab dem 1. Januar 2015 in Betrieb genommen 

wurden; 

c. die übrigen Projekte. 

Variante A wird bevorzugt.  Damit springen bereits realisierte Anlagen an die 

Spitze der Warteliste. 
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Kernenergieverordnung (KEV) 
Keine Stellungnahme 

Verordnung über die Landesgeologie (Landesgeologieverordnung, LGeolV) 
Keine Stellungnahme 

Verordnung des UVEK über den Herkunftsnachweis und die Stromkennzeichnung (HKSV) 

Vernehmlassungsentwurf Antrag GGS Kurze Begründung 

  

Wie bereits in unserer Stellungnahme zu Art. 4 

Abs. 1 EnV (neu) gesagt, sind 

Herkunftsnachweise ein Mittel aus dem 

Marketing, mit denen Produzenten und 

Verbraucher die das wollen, sich gegenüber 

ihren Stakeholdern und Kunden differenzieren 

können. Mehr ist es nicht. 

Für die angestrebte Transparenz braucht es 

keine Herkunftsnachweise. 

Herkunftsnachweise verletzen den Imperativ 

der Gleichzeitigkeit von Produktion und 

Verbrauch. Sie schaffen eine Scheintransparenz 

in dem sie dem Käufer suggerieren, er könne 

eine andere Stromqualität beziehen, als das 

Netz gerade zur Verfügung stellt, z.B. 

Sonnenenergie um Mitternacht statt der dann 

gelieferten Bandenergie aus Kernkraft und 

Laufkraftwerken. 
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Stellungnahme anlässlich der Vernehmlassung zu den Verordnungen der 
Energiestrategie 2050 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
hotelleriesuisse dankt Ihnen für die Möglichkeit, im Rahmen der Vernehmlassung zur 
Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie Stellung zu nehmen. Gerne 
unterbreiten wir Ihnen im Folgenden unsere Position. 
 
1. Vorbemerkung 

 
hotelleriesuisse ist das Kompetenzzentrum für die Schweizer Hotellerie und vertritt als 
Unternehmerverband die Interessen der national und international ausgerichteten 
Hotelbetriebe. Die von hotelleriesuisse klassierten Betriebe repräsentieren rund zwei Drittel der 
Schweizer Hotelbetten und generieren knapp 75 Prozent der Logiernächte. 
 
Gemäss Satellitenkonto 2015 erzielt der Tourismus mit einer Nachfrage von 45 Mrd. Franken 
eine direkte Bruttowertschöpfung von 16 Mrd. Franken – was einem Anteil von 2,6 Prozent an 
der gesamtwirtschaftlichen direkten Bruttowertschöpfung der Schweiz entspricht. Der 
Tourismus gehört zudem zu den vier wichtigsten Exportbranchen der Schweiz. Die Hotellerie 
als Rückgrat des Tourismus erwirtschaftet allein einen jährlichen Umsatz von über 7,6 Mrd. 
Franken und beschäftigt zirka 63'000 Vollzeitangestellte. hotelleriesuisse setzt sich deshalb mit 
Nachdruck für die Verbesserung der Erfolgs- und Wachstumschancen wettbewerbswilliger und 
wettbewerbsfähiger Hoteliers und Hotels in der Schweiz ein. 
 
2. Energieverordnung 

Auch wenn sich bisher nur sehr grosse Hotels vom Netzzuschlag haben befreien lassen 
können, sollte diese Möglichkeit nicht noch zusätzlich erschwert werden. Deswegen schlägt 
hotelleriesuisse die folgende Änderung in der Energieverordnung vor:  
 
Art. 41 Abs. 3 und 4 Zielvereinbarung 
3 Die Zielvereinbarung legt für jedes Kalenderjahr ein Energieeffizienzziel fest. Die Erhöhung 
der Energieeffizienz ist linear auszugestalten.  
 4 Die Zielvereinbarung ist eingehalten, wenn die Energieeffizienz während der Laufzeit der 
Zielvereinbarung nicht in mehr als zwei aufeinanderfolgenden Jahren und insgesamt in nicht 

Eidgenössisches Departement für Umwelt,  
Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK 
Kochergasse 6 
3003 Bern 
 
E-Mail an: energiestrategie@bfe.admin.ch 
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mehr als der Hälfte der Jahre unter dem für das betreffende Jahr festgelegten 
Energieeffizienzziel liegt.  
 
Abs. 3 zweiter Satz sowie Abs. 4 sollen ersatzlos gestrichen werden. Sie weichen von einer 
Koordination mit dem CO2-Gesetz ab, sind vom EnG Gesetz her in diesem Detail nicht nötig 
und somit überflüssig. Letztlich geht es darum, das Ziel zu erreichen und nicht den Weg zu 
definieren. Dies ist umso gravierender, als dass die Sanktionen bei Nicht-Erfüllung der 
Zielvorgaben gravierend sind (Zurückzahlen aller bisher erhaltenen Rückerstattungen).  
 
3. Allgemeine Anmerkungen zur CO2-Verordnung 

 
Gerne lassen wir Ihnen hiermit unsere Haltung zu den Anpassungen in der CO2-Verordnung 
zukommen. hotelleriesuisse hat sich in den vergangenen Jahren in der Branche stark für die 
Bekanntmachung der CO2-Abgabe-Befreiung von Unternehmen eingesetzt. Dadurch hat sich in 
der Branche viel bewegt und es wurden viele Hoteliers für die Bedeutung der Energieeffizienz 
sensibilisiert und für den Abschluss einer Zielvereinbarung motiviert.  
 

Zu den Artikeln: Art.7 Abs. 1 und Art. 10 Abs. 1 und 1bis 
Da das CO2-Gesetz 2020 ausläuft und durch ein revidiertes Gesetz abgelöst wird, führt dies zu 
grossen Unsicherheiten. Dass diese im Bereich der Übererfüllungen verringert werden sollen, ist 
zwar begrüssenswert, solange das neue CO2-Gesetz nicht vom Parlament behandelt wurde, 
bleibt die Unsicherheit für befreite Hotels jedoch bestehen.  
hotelleriesuisse kritisiert, dass diese Verbesserung der Rechtssicherheit gleichzeitig zu einer 
Erhöhung der Bürokratie und des Aufwands für Bescheinigungen benutzt wird. Es werden die 
Anreize für einen Antrag bewusst tief gehalten. hotelleriesuisse lehnt dieses Vorgehen ab und 
spricht sich gegen die Änderung der Art.7 Abs. 1 und Art. 10 Abs. 1 und 1bis aus.  
 
Die Befreiung von der CO2-Abgabe 
Das System der Abgabebefreiung ist ein wichtiges Anreizinstrument, um Unternehmen trotz dem 
schwierigen wirtschaftlichen Umfeld für die Thematik der Energieeffizienz zu gewinnen. Alleine 
das Bündner Leuchtturmprojekt spart in der laufenden Befreiungsperiode 18 100 Tonnen CO2 ein 
und ist für dieses Engagement mit dem Watt d’Or 2015 ausgezeichnet worden. 
Es darf nicht sein, dass die Befreiung von der CO2-Abgabe künftig für die meisten Hotels nicht 
mehr zur Verfügung steht: Eine Verminderungsverpflichtung ist mit erheblichen Investitionen 
verbunden und die Hoteliers sind diese Verpflichtung in der Annahme eingegangen, sich auch 
künftig von der Abgabe befreien lassen zu können. 
 
Befreiung in Gruppen 
Neben der Veränderung der Befreiungskriterien sollen sich Unternehmen neu nur noch dann in 
Gruppen von der CO2-Abgabe befreien lassen können, wenn jedes einzelne Unternehmen die 
Kriterien erreicht. Dadurch wird das Konstrukt der Befreiung in Gruppen obsolet. hotellerie-
suisse fordert deshalb, dass es weiterhin möglich ist, dass die in einer Gruppe zusammen-
geschlossenen Unternehmen die Kriterien für eine Befreiung gemeinsam erreichen dürfen. 
 
Verringerung des bürokratischen Aufwands 
Die Befreiung in Gruppen stellt eine Möglichkeit dar, um den bürokratischen Aufwand des 
Bundesamts zu verringern. Ebenso würde hotelleriesuisse begrüssen, wenn der Aufwand für 
die Überprüfung der befreiten Unternehmen verringert würde. So könnte statt der jährlichen 
Überprüfung des Monitoringberichts, mit Stichproben gearbeitet werden. Dies würde 
insbesondere auch das Bundesamt für Umwelt entlasten. 
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4. Zusammenfassung 
 
Es wird laufend versucht, die Kriterien für Unternehmen für eine Befreiung von der CO2-Abgabe 
und dem Netzzuschlag zu verschärfen. hotelleriesuisse lehnt dieses Vorgehen ab. Der Verband 
begrüsst zwar, die zusätzliche Möglichkeit für die Anerkennung von Übererfüllungen, fordert 
aber, dass die Art. 7 Abs. 1 und Art. 10 Abs. 1 und 1bis der CO2-Verordnung unverändert 
beibehalten werden. Die vorgeschlagenen Anpassungen würden die Bürokratie und den 
Aufwand für die betroffenen Unternehmen zu sehr erhöhen. Ausserdem sollte Art. 41 Abs. 3 
und 4 der Energieverordnung entsprechend unserem Vorschlag abgeändert werden. 
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme unserer Position und stehen Ihnen für weitere Fragen 
gerne zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse 

 

hotelleriesuisse 

 

 

 

 
Claude Meier  Christophe Hans 
Direktor Leiter Wirtschaftspolitik 
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Stellungnahme zur Vernehmlassung "Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 

2050: Änderungen auf Verordnungsstufe" 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Die IG DHS dankt Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme im Rahmen der Vernehmlassung "Umset-

zung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050: Änderungen auf Verordnungsstufe". 

Die IG DHS befürwortet das erste Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050. Es setzt verlässliche 

und zukunftsorientierte Rahmenbedingungen für den geplanten Umbau der schweizerischen Energiever-

sorgung hin zu mehr erneuerbaren Energien und für eine effizientere Gestaltung des Energieverbrauchs. 

Damit diese Ziele erreicht werden können, bedarf es einer konsequenten Umsetzung auf Verordnungs-

stufe. 

Insgesamt wertet die IG DHS die vorliegenden Verordnungsrevisionen als massvoll. Bei der weiteren 

Ausarbeitung muss jedoch darauf geachtet werden, dass Verschärfungen gegenüber dem Gesetz ver-

mieden und Veränderungsprozesse nicht einseitig zulasten der Endverbraucher erfolgen sowie dass die 

Regulierungen ein positives Kosten-Nutzen Verhältnis aufweisen. 

Die IG DHS äussert sich zusammenfassend zur Vernehmlassungsvorlage vom 01.02.2017 wie folgt: 

 

Grundsätzliches 

Der im Gesetz vorgesehene Spielraum ist auf Verordnungsstufe regulatorisch nur dort zu nutzen, wo ein 

effektiv positives Kosten-Nutzenverhältnis gegeben ist. Regulierungen und insbesondere Verschärfungen 

gegenüber dem Gesetz, die (Mehr-)Kosten ohne entsprechenden (Mehr-)Nutzen erzielen, werden von 

der IG DHS strikt abgelehnt. Solche Regulierungen belasten die Wirtschaft und die Gesellschaft  mit un-

nötigen Zusatzkosten und legen einer zielgerichteten Umsetzung der Energiestrategie dadurch Steine in 

den Weg. 

Energieverordnung (EnV) 

Die IG DHS wertet die vorliegende Revision der Energieverordnung insgesamt als positiv. Insbesondere 

unterstützt sie die vorgeschlagene Vergütung für Strom aus erneuerbaren Energien. Die generelle Ver-

wendungspflicht von Stromherkunftsnachweisen ist jedoch klar abzulehnen – sie stellt eine gänzlich un-

zweckmässige Verschärfung des Gesetzes dar.  

 

Bundesamt für Energie BFE 
Bundesrats- und Parlamentsgeschäfte 
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Energieförderungsverordnung (EnFV) 

Die IG DHS unterstützt die vorgeschlagenen Regelungen zum Einspeisevergütungssystem sowie insbe-

sondere die neuen Bestimmungen zur Einmalvergütung für Photovoltaik-Anlagen. 

Stromversorgungsverordnung (StromVV) 

Die IG DHS begrüsst es grundsätzlich, dass einheitliche Regeln für intelligente Mess-, Steuer- und Re-

gelsysteme angestrebt werden. In der vorliegenden Fassung geht die Einführung von Smart Metern aber 

einseitig zulasten der Endverbraucher. Insbesondere ein vorzeitiger Ersatz der Messstellen soll nur in 

Absprache mit dem Endverbraucher erfolgen können. Ausserdem lehnt die  IG DHS die nicht sachge-

rechte Festlegung der Netzbetreiber als einzige Messstellenbetreiber ab. Es ist ein Wettbewerb der 

Messstellendienstleistung mittels Liberalisierung des Messsystems und einheitlichen Regeln für intelli-

gente Mess-, Steuer- und Regelsysteme anzustreben.  

CO2-Verordnung 

Die IG DHS begrüsst die vorgesehenen Bestimmungen zu den CO2-Zielwerten für Personen- und Last-

wagen, zum Gebäudeprogramm sowie für die Bescheinigungsmöglichkeit für Übererfüllungen. Sie er-

möglichen eine wirkungsorientierte, marktwirtschaftliche und zugleich massvolle Umsetzung. Die Kompa-

tibilität mit der EU ist in sachlicher und zeitlicher Hinsicht sicherzustellen, damit jederzeit Handelshemm-

nisse vermieden werden. Der weitere Gesetzgebungsprozesses ist ferner mit der Regulierung zur 

Klimapolitik nach 2020 abzustimmen. 

Allgemeine Forderungen im Rahmen der vorliegenden Vernehmlassung 

1. Systemwechsel muss von allen Akteuren mitgetragen werden 

 Die IG DHS befürwortet Investitionen und Prozessanpassungen, welche zur Umwandlung des Ener-

giesystems erforderlich sind. Dabei dürfen diese Investitionen jedoch nicht einseitig zulasten der 

Endverbraucher erfolgen. Systemwechsel müssen von allen Akteuren gemeinsam mitgetragen wer-

den. Durch die Verordnungsentwürfe zum ersten Massnahmenpakte der ES 2050 würde jedoch ein 

noch grösseres Ungleichgewicht in der Lastenverteilung hergestellt. 

 Vor allem Netzbetreiber werden in nicht nachvollziehbarer Weise erheblich bevorteilt. Netzbetreiber 

sollen die Kosten für Netzverstärkungen, die durch die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren 

Energieträgern oder durch dezentrale Produktion notwendig werden, den Endverbrauchern in Rech-

nung stellen können. Vor diesem Hintergrund ist es besonders stossend, wenn sie darüber hinaus 

auch noch die nicht-amortisierten Kosten für nicht verwendete Anschlussanlagen an die Endverbrau-

cher überwälzen könnten. Dies widerspricht letztlich dem Ansinnen des ersten Massnahmenpakets, 

dezentrale Produktionsformen zu ermöglichen und zu fördern. 

 Ferner wird im Zusammenhang mit dem Messwesen eine Monopolstellung der Netzbetreiber festge-

legt, die nicht sachgerecht ist. Durch die Pflicht zum flächendeckenden Einsatz intelligenter Messsys-

teme werden Kosten verursacht ohne zwingend einen Nutzen zu stiften. Dabei werden die Kosten 

erst noch einfach auf die Endverbraucher überwälzt. Letztere sollen daher zumindest eine Mit-

sprachemöglichkeit haben. Zudem sollen in erster Linie nur im Rahmen der regulären Erneuerung 

Smart Meter eingesetzt werden, sodass keine Zusatzkosten resultieren. Die IG DHS fordert ausser-

dem eine Liberalisierung des Messsystems (Wahlfreiheit bezüglich Messstellendienstleister, Kompa-

tibilität der Messeinrichtungen), was zu mehr Wettbewerb und Innovationen führt. 
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2. Konvergenz von Klima- und Energiepolitik sicherstellen 

 Besonders begrüssenswert ist die vorgesehene Möglichkeit zur Bescheinigung von Emissionsver-

minderungen, welche nicht im Zusammenhang mit einer Zielvereinbarung erfolgen oder eine Überer-

füllung der Zielvorgaben darstellen. Dies bietet einem weiteren Unternehmenskreis Anreiz, zusätzli-

che emissionsmindernde Massnahmen zu ergreifen, auch wenn diese heute nicht ganz kostende-

ckend sind. Die Detailanforderungen (Mitteilung des BAFU: „Projekte und Programme zur Emissions-

verminderung im Inland“) sollten im gleichen Zuge vereinfacht werden, um die administrativen Hür-

den zu reduzieren, sodass mit dieser Neuerung möglichst breit Wirkung erzielt werden kann.  

 Diese neue Möglichkeit zur Übererfüllung ist ein sehr wesentliches marktwirtschaftliches Element im 

Sinne der Energiestrategie 2050 und wird von der IG DHS sehr begrüsst. Dabei ist u.a. aus Gründen 

des Investitionsschutzes sicherzustellen, dass im Rahmen der Totalrevision des CO2-Gesetzes die-

ser privatwirtschaftliche Effizienzansatz nicht wieder aushebelt wird. Die klima- und energiepoliti-

schen Regulierungen sind sowohl auf Gesetzes- wie auch auf Verordnungsebene abzugleichen. 

 Hinsichtlich der Zielvereinbarungen für die Rückerstattung des Netzzuschlags besteht erheblicher 

formeller Anpassungsbedarf. Die IG DHS fordert eine vollständige Koordination mit den Zielvereinba-

rungen im Rahmen der CO2-Abgabebefreiung und des Grossverbraucherartikels. Es ist eine materiel-

le Harmonisierung der Zielvereinbarungsparameter sowie eine Entschlackung des administrativen 

Prozesses sicherzustellen (z.B. durch einen "One-stop-shop" für die Verwaltung aller Zielvereinba-

rungen). 

3. Keine Verschärfungen auf Verordnungsebene einführen 

 Der Verordnungsentwurf sieht teilweise wesentliche Verschärfungen gegenüber dem in der Grundli-

nie liberalen Gesetz dar. Diese unnötigen Überregulierungen lehnt die IG DHS dezidiert ab. 

 So räumt etwa das Energiegesetz dem Verordnungsgeber in Bezug auf die Herkunftsnachweispflicht 

von Strom die Möglichkeit ein, Ausnahmen vorzusehen. Es ist vor diesem Hintergrund stossend, 

dass der Bundesrat seinen Ermessensspielraum nicht ausnutzt, sondern in der revidierten Energie-

verordnung jede Kilowatt-Stunde der Herkunftsnachweispflicht unterstellt. Dies ist zum einen sachlich 

nicht nachvollziehbar, etwa wenn ein Stromproduzent den Strom nicht ins Netz einspeist. Zum ande-

ren verteuert die generelle Verwendungspflicht von Herkunftsnachweisen den Strompreis und bläht 

die Verwaltung auf, ohne dass damit etwas Nutz- oder Sinnstiftendes erreicht wird. 

 Auch im Zusammenhang mit der Rückerstattung des Netzzuschlags führt der Verordnungsgeber eine 

strengere Interpretation an, als dies vom Gesetz gefordert wird. Dass für die Ermittlung der An-

spruchsberechtigung die Bruttowertschöpfung des Konzerns massgebend sein soll, drängt sich nicht 

auf. Mit der einschränkenden Vorgabe auf Verordnungsebene wird das ursprüngliche Ziel der Rück-

erstattungsmöglichkeit, Wettbewerbsnachteile für stromintensive Betriebe zu verhindern, gar verun-

möglicht. Die IG DHS verlangt daher, dass der Bundesrat diese wirtschaftsbelastenden Unstimmig-

keiten im Rahmen der definitiven Erlasse beseitigt. Dabei ist insbesondere beim Gesuch auf Rücker-

stattung auf die Stromkosten pro Standort abzustellen. 

4. Interpretationsspielraum klären 

 Im Zusammenhang mit Miet- oder Pachtverhältnissen bei Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch 

besteht erhebliche Rechtsunsicherheit. Die mit der Energiestrategie 2050 anvisierte bessere Förde-

rung dezentraler Produktionsformen darf nicht durch offene Interpretationsspielräume auf Verord-

nungsebene verunmöglicht werden. 
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Unsere konkreten Anträge finden Sie in der Beilage. Wir danken Ihnen für deren Berücksichtigung und 

stehen Ihnen für Rückfragen jederzeit gerne zur Verfügung 

 

 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

  

Thomas Mahrer 
Leiter Wirtschaftspolitik  
Coop Genossenschaft 

Marcus Dredge 
Fachbereichsleiter Energie & CO2 

Migros Genossenschafts-Bund 

 

 

 

Anhang: Änderungsanträge der IG DHS zu den einzelnen Vernehmlassungsvorlagen vom 5. Mai 2017 



Basel, 8. Mai 2017 

 

Anhang: Änderungsanträge zu den Vernehmlassungsvorlagen 

 

Energieverordnung (EnV) 

Antrag 1 – Stromkennzeichnung 

Art. 4 Abs. 1 EnV ist durch die Bestimmung des bisherigen Rechts (Art. 1d EnV) zu ersetzen: 

Wer Elektrizität produziert und ins Netz einspeist, kann die Produktionsanlage von der für diesen Fach-

bereich akkreditierten Konformitätsbewertungsstelle (Ausstellerin) erfassen lassen. Er kann auch die 

mit der Anlage produzierte Elektrizität regelmässig erfassen und sich dafür Herkunftsnachweise aus-

stellen lassen. 

Begründung 

 Die vorgeschlagene Regelung stellt bezogen auf Art. 9 EnG eine Verschärfung auf Verordnungs-

ebene dar. Insbesondere unterstellt sie jede Kilowattstunde der Herkunftsnachweispflicht. Diese 

Änderung lehnt die IG DHS dezidiert ab. Art. 9 Abs. 5 EnG sieht nämlich explizit Ausnahmen vor. 

Dieser Spielraum muss genutzt werden. 

 Der Nachweis jeder einzelnen Kilowattstunde ist zum einen sachlich nicht nachvollziehbar, etwa 

wenn ein Stromproduzent den Strom nicht ins Netz einspeist. 

 Die generelle Verwendungspflicht von Herkunftsnachweisen verteuert den Strompreis und bläht die 

Verwaltung auf, ohne dass damit etwas Nutz- oder Sinnstiftendes erreicht wird. 

 Problematisch bis nutzlos dürfte die Regulierung insbesondere sein, weil bisher der börsengehan-

delte (internationale) Strom keinen Herkunftsnachweis hat. Daher kann die unterstützungswürdige 

Absicht – mehr Transparenz bei der Stromherkunft – so auch nicht wirklich verbessert werden. 

 Letztlich ist ein Herkunftsnachweis ein mögliches Mittel, um sich als Produzent oder Verbraucher 

gegenüber Stakeholdern oder gegenüber Konsumenten am Markt zu differenzieren. Das soll freiwil-

lig sein und bleiben – der Staat muss nicht ohne Zwang eine marktorientierte, funktionierende Lö-

sung aufgeben. 

 

 

Antrag 2 – Zusammenschluss mit Mieterinnen und Mietern und Pächterinnen und Pächtern 

Art. 17 EnV ist wie folgt um einen neuen Absatz 4 zu ergänzen: 

4 Bei einem Wechsel der Mieter- oder Pächterschaft treten bei vorbestehendem Zusammenschluss 

zum Eigenverbrauch die neuen Mieterinnen und Mieter resp. Pächterinnen und Pächter nicht automa-

tisch in den Zusammenschluss ein; für sie gilt die Ausgangslage wie bei Einführung des gemeinsamen 

Eigenverbrauchs (Art. 17 Abs. 3 EnG). 

Art. 17 Abs. 4 sei in Art. 17 Abs. 5 EnV zu ändern. 

Begründung 

 Bei gewerblich genutzten Gebäuden muss unterschieden werden, ob die Mieter- oder Pächter-
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schaft eine Organisationseinheit desjenigen Unternehmens darstellt, das zugleich Grundeigentüme-

rin des Grundstücks ist, oder ob es sich um einen unabhängigen Betrieb handelt. Kommt es etwa 

durch einen Wechsel der Mieter- oder Pächterschaft dazu, dass bestimmte Flächen neu an unab-

hängige Betriebe vermietet oder verpachtet werden, wäre es unbillig, wenn diese den Entscheid ih-

rer Vorgänger ohne Mitspracherecht weitertragen müssten. 

 Mieterinnen und Mieter resp. Pächterinnen und Pächter müssen flexibel die Wahl haben, ob sie 

ihren Strom aus dem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch oder über den Netzbetreiber nach 

Art. 6 und 7 StromVG beziehen. Ein einmaliger Entscheid pro Mietfläche ist abzulehnen. 

 Da weder aus Gesetz noch Verordnung klar wird, ob bei einem Wechsel der Mieter- oder Pächter-

schaft die neuen Mieterinnen und Mieter resp. Pächterinnen und Pächter zwingend in das Strom-

versorgungsmodell, das für die Vormieter- oder Pächterschaft galt, eintreten müssen, bedarf es ei-

ner Klarstellung. Mit der vorgeschlagenen Präzisierung kann diese Rechtsunsicherheit behoben 

werden. 

 

 

Antrag 3 –Teilnahmebedingungen 

Art. 21 EnV ist wie folgt zu ändern: 

1 Das BFE legt jährlich die Bedingungen für die Teilnahme am Ausschreibungsverfahren fest und passt 

diese an, falls dies aufgrund neuer Vorschriften oder Gesetze notwendig ist. 

Begründung 

 Die heute praktizierte jährliche Anpassung führt für die teilnehmenden Unternehmen zu grosser 

Planungs- und Investitionsunsicherheit und verhindert eine effiziente Abwicklung. 

 Die Bedingungen für die Teilnahme an Ausschreibeverfahren sollen daher nur dann angepasst 

werden, wenn sich dies aufgrund geänderter Rahmenbedingungen aufdrängt. 

 

 

Antrag 4: Art. 41 EnV – Zielvereinbarung 

Art. 41 EnV ist grundlegend zu überarbeiten und mit der Totalrevision des CO2-Gesetzes abzustimmen. 

Die Zielvereinbarungen für die Rückerstattung des Netzzuschlags, die CO2-Abgabebefreiung und für 

die kantonalen Grossverbrauchermodelle sind zu vereinheitlichen. Zentrale Punkte: 

 Materielle Harmonisierung der Zielvereinbarungsparameter ist auf Verordnungsebene vorzugeben. 

Das BFE oder das BAFU und die EnDK sind gemeinsam zu verpflichten, schweizweit einheitliche 

Zielvereinbarungsparameter festzulegen – insbesondere: Zielsystem, Systemgrenzen, Befreiungs-

zeiträume, Berechtigungsgrundlagen und Monitoring. Subsidiär sollen die Kantone darauf basie-

rend vertiefende Ausgestaltungsvarianten einfordern können. 

 One-stop-shop: Festlegung der Zuständigkeit einer einzigen Stelle der öffentlichen Hand (z.B. das 

BFE zusammen mit der EnDK oder auch eine privatwirtschaftliche Agentur) für den Abschluss und 

die Überprüfung der Einhaltung sämtlicher Zielvereinbarungen (CO2-Abgabe, Netzzuschlag, Gross-

verbraucherartikel). 
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Begründung 

 Die Vernehmlassungsvorlage ist leider überhaupt nicht auf eine Zusammenführung von klima- und 

energiepolitischen Instrumenten in ein integrales System ausgerichtet. Durch die konsequente 

Harmonisierung von Universalzielvereinbarungen für die kantonalen Grossverbrauchermodelle, die 

CO2-Abgabebefreiung und die Rückerstattung des Netzzuschlags sowie eine Angleichung der 

Laufzeitmodelle kann die Administration sowohl für die betroffenen Unternehmen als auch die Be-

hörden erheblich vereinfacht werden. 

 Durch die Festlegung der Zuständigkeit eines Bundesamts oder einer privatwirtschaftlichen Agentur 

für sämtliche Zielvereinbarungen ("One-stop-shop") können Mehrfachprüfungen der gleichen Ziel-

vereinbarung vermieden werden. Dadurch werden Synergien effizient genutzt und die administrati-

ven Prozesse ganz erheblich entschlackt. 

 Der Antrag steht im Einklang mit der angenommenen Motion Schillinger (15.3543, "Bürokratieab-

bau in der CO2- und Energiegesetzgebung. Einheitliche Rahmenbedingungen für den Vollzug von 

Zielvereinbarungen"). 

 

 

Antrag 5: Art. 45 EnV – Bruttowertschöpfung 

Art. 45 Abs. 1 EnV ist wie folgt zu ändern: 

1 Die Bruttowertschöpfung ist auf der Grundlage ders ordentlich geprüften Jahresrechnung des nach 

Artikel 957 Absatz 1 des Obligationenrechts (OR) zur Buchführung und Rechnungslegung pflichtigen 

Unternehmens Einzelabschlusses des letzten vollen Geschäftsjahres oder durch eine externe Revisi-

onsstelle zu ermitteln. Sie berechnet sich nach Anhang 5 Ziffer 1. 

Art. 45 Abs. 2 EnV ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

 Der gleiche Produktionsbetrieb mit den gleichen Elektrizitätskosten und der gleichen Wertschöp-

fung erhält den Netzzuschlag zurückerstattet, wenn er eine unabhängige Rechtspersönlichkeit hat, 

aber nicht, wenn er einem Mehrbetriebunternehmen angegliedert ist. 

 Dies kommt einer massiven Diskriminierung und Wettbewerbsverzerrung (auch im Inland) gleich. 

Werden bestimmte Rechtsformen benachteiligt, wird die Standortattraktivität der Schweiz für strom-

intensive Produktionsbetriebe stark vermindert. 

 Dass sowohl die geltende EnV wie auch die Vernehmlassungsvorlage die Berechnung der Stromin-

tensität von der Organisationsform des jeweiligen Betriebs abhängig machen, entspricht ausser-

dem einer Auslegung, für die es im EnG keine Grundlage gibt. 

 Das Abstellen auf den Einzelabschluss als Berechnungsgrundlage stellt eine Auslegung im Rah-

men des gesetzlichen Ermessensspielraums sicher und setzt den vom Gesetzgeber beabsichtigen 

Lösungsansatz sachlich präziser um; d.h. Rückerstattungsmöglichkeit ist für alle stromintensive Be-

triebe möglich. 
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Energieförderungsverordnung (EnFV) 

Antrag 1 – Direktvermarktung 

Art. 15 Abs. 2 EnFV ist zu streichen und Art. 15 Abs. 1 EnFV wie folgt zu ändern: 

1 Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21 EnG) ausgenommen sind Betreiber von Neuanlagen 

mit einer Leistung von weniger als 30 kW sowie Betreiber von Anlagen mit einer Leistung ab 500 kW, 

die bereits eine Vergütung nach bisherigem Recht erhalten. 

Begründung 

 Die Pflicht zum Wechsel in das Direktvermarktungssystem würde für Betreiber von Anlagen mit 

einer Leistung von über 500 kW eine erhebliche Rechts- und Investitionsunsicherheit mit sich brin-

gen, wenn sich die Investitionsparameter plötzlich ändern. 

 Die vorgeschlagene Rückwirkung ist rechtlich mit Blick auf den Vertrauensgrundsatz ausserdem als 

kritisch zu würdigen. 

 Es ist daher sachgerechter und ordnungspolitisch korrekt, Betreibern von Anlagen über 500 kW 

ebenfalls die Wahlmöglichkeit zu gewähren. 

 

 

Antrag 2 – Abbau der Warteliste 

In Art. 21 Abs. 2 EnFV ist Variante A der Vorzug zu geben. 

Begründung 

 Es ist jenen Betreibern von PV-Anlagen der Vorzug zu geben, die den Bau nicht nur geplant, son-

dern auch umgesetzt haben. Wer ungeachtet der nicht rentablen Situation (sinkende KEV-

Rückerstattung) und ohne Aussicht auf Fördermittel den Bau einer PV-Anlage gewagt hat, muss 

belohnt werden. Variante A garantiert einen fairen Abbau der Warteliste. 

 

 

Stromversorgungsverordnung (StromVV) 

Antrag 1 – Netzanschluss bei Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch 

Art. 3a Abs. 2 StromVV ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

 Art. 3a StromVV ist sowohl aus einer prinzipiellen wie auch wirkungsorientierten Betrachtung her-

aus abzulehnen, da durch ihn die Weiterentwicklung der Stromversorgung im Sinne der Energie-

strategie 2050 (Integration dezentraler Produktion) gebremst wird. Weshalb Zusammenschlüsse 

zum Eigenverbrauch gegenüber einzelnen Eigenverbrauchern diskriminiert werden sollen, ist in 

diesem Lichte nicht nachvollziehbar. 

 Zudem würde der Vorteil der Einsparung der Netznutzung bei Zusammenschlüssen zum Eigenver-

brauch zunichte gemacht, wenn diesen die nicht-amortisierten Kosten von Anschlussanlagen ange-
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lastet würden. Es ist vielmehr eine verursachergerechte Verrechnung anzustreben, indem z.B. bei 

Grossproduzenten eine Netznutzungsabgabe für deren Einspeisung vorgesehen wird. 

 Schliesslich werden Netzbetreiber durch die vorliegende Bestimmung noch stärker übervorteilt, als 

dies ohnehin bereits der Fall ist. Nach Art. 22 Abs. 4 und 5 StromVV können Netzbetreiber für 

Netzverstärkungen, die aufgrund vermehrt dezentraler Einspeisung notwendig werden, eine Vergü-

tung erhalten. Vor diesem Hintergrund ist es zusätzlich stossend, wenn sie von Eigenverbrauchs-

gemeinschaften eine Abgeltung erhalten. 

 

 

Antrag 2 

In Art. 8a-d StromVV ist der Begriff "Netzbetreiber" durch "Messstellendienstleister" zu ersetzen. 

Begründung 

 Der vorliegende Entwurf unterscheidet nicht zwischen der Grundfunktion und den zusätzlichen 

Funktionen intelligenter Mess-, Steuer- und Regelsysteme. Bei wortgetreuer Auslegung darf der 

Netzbetreiber die durch die genannten Systeme ermöglichte Flexibilität nur für den effizienten 

Netzbetrieb nutzen. Intelligente Mess-, Steuer- und Regelsysteme sind aber geeignet, neben netz-

stabilisierenden Eingriffen bei den Produktions- und Verbrauchsprofilen weitere Dienstleistungen 

abzuwickeln, die ebenfalls vorhandene Flexibilitäten nutzen. 

 Die vorgeschlagenen Bestimmungen eröffnen jedoch die Möglichkeit für ein Geschäftsmodell, das 

nicht im Interesse eines effizienten Netzbetriebs und der kostentragenden Verbraucher liegt. Der 

Netzbetreiber könnte den Einsatz der genannten Systeme nicht nur für den effizienten Netzbetrieb, 

sondern auch für die weiteren Marktangebote kontrahieren. Aufgrund der Anrechenbarkeit der ent-

sprechenden (Vergütungs-)Kosten könnte er im Monopolbereich hohe Preise bieten, die ausserhalb 

desjenigen liegen, was die Konkurrenz bieten kann. Diese Vorrangstellung der Netzbetreiber lehnt 

die ID DHS klar ab. 

 Ein diskriminierungsfreier Zugang zu Flexibilitätspotenzialen – wie dies auch der Gesetzgeber anvi-

sierte – kann nur ermöglicht werden, wenn der Markt für intelligente Mess-, Steuer- und Regelsys-

teme liberalisiert wird. Mit dem Begriff "Messstellendienstleister" wird ermöglicht, dass neben den 

Netzbetreibern auch andere Dienstleister teilnehmen können. Andererseits bleibt den Netzbetrei-

bern durch einheitliche Vorgaben für intelligente Mess-, Steuer- und Regelsysteme im Rahmen ih-

res Einsatzes für den effizienten Netzbetrieb die Möglichkeit, die Netzstabilität zu gewährleisten. 

 

 

Antrag 3 – Intelligente Messsysteme 

Art. 8a StromVV ist wie folgt zu ergänzen: 

1 Für das Messwesen und die Informationsprozesse sind bei den Endverbrauchern im freien Markt und 

den Erzeugern intelligente Messsysteme einzusetzen. Den Endverbrauchern ist bei der Wahl des 

Messsystems ein Mitspracherecht zu gewähren. 

2 Der Einsatz von intelligenten Messsystemen erfolgt im Rahmen der üblichen Erneuerung der Mess-

stellen. Es sei denn ein intelligentes Messsystem ist für den effizienten Netzbetrieb nachweislich not-

wendig oder vom Endverbraucher verlangt. 
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Begründung 

 Gemäss Art. 17a Abs. 2 StromVG kann der Bundesrat intelligente Messsysteme differenziert für 

einzelne Kundengruppen vorschreiben. Bis dato haben grosse Stromverbraucher selbständig fern-

auslesbare Lastgangmessungen installiert. Ein wirklicher Effizienzgewinn kann jedoch nur erzielt 

werden, wenn die installierten intelligenten Messsysteme untereinander kompatibel sind. 

 In Bezug auf die übrigen Endverbraucher ist es jedoch sachgerechter, wenn der Einsatz von "Smart 

Meters" in Absprache mit den Endverbrauchern erfolgt und diese auch ihr eigenes Datenauslese-

system anschliessen können. 

 

 

Antrag 4 – Übergangsbestimmung für intelligente Messsysteme 

Art. 8c Abs. 1 StromVV ist wie folgt zu ändern: 

1 Der Netzbetreiber Messstellendienstleister darf für den effizienten Netzbetrieb intelligente Steuer- und 

Regelsysteme bei Endverbrauchern und Erzeugern nur dann verwenden, wenn sie diesem Einsatz 

zustimmen. Werden die Systeme für andere Zwecke als für den effizienten Netzbetrieb verwendet, 

muss dies separat ausgewiesen werden. Die Endverbraucher und Erzeuger vereinbaren dazu mit dem 

Netzbetreiber den Umfang des Zugriffs und eine angemessene, sachgerechte Vergütung.  

Begründung 

 Die Abgrenzung der unterschiedlichen Einsatzfunktionen von intelligenten Steuer- und Regelsys-

temen wurde zwar im erläuternden Bericht vom Gesetzgeber verlangt, aber durch die vorgeschla-

genen Bestimmungen de facto nicht umgesetzt. Mit der vorgeschlagenen Änderung kann diese 

Forderung erfüllt werden. 

 

 

Antrag 5 – Übergangsbestimmung für intelligente Messsysteme 

Art. 31e StromVV ist ersatzlos zu streichen und geeignete Regulierung in Art. 8 Abs. 2 (neu) StromVV 

übernehmen (siehe Antrag 3): 

Innerhalb dieser Übergangsfrist bestimmt der Netzbetreiber, wann er eine solche Messeinrichtung mit 

einem intelligenten Messsystem nach Artikel 8a ausstatten will. Unabhängig davon sind Endverbrau-

cher mit einem intelligenten Messsystem nach Artikel 8a auszustatten, wenn sie von ihrem Anspruch 

auf Netzzugang Gebrauch machen, und Erzeuger, wenn sie eine Erzeugungsanlage an das Elektrizi-

tätsnetz anschliessen. 

Begründung 

 Die vorgesehene Übergangsbestimmung für die Pflicht zum Umsteigen auf ein intelligentes Mess-

system verunmöglicht sachgerechte Einzelfallentscheide, wenn Netzbetreiber innerhalb der sieben-

jährigen Übergangsfrist dennoch einseitig das Recht haben, den Wechsel zu erzwingen. Bestehen-

de Messsysteme müssten telquel ersetzt werden. Dies ist vor dem Hintergrund, dass Netzbetreiber 

noch nicht amortisierte Messeinrichtungen zu den anrechenbaren Netzkosten zählen dürfen, be-

sonders stossend. Ein kategorischer vorzeitiger Ersatz ist daher abzulehnen. 



Bergstrasse 110 · Postfach · 8032 Zürich · Telefon 044 266 99 27 · Fax 044 266 99 49 

 
 

 

 

 

Bundespräsidentin Doris Leuthard 

Kochergasse 6 

3003 Bern 

 

 

Per EMail: energiestrategie@bfe.admin.ch 
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Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050 (ES 2050) : Änderun-
gen auf Verordnungsstufe  -  Vernehmlassungsverfahren 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Mit Schreiben vom 1. Februar 2017 haben Sie uns vorzeitig bzw. noch vor der Referendums-

abstimmung vom 21. Mai 2017 ein angepasstes Verordnungspaket zur Stellungnahme unter-

breitet, das durch die vom Parlament verabschiedeten Änderungen auf Gesetzesstufe not-

wendig geworden ist. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Meinungsäusserung und wir 

beschränken uns mit dieser Vernehmlassungseingabe auf jene Revisionsvorschläge, die für die 

energieintensiven industriellen Endverbraucher, welche in unserer Interessengemeinschaft 

organisiert sind, von besonderer Bedeutung sind. Wir fokussieren uns dementsprechend auf 

die von Ihnen vorgeschlagenen Änderungen der Energieverordnung (EnV; Totalrevision), der 

Stromversorgungsverordnung (StromVV) und der Verordnung über den Herkunftsnachweis 

und die Stromkennzeichnung (HKNV). Wir haben in einer IGEB-internen Arbeitsgruppe von 

Stromexperten, in welcher auch die Gruppe Grosser Stromkunden (GGS) Einsitz hat, die 

Verodnungsänderungen einer genauen Prüfung unterzogen. Deren Erkenntnisse bilden auch 

die Basis dieser Bemerkungen und Anträge. 

 

Die IGEB unterstützt grundsätzlich die auf der Referendumsvorlage basierenden und vom 

Bundesrat vorgeschlagenen Änderungen auf Verordnungsstufe. Trotz ordnungspolitischer 

Vorbehalte zum KEV-Fördersystem stellen wir uns nicht gegen die Referendumsvorlage, weil 

mit der vom Parlament vorgenommenen Korrektur bezüglich der Investitionspflicht von 
zwanzig Prozent des KEV-Rückerstattungsbetrages ein wichtiges Anliegen der stromintensi-

ven Industrie aufgenommen worden ist.  Wichtig ist für uns im Übrigen, dass man sich bezüg-

lich des KEV-Rückerstattungsmechanismus beim revidierten EnG und bei der vorliegenden 

EnV an der bisherigen gesetzlichen Regelung orientiert hat. Im parlamentarischen Prozess 
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schlug die UREK-S die Einführung einer zusätzlichen CO2-Abgabe auf Strom vor, der nicht aus 

CO2-freier Produktion stammt. Diese Sonderabgabe hätte kostenmässig insbesondere die 

Existenz der energieintensiven Basis- und Recylingindustrien in Frage gestellt. Der Verzicht 
des Parlamentes auf die erwähnte Sonderabgabe war für die IGEB ebenfalls ein wichtiger 

Baustein, um der Referendumsvorlage zuzustimmen. 

Wir erkennen Probleme bei der vorgeschlagenen Stromkennzeichnung. Die umfassende 

Pflicht, jede an Endkunden gelieferte kWh mit einem Herkunftsnachweis zu unterlegen, wirkt 

Preis treibend und bläht die Verwaltung auf. 

 

Für die energieintensive Industrie ist die Versorgung mit Bandenergie von zentraler Bedeu-

tung – die zu jedem Zeitpunkt gegebene Versorgungssicherheit vital.  Eine übermässige Belas-

tung des Stromverbrauchs ist mit Blick auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit zu ver-

meiden. Mittelfristig muss die Energiepolitik wieder marktnäher gestaltet werden. 

Energieverordnung (EnV) 
 
Art. 4 Stromkennzeichnung 
 
Beim Erfordernis, für jede an Endverbraucherinnen und Endverbraucher gelieferte Kilowatt-

stunde einen Herkunftsnachweis (HKN) bereitzustellen (Abs. 1), sehen wir ein ernsthaftes 

Problem. 

Börsengehandelter Strom stammt aus nicht überprüfbaren Energieträgern. Er macht mittler-

weile gerade bei den Stromintensiven einen wesentlichen Teil aus, weil diese mehrheitlich am 

Markt direkt oder indirekt Strom beziehen. Der Aufwand für den Vollzug des HKN liegt bei der 

Vollzugsstelle, die beim Übertragungsnetzbetreiber angesiedelt ist. Das Anliegen, mit HKN die 

Transparenz beim Stromverbrauch zu verbessern, wird nicht erfüllt, weil HKN auf einer Ener-

giebuchhaltung basieren, die keinen Zusammenhang mit der physikalischen Realität der 

Stromflüsse im internationalen Stromverbund hat. Dem Endverbraucher kann nicht zugemu-

tet werden, einen bürokratischen Leerlauf mitfinanzieren zu müssen. 

 

Antrag: Art. 4 Abs.1 EnV (neu) ersetzen durch bisherige Regelung (Art. 1d EnV). 

Eventualantrag: Börsengehandelter Strom ist von der Stromkennzeichnungspflicht auszu-

nehmen und es ist der UCTE-Mix zugrunde zu legen. 

 

 

In der Verordnung über den Herkunftsnachweis und die Stromkennzeichnung (HKSV), welche 

ebenfalls Gegenstand dieser Vernehmlassung bildet, ist folgerichtig eine Anpassung vorzu-

nehmen: 

 

Antrag: Anhang 1 Ziff. 1 unter der Spaltenüberschrift „obligatorische Hauptkategorien für 

börsengehandelten Strom die Kategorie „Strom unbekannter Herkunft“ oder „börsengehan-

delter Strom“ einfügen. 

 

 

Art. 37: Erhebung Netzzuschlag 
 
Die vom EnG geforderte  Erhöhung des Netzzuschlages auf 2,3 Rappen/kWh stellt aus Sicht 

der IGEB ein absolutes Maximum dar. Für viele Betriebe der Schweizer Wirtschaft mit gros-

sem Stromverbrauch, die nicht auf eine Rückerstattung des Netzzuschlages bauen können, ist 

diese Erhöhung ein nachvollziehbarer Grund für die Ablehnung der Referendumsvorlage. 
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Diesen Zuschlag in einem zweiten Massnahmenpaket der ES 2050 noch weiter zu erhöhen 

oder gar dessen Befristung aufzuheben, lehnen wir schon heute dezidiert ab. 

 
 
Art. 39 ff. Rückerstattung Netzzuschlag 
 

Wir nehmen mit Genugtuung zur Kenntnis, dass die Pflicht zur Investition von mindestens 20 
Prozent der Rückerstattungssumme in additionale Massnahmen entfällt mit der Inkraftset-

zung des neuen EnG (Erl. Bericht, Ziff. 2.9). Wir begrüssen dementsprechend, wenn alle ein-

schlägigen Verordnungsbestimmungen wie vorgeschlagen angepasst werden. 

 

Art.41 Zielvereinbarung 
 

Wie bereits erwähnt, begrüssen wir ausdrücklich den Wegfall der Investitionspflicht und die 

Streichung der entsprechenden Verordnungsbestimmungen. 

Wir erwarten, dass die Abschaffung dieser zusätzlichen „Stromsteuer“ rückwirkend gilt: Für 
die bereits seit Juni 2015 zurückerstatteten Netzzuschläge besteht keine Verpflichtung mehr 

gemäss dem der geltenden EnV-Bestimmung (Art. 3m, Ziffer 3, lit.b). 

 

Antrag: Rückwirkungsregelung einbauen (s.o.) 

 

 
Art. 46 Elektrizitätskosten, Strommenge und Netzzuschlag 
 

Wir begrüssen diese neue explizite Regelung, die in der Vollzugspraxis bereits umgesetzt wird, 

ausdrücklich. 

Es ist auch richtig, wenn der Netzzuschlag bei der Bestimmung der Elektrizitätskosten neu 

eingeschlossen wird. 

 

 

Stromversorgungsverordnung (StromVV) 
 
Art. 31e Übergangsbestimmung 
 
Wir erachten die angestrebte Umstellung der Messeinrichtungen über den vorgeschlagenen 

maximalen Zeitraum von sieben Jahren als zu ambitioniert und als nicht folgerichtig. Die Lü-

ckenlose Umstellung auf intelligente Messsysteme sollte mit der vollständigen Öffnung des 

Strommarktes einhergehen. Nur wenn die Endverbraucher den Stromlieferanten frei wählen 

können, ist ein Erfassen aller Strombezugsdaten zwecks Steuerung und Regelung des Netzbe-

triebs durch den Netzbetreiber angezeigt. 

 

 

Wir danken Ihnen für die Aufmerksamkeit, die Sie unseren Bemerkungen und Anträgen ent-

gegenbringen und wir grüssen Sie freundlich 

 

       
Frank R. Ruepp                                                                                Max Fritz 

Präsident                                                                                          Geschäftsführer  
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Sehr geehrte Damen und Herren 
 

 

 Wir danken Ihnen, dass Sie uns die Möglichkeit einer Stellungnahme zum ersten Massnahmenpaket 

zur Energiestrategie 2050 einräumen.  

 
Die Migros befürwortet das erste Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050. Es setzt verlässliche 

und zukunftsorientierte Rahmenbedingungen für den geplanten Umbau der schweizerischen Energie-

versorgung hin zu mehr erneuerbaren Energien und für eine effizientere Gestaltung des Energiever-

brauchs. Damit diese Ziele erreicht werden können, bedarf es einer konsequenten Umsetzung auf Ver-

ordnungsstufe. 

 

Unsere detaillierte Stellungnahme entnehmen Sie bitte den folgenden Seiten und dem Anhang. Wir 

danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anmerkungen und stehen Ihnen für allfällige Rückfragen 

gerne zur Verfügung.  
 

Freundliche Grüsse 

Migros-Genossenschafts-Bund  

 

 

 

 

Jürg Maurer 

Stv. Leiter Direktion Wirtschaftspolitik 

 

Marcus Dredge  

Fachbereichsleiter Energie und CO2 

 
  
 
 

 

Anhang: Änderungsanträge der Migros zu den einzelnen Vernehmlassungsvorlagen vom 4. Mai 2017 
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Insgesamt wertet die Migros die vorliegenden Verordnungsrevisionen als massvoll. Bei der weiteren 

Ausarbeitung muss jedoch darauf geachtet werden, dass Verschärfungen gegenüber dem Gesetz ver-

mieden und Veränderungsprozesse nicht einseitig zulasten der Endverbraucher erfolgen. Wichtig ist 

zudem, dass die Regulierungen ein positives Kosten-Nutzen Verhältnis aufweisen. 

Die Migros äussert sich zusammenfassend zur Vernehmlassungsvorlage vom 01.02.2017 wie folgt: 

 

Grundsätzliches 

Der im Gesetz vorgesehene Spielraum ist auf Verordnungsstufe regulatorisch nur dort zu nutzen, wo 

ein effektiv positives Kosten-Nutzenverhältnis gegeben ist. Regulierungen und insbesondere Verschär-

fungen gegenüber dem Gesetz, die (Mehr-)Kosten ohne entsprechenden (Mehr-)Nutzen erzielen, lehnt 

die Migros strikt ab. Solche Regulierungen belasten die Wirtschaft und die Gesellschaft mit unnötigen 

Zusatzkosten und legen einer zielgerichteten Umsetzung der Energiestrategie dadurch Steine in den 

Weg. 

Energieverordnung (EnV) 

Die Migros wertet die vorliegende Revision der Energieverordnung insgesamt als positiv. Insbesondere 

unterstützt sie die vorgeschlagene Vergütung für Strom aus erneuerbaren Energien. Die generelle Ver-

wendungspflicht von Stromherkunftsnachweisen ist jedoch klar abzulehnen – sie stellt eine gänzlich 

unzweckmässige Verschärfung des Gesetzes dar.  

Energieförderungsverordnung (EnFV) 

Die Migros unterstützt die vorgeschlagenen Regelungen zum Einspeisevergütungssystem sowie insbe-

sondere die neuen Bestimmungen zur Einmalvergütung für Photovoltaik-Anlagen. 

Stromversorgungsverordnung (StromVV) 

Die Migros begrüsst es grundsätzlich, dass einheitliche Regeln für intelligente Mess-, Steuer- und Re-

gelsysteme angestrebt werden. In der vorliegenden Fassung geht die Einführung von Smart Metern 

aber einseitig zulasten der Endverbraucher. Insbesondere ein vorzeitiger Ersatz der Messstellen soll 

nur in Absprache mit dem Endverbraucher erfolgen können. Ausserdem lehnt die Migros die nicht 

sachgerechte Festlegung der Netzbetreiber als einzige Messstellenbetreiber ab. Es ist ein Wettbewerb 

der Messstellendienstleistung mittels Liberalisierung des Messsystems und einheitlichen Regeln für 

intelligente Mess-, Steuer- und Regelsysteme anzustreben.  

CO2-Verordnung 

Die Migros begrüsst die vorgesehenen Bestimmungen zu den CO2-Zielwerten für Personen- und Last-

wagen, zum Gebäudeprogramm sowie für die Bescheinigungsmöglichkeit für Übererfüllungen. Sie er-

möglichen eine wirkungsorientierte, marktwirtschaftliche und zugleich massvolle Umsetzung. Die Kom-

patibilität mit der EU ist in sachlicher und zeitlicher Hinsicht sicherzustellen, damit jederzeit Handels-

hemmnisse vermieden werden. Der weitere Gesetzgebungsprozesses ist ferner mit der Regulierung 

zur Klimapolitik nach 2020 abzustimmen. 
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Allgemeine Forderungen im Rahmen der vorliegenden Vernehmlassung 

1. Systemwechsel muss von allen Akteuren mitgetragen werden 

 Die Migros befürwortet Investitionen und Prozessanpassungen, welche zur Umwandlung des Ener-

giesystems erforderlich sind. Dabei dürfen diese Investitionen jedoch nicht einseitig zulasten der 

Endverbraucher erfolgen. Systemwechsel müssen von allen Akteuren gemeinsam mitgetragen 

werden. Durch die Verordnung zum ersten Massnahmenpakte der ES 2050 wird jedoch ein noch 

grösseres Ungleichgewicht in der Lastenverteilung hergestellt. 

 Vor allem Netzbetreiber werden in nicht nachvollziehbarer Weise erheblich bevorteilt. Netzbetreiber 

sollen die Kosten für Netzverstärkungen, die durch die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren 

Energieträgern oder durch dezentrale Produktion notwendig werden, den Endverbrauchern in 

Rechnung stellen können. Vor diesem Hintergrund ist es besonders stossend, wenn sie darüber 

hinaus auch noch die nicht-amortisierten Kosten für nicht verwendete Anschlussanlagen an die 

Endverbraucher überwälzen könnten. Dies widerspricht letztlich dem Ansinnen des ersten Mass-

nahmenpakets, dezentrale Produktionsformen zu ermöglichen und zu fördern. 

 Ferner wird im Zusammenhang mit dem Messwesen eine Monopolstellung der Netzbetreiber fest-

gelegt, die nicht sachgerecht ist. Durch die Pflicht zum flächendeckenden Einsatz intelligenter 

Messsysteme werden Kosten verursacht ohne zwingend einen Nutzen zu stiften. Dabei werden die 

Kosten erst noch einfach auf die Endverbraucher überwälzt. Letztere sollen daher zumindest eine 

Mitsprachemöglichkeit haben. Zudem sollen in erster Linie nur im Rahmen der regulären Erneue-

rung Smart Meter eingesetzt werden, sodass keine Zusatzkosten resultieren. Die Migros fordert 

ausserdem eine Liberalisierung des Messsystems (Wahlfreiheit bezüglich Messstellendienstleister, 

Kompatibilität der Messeinrichtungen), was zu mehr Wettbewerb und Innovationen führt. 

2. Konvergenz von Klima- und Energiepolitik sicherstellen 

 Besonders begrüssenswert ist die vorgesehene Möglichkeit zur Bescheinigung von Emissionsver-

minderungen, welche nicht im Zusammenhang mit einer Zielvereinbarung erfolgen oder eine Über-

erfüllung der Zielvorgaben darstellen. Dies bietet einem weiteren Unternehmenskreis Anreiz, zu-

sätzliche emissionsmindernde Massnahmen zu ergreifen, auch wenn diese heute nicht ganz kos-

tendeckend sind. Die Detailanforderungen (Mitteilung des BAFU: „Projekte und Programme zur 

Emissionsverminderung im Inland“) sollten im gleichen Zuge vereinfacht werden, um die administ-

rativen Hürden zu reduzieren, sodass mit dieser Neuerung möglichst breit Wirkung erzielt werden 

kann.  

 Diese neue Möglichkeit zur Übererfüllung ist ein sehr wesentliches marktwirtschaftliches Element 

im Sinne der Energiestrategie 2050 und wird von der Migros sehr begrüsst. Dabei ist u.a. aus 

Gründen des Investitionsschutzes sicherzustellen, dass im Rahmen der Totalrevision des CO2-

Gesetzes dieser privatwirtschaftliche Effizienzansatz nicht wieder aushebelt wird. Die klima- und 

energiepolitischen Regulierungen sind sowohl auf Gesetzes- wie auch auf Verordnungsebene ab-

zugleichen. 

 Hinsichtlich der Zielvereinbarungen für die Rückerstattung des Netzzuschlags besteht erheblicher 

formeller Anpassungsbedarf. Die Migros fordert eine vollständige Koordination mit den Zielverein-

barungen im Rahmen der CO2-Abgabebefreiung und des Grossverbraucherartikels. Es ist eine ma-
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terielle Harmonisierung der Zielvereinbarungsparameter sowie eine Entschlackung des administra-

tiven Prozesses sicherzustellen (z.B. durch einen "One-stop-shop" für die Verwaltung aller Zielver-

einbarungen). 

3. Keine Verschärfungen auf Verordnungsebene einführen 

 Der Verordnungsentwurf sieht teilweise wesentliche Verschärfungen gegenüber dem in der Grund-

linie liberalen Gesetz dar. Diese unnötigen Überregulierungen lehnt die Migros dezidiert ab. 

 So räumt etwa das Energiegesetz dem Verordnungsgeber in Bezug auf die Herkunftsnachweis-

pflicht von Strom die Möglichkeit ein, Ausnahmen vorzusehen. Es ist vor diesem Hintergrund stos-

send, dass der Bundesrat seinen Ermessensspielraum nicht ausnutzt, sondern in der revidierten 

Energieverordnung jede Kilowatt-Stunde der Herkunftsnachweispflicht unterstellt. Dies ist zum ei-

nen sachlich nicht nachvollziehbar, etwa wenn ein Stromproduzent den Strom nicht ins Netz ein-

speist. Zum anderen verteuert die generelle Verwendungspflicht von Herkunftsnachweisen den 

Strompreis und bläht die Verwaltung auf, ohne dass damit etwas Nutz- oder Sinnstiftendes erreicht 

wird. 

 Auch im Zusammenhang mit der Rückerstattung des Netzzuschlags führt der Verordnungsgeber 

eine strengere Interpretation an, als dies vom Gesetz gefordert wird. Dass für die Ermittlung der 

Anspruchsberechtigung die Bruttowertschöpfung des Konzerns massgebend sein soll, drängt sich 

nicht auf. Mit der einschränkenden Vorgabe auf Verordnungsebene wird das ursprüngliche Ziel der 

Rückerstattungsmöglichkeit, Wettbewerbsnachteile für stromintensive Betriebe zu verhindern, gar 

verunmöglicht. Die Migros verlangt daher, dass der Bundesrat diese wirtschaftsbelastenden Un-

stimmigkeiten im Rahmen der definitiven Erlasse beseitigt. Dabei ist insbesondere beim Gesuch 

auf Rückerstattung auf die Stromkosten pro Standort abzustellen. 

4. Interpretationsspielraum klären 

Im Zusammenhang mit Miet- oder Pachtverhältnissen bei Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch 

besteht erhebliche Rechtsunsicherheit. Die mit der Energiestrategie 2050 anvisierte bessere Förderung 

dezentraler Produktionsformen darf nicht durch offene Interpretationsspielräume auf Verordnungsebene 

verunmöglicht werden. 
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 Anhang: Änderungsanträge zu den Vernehmlassungsvorlagen 

 

Energieverordnung (EnV) 

Antrag 1 – Stromkennzeichnung 

Art. 4 Abs. 1 EnV ist durch die Bestimmung des bisherigen Rechts (Art. 1d EnV) zu erset-

zen: 

Wer Elektrizität produziert und ins Netz einspeist, kann die Produktionsanlage von der für 

diesen Fachbereich akkreditierten Konformitätsbewertungsstelle (Ausstellerin) erfassen 

lassen. Er kann auch die mit der Anlage produzierte Elektrizität regelmässig erfassen und 

sich dafür Herkunftsnachweise ausstellen lassen. 

Begründung 

 Die vorgeschlagene Regelung stellt bezogen auf Art. 9 EnG eine Verschärfung auf Verord-

nungsebene dar. Insbesondere unterstellt sie jede Kilowattstunde der Herkunftsnachweis-

pflicht. Diese Änderung lehnt die Migros dezidiert ab. Art. 9 Abs. 5 EnG sieht nämlich explizit 

Ausnahmen vor. Dieser Spielraum muss genutzt werden. 

 Der Nachweis jeder einzelnen Kilowattstunde ist zum einen sachlich nicht nachvollziehbar, 

etwa wenn ein Stromproduzent den Strom nicht ins Netz einspeist.  

 Die generelle Verwendungspflicht von Herkunftsnachweisen verteuert den Strompreis und 

bläht die Verwaltung auf, ohne dass damit etwas Nutz- oder Sinnstiftendes erreicht wird. 

 Problematisch bis nutzlos dürfte die Regulierung insbesondere sein, weil bisher der börsenge-

handelte (internationale) Strom keinen Herkunftsnachweis hat. Daher kann die unterstüt-

zungswürdige Absicht – mehr Transparenz bei der Stromherkunft – so auch nicht wirklich ver-

bessert werden. 

 Letztlich ist ein Herkunftsnachweis ein mögliches Mittel, um sich als Produzent oder Verbrau-

cher gegenüber Stakeholdern oder gegenüber Konsumenten am Markt zu differenzieren. Das 

soll freiwillig sein und bleiben – der Staat muss nicht ohne Zwang eine marktorientierte, funkti-

onierende Lösung aufgeben. 

 

Antrag 2 – Zusammenschluss mit Mieterinnen und Mietern und Pächterinnen und Pächtern 

Art. 17 EnV ist wie folgt um einen neuen Absatz 4 zu ergänzen: 
4
 Bei einem Wechsel der Mieter- oder Pächterschaft treten bei vorbestehendem Zusammen-

schluss zum Eigenverbrauch die neuen Mieterinnen und Mieter resp. Pächterinnen und 

Pächter nicht automatisch in den Zusammenschluss ein; für sie gilt die Ausgangslage wie 

bei Einführung des gemeinsamen Eigenverbrauchs (Art. 17 Abs. 3 EnG). 

Art. 17 Abs. 4 sei in Art. 17 Abs. 5 EnV zu ändern. 
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Begründung 

 Bei gewerblich genutzten Gebäuden muss unterschieden werden, ob die Mieter- oder Päch-

terschaft eine Organisationseinheit desjenigen Unternehmens darstellt, das zugleich Grundei-

gentümerin des Grundstücks ist, oder ob es sich um einen unabhängigen Betrieb handelt. 

Kommt es etwa durch einen Wechsel der Mieter- oder Pächterschaft dazu, dass bestimmte 

Flächen neu an unabhängige Betriebe vermietet oder verpachtet werden, wäre es unbillig, 

wenn diese den Entscheid ihrer Vorgänger ohne Mitspracherecht weitertragen müssten. 

 Mieterinnen und Mieter resp. Pächterinnen und Pächter müssen flexibel die Wahl haben, ob 

sie ihren Strom aus dem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch oder über den Netzbetreiber 

nach Art. 6 und 7 StromVG beziehen. Ein einmaliger Entscheid pro Mietfläche ist abzulehnen. 

 Da weder aus Gesetz noch Verordnung klar wird, ob bei einem Wechsel der Mieter- oder 

Pächterschaft die neuen Mieterinnen und Mieter resp. Pächterinnen und Pächter zwingend in 

das Stromversorgungsmodell, das für die Vormieter- oder Pächterschaft galt, eintreten müs-

sen, bedarf es einer Klarstellung. Mit der vorgeschlagenen Präzisierung kann diese Rechtsun-

sicherheit behoben werden. 

 

 

Antrag 3 –Teilnahmebedingungen 

Art. 21 EnV ist wie folgt zu ändern: 
1
 Das BFE legt jährlich die Bedingungen für die Teilnahme am Ausschreibungsverfahren 

fest und passt diese an, falls dies aufgrund neuer Vorschriften oder Gesetze notwendig ist. 

Begründung 

 Die heute praktizierte jährliche Anpassung führt für die teilnehmenden Unternehmen zu gros-

ser Planungs- und Investitionsunsicherheit und verhindert eine effiziente Abwicklung. 

 Die Bedingungen für die Teilnahme an Ausschreibeverfahren sollen daher nur dann angepasst 

werden, wenn sich dies aufgrund geänderter Rahmenbedingungen aufdrängt. 

 

Antrag 4: Art. 41 EnV – Zielvereinbarung 

Art. 41 EnV ist grundlegend zu überarbeiten und mit der Totalrevision des CO2-Gesetzes 

abzustimmen. Die Zielvereinbarungen für die Rückerstattung des Netzzuschlags, die CO2-

Abgabebefreiung und für die kantonalen Grossverbrauchermodelle sind zu vereinheitli-

chen. Zentrale Punkte: 

 Materielle Harmonisierung der Zielvereinbarungsparameter ist auf Verordnungsebene 

vorzugeben. Das BFE oder das BAFU und die EnDK sind gemeinsam zu verpflichten, 

schweizweit einheitliche Zielvereinbarungsparameter festzulegen – insbesondere: Ziel-

system, Systemgrenzen, Befreiungszeiträume, Berechtigungsgrundlagen und Monito-

ring. Subsidiär sollen die Kantone darauf basierend vertiefende Ausgestaltungsvarian-

ten einfordern können. 
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 One-stop-shop: Festlegung der Zuständigkeit einer einzigen Stelle der öffentlichen 

Hand (z.B. das BFE zusammen mit der EnDK oder auch eine privatwirtschaftliche Agen-

tur) für den Abschluss und die Überprüfung der Einhaltung sämtlicher Zielvereinbarun-

gen (CO2-Abgabe, Netzzuschlag, Grossverbraucherartikel). 

Begründung 

 Die Vernehmlassungsvorlage ist leider überhaupt nicht auf eine Zusammenführung von klima- 

und energiepolitischen Instrumenten in ein integrales System ausgerichtet. Durch die konse-

quente Harmonisierung von Universalzielvereinbarungen für die kantonalen Grossverbrau-

chermodelle, die CO2-Abgabebefreiung und die Rückerstattung des Netzzuschlags sowie eine 

Angleichung der Laufzeitmodelle kann die Administration sowohl für die betroffenen Unter-

nehmen als auch die Behörden erheblich vereinfacht werden. 

 Durch die Festlegung der Zuständigkeit eines Bundesamts oder einer privatwirtschaftlichen 

Agentur für sämtliche Zielvereinbarungen ("One-stop-shop") können Mehrfachprüfungen der 

gleichen Zielvereinbarung vermieden werden. Dadurch werden Synergien effizient genutzt und 

die administrativen Prozesse ganz erheblich entschlackt. 

 Antrag 4 steht im Einklang mit der angenommenen Motion Schilliger (15.3543, "Bürokratieab-

bau in der CO2- und Energiegesetzgebung. Einheitliche Rahmenbedingungen für den Vollzug 

von Zielvereinbarungen"). 

 

 

Antrag 5: Art. 45 EnV – Bruttowertschöpfung 

Art. 45 Abs. 1 EnV ist wie folgt zu ändern: 
1
 Die Bruttowertschöpfung ist auf der Grundlage ders ordentlich geprüften Jahresrechnung 

des nach Artikel 957 Absatz 1 des Obligationenrechts (OR) zur Buchführung und Rech-

nungslegung pflichtigen Unternehmens Einzelabschlusses des letzten vollen Geschäftsjah-

res oder durch eine externe Revisionsstelle zu ermitteln. Sie berechnet sich nach Anhang 5 

Ziffer 1. 

Art. 45 Abs. 2 EnV ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

 Der gleiche Produktionsbetrieb mit den gleichen Elektrizitätskosten und der gleichen Wert-

schöpfung erhält den Netzzuschlag zurückerstattet, wenn er eine unabhängige Rechtspersön-

lichkeit hat, aber nicht, wenn er einem Mehrbetriebunternehmen angegliedert ist. 

 Dies kommt einer massiven Diskriminierung und Wettbewerbsverzerrung (auch im Inland) 

gleich. Werden bestimmte Rechtsformen benachteiligt, wird die Standortattraktivität der 

Schweiz für stromintensive Produktionsbetriebe stark vermindert. 

 Dass sowohl die geltende EnV wie auch die Vernehmlassungsvorlage die Berechnung der 

Stromintensität von der Organisationsform des jeweiligen Betriebs abhängig machen, ent-
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spricht ausserdem einer Auslegung, für die es im EnG keine Grundlage gibt. 

 Das Abstellen auf den Einzelabschluss als Berechnungsgrundlage stellt eine Auslegung im 

Rahmen des gesetzlichen Ermessensspielraums sicher und setzt den vom Gesetzgeber be-

absichtigen Lösungsansatz sachlich präziser um; d.h. Rückerstattungsmöglichkeit ist für alle 

stromintensive Betriebe möglich. 
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Energieförderungsverordnung (EnFV) 

Antrag 1 – Direktvermarktung 

Art. 15 Abs. 2 EnFV ist zu streichen und Art. 15 Abs. 1 EnFV wie folgt zu ändern: 
1
 Von der Pflicht zur Direktvermarktung (Art. 21 EnG) ausgenommen sind Betreiber von 

Neuanlagen mit einer Leistung von weniger als 30 kW sowie Betreiber von Anlagen, die 

bereits eine Vergütung nach bisherigem Recht erhalten. 

Begründung 

 Die Pflicht zum Wechsel in das Direktvermarktungssystem würde für Betreiber von Anlagen 

mit einer Leistung von über 500 kW eine erhebliche Rechts- und Investitionsunsicherheit mit 

sich bringen, wenn sich die Investitionsparameter plötzlich ändern. 

 Die vorgeschlagene Rückwirkung ist rechtlich mit Blick auf den Vertrauensgrundsatz ausser-

dem als kritisch zu würdigen. 

 Es ist daher sachgerechter und ordnungspolitisch korrekt, Betreibern von Anlagen über 500 

kW ebenfalls die Wahlmöglichkeit zu gewähren. 

 

 

Antrag 2 – Abbau der Warteliste 

In Art. 21 Abs. 2 EnFV ist Variante A der Vorzug zu geben. 

Begründung 

 Es ist jenen Betreibern von PV-Anlagen der Vorzug zu geben, die den Bau nicht nur geplant, 

sondern auch umgesetzt haben. Wer ungeachtet der nicht rentablen Situation (sinkende KEV-

Rückerstattung) und ohne Aussicht auf Fördermittel den Bau einer PV-Anlage gewagt hat, 

muss belohnt werden. Variante A garantiert einen fairen Abbau der Warteliste. 
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Stromversorgungsverordnung (StromVV) 

Antrag 1 – Netzanschluss bei Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch 

Art. 3a Abs. 2 StromVV ist ersatzlos zu streichen. 

Begründung 

 Art. 3a StromVV ist sowohl aus einer prinzipiellen wie auch wirkungsorientierten Betrachtung 

heraus abzulehnen, da durch ihn die Weiterentwicklung der Stromversorgung im Sinne der 

Energiestrategie 2050 (Integration dezentraler Produktion) gebremst wird. Weshalb Zusam-

menschlüsse zum Eigenverbrauch gegenüber einzelnen Eigenverbrauchern diskriminiert wer-

den sollen, ist in diesem Lichte nicht nachvollziehbar. 

 Zudem würde der Vorteil der Einsparung der Netznutzung bei Zusammenschlüssen zum Ei-

genverbrauch zunichte gemacht, wenn diesen die nicht-amortisierten Kosten von Anschluss-

anlagen angelastet würden. Es ist vielmehr eine verursachergerechte Verrechnung anzustre-

ben, indem z.B. bei Grossproduzenten eine Netznutzungsabgabe für deren Einspeisung vor-

gesehen wird. 

 Schliesslich werden Netzbetreiber durch die vorliegende Bestimmung noch stärker übervor-

teilt, als dies ohnehin bereits der Fall ist. Nach Art. 22 Abs. 4 und 5 StromVV können Netzbe-

treiber für Netzverstärkungen, die aufgrund vermehrt dezentraler Einspeisung notwendig wer-

den, eine Vergütung erhalten. Vor diesem Hintergrund ist es zusätzlich stossend, wenn sie von 

Eigenverbrauchsgemeinschaften eine Abgeltung erhalten. 

 

 

Antrag 2 

In Art. 8a-d StromVV ist der Begriff "Netzbetreiber" durch "Messstellendienstleister" zu er-

setzen. 

Begründung 

 Der vorliegende Entwurf unterscheidet nicht zwischen der Grundfunktion und den zusätzlichen 

Funktionen intelligenter Mess-, Steuer- und Regelsysteme. Bei wortgetreuer Auslegung darf 

der Netzbetreiber die durch die genannten Systeme ermöglichte Flexibilität nur für den effizien-

ten Netzbetrieb nutzen. Intelligente Mess-, Steuer- und Regelsysteme sind aber geeignet, ne-

ben netzstabilisierenden Eingriffen bei den Produktions- und Verbrauchsprofilen weitere 

Dienstleistungen abzuwickeln, die ebenfalls vorhandene Flexibilitäten nutzen. 

 Die vorgeschlagenen Bestimmungen eröffnen jedoch die Möglichkeit für ein Geschäftsmodell, 

das nicht im Interesse eines effizienten Netzbetriebs und der kostentragenden Verbraucher 

liegt. Der Netzbetreiber könnte den Einsatz der genannten Systeme nicht nur für den effizien-

ten Netzbetrieb, sondern auch für die weiteren Marktangebote kontrahieren. Aufgrund der An-

rechenbarkeit der entsprechenden (Vergütungs-)Kosten könnte er im Monopolbereich hohe 
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Preise bieten, die ausserhalb desjenigen liegen, was die Konkurrenz bieten kann. Diese Vor-

rangstellung der Netzbetreiber lehnt die Migros klar ab. 

 Ein diskriminierungsfreier Zugang zu Flexibilitätspotenzialen – wie dies auch der Gesetzgeber 

anvisierte – kann nur ermöglicht werden, wenn der Markt für intelligente Mess-, Steuer- und 

Regelsysteme liberalisiert wird. Mit dem Begriff "Messstellendienstleister" wird ermöglicht, 

dass neben den Netzbetreibern auch andere Dienstleister als Dienstleister teilnehmen können. 

Andererseits bleibt den Netzbetreibern durch einheitliche Vorgaben für intelligente Mess-, 

Steuer- und Regelsysteme im Rahmen ihres Einsatzes für den effizienten Netzbetrieb die 

Möglichkeit, die Netzstabilität zu gewährleisten. 

 

 

Antrag 3 – Intelligente Messsysteme 

Art. 8a StromVV ist wie folgt zu ergänzen: 
1
 Für das Messwesen und die Informationsprozesse sind bei den Endverbrauchern im freien 

Markt und den Erzeugern intelligente Messsysteme einzusetzen. Den Endverbrauchern ist 

bei der Wahl des Messsystems ein Mitspracherecht zu gewähren. 
2
 Der Einsatz von intelligenten Messsystemen erfolgt im Rahmen der üblichen Erneuerung 

der Messstellen. Es sei denn ein intelligentes Messsystem ist für den effizienten Netzbe-

trieb nachweislich notwendig oder vom Endverbraucher verlangt. 

Begründung 

 Gemäss Art. 17a Abs. 2 StromVG kann der Bundesrat intelligente Messsysteme differenziert 

für einzelne Kundengruppen vorschreiben. Bis dato haben grosse Stromverbraucher selbstän-

dig fernauslesbare Lastgangmessungen installiert. Ein wirklicher Effizienzgewinn kann jedoch 

nur erzielt werden, wenn die installierten intelligenten Messsysteme untereinander kompatibel 

sind. 

 In Bezug auf die übrigen Endverbraucher ist es jedoch sachgerechter, wenn der Einsatz von 

"Smart Meters" in Absprache mit den Endverbrauchern erfolgt und diese auch ihr eigenes Da-

tenauslesesystem anschliessen können. 

 

 

Antrag 4 – Übergangsbestimmung für intelligente Messsysteme 

Art. 8c Abs. 1 StromVV ist wie folgt zu ändern: 
1
 Der Netzbetreiber Messstellendienstleister darf für den effizienten Netzbetrieb intelligente 

Steuer- und Regelsysteme bei Endverbrauchern und Erzeugern nur dann verwenden, wenn 

sie diesem Einsatz zustimmen. Werden die Systeme für andere Zwecke als für den effizien-

ten Netzbetrieb verwendet, muss dies separat ausgewiesen werden. Die Endverbraucher 

und Erzeuger vereinbaren dazu mit dem Netzbetreiber den Umfang des Zugriffs und eine 

angemessene, sachgerechte Vergütung.  
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Begründung 

 Die Abgrenzung der unterschiedlichen Einsatzfunktionen von intelligenten Steuer- und Regel-

systemen wurde zwar im erläuternden Bericht vom Gesetzgeber verlangt, aber durch die vor-

geschlagenen Bestimmungen de facto nicht umgesetzt. Mit der vorgeschlagenen Änderung 

kann diese Forderung erfüllt werden. 

 

 

Antrag 5 – Übergangsbestimmung für intelligente Messsysteme 

Art. 31e StromVV ist ersatzlos zu streichen und geeignete Regulierung in Art. 8 Abs. 2 (neu) 

StromVV übernehmen (siehe Antrag 3): 

Innerhalb dieser Übergangsfrist bestimmt der Netzbetreiber, wann er eine solche Messein-

richtung mit einem intelligenten Messsystem nach Artikel 8a ausstatten will. Unabhängig 

davon sind Endverbraucher mit einem intelligenten Messsystem nach Artikel 8a auszustat-

ten, wenn sie von ihrem Anspruch auf Netzzugang Gebrauch machen, und Erzeuger, wenn 

sie eine Erzeugungsanlage an das Elektrizitätsnetz anschliessen. 

Begründung 

 Die vorgesehene Übergangsbestimmung für die Pflicht zum Umsteigen auf ein intelligentes 

Messsystem verunmöglicht sachgerechte Einzelfallentscheide, wenn Netzbetreiber innerhalb 

der siebenjährigen Übergangsfrist dennoch einseitig das Recht haben, den Wechsel zu er-

zwingen. Bestehende Messsysteme müssten telquel ersetzt werden. Dies ist vor dem Hinter-

grund, dass Netzbetreiber noch nicht amortisierte Messeinrichtungen zu den anrechenbaren 

Netzkosten zählen dürfen, besonders stossend. Ein kategorischer vorzeitiger Ersatz ist daher 

abzulehnen. 
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Zürich, 5. Mai 2017 
 
 
 
Energiestrategie 2050 – Vernehmlassung zu den Änderungen auf Verordnungsstufe 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 1. Februar 2017 haben Sie uns zur Teilnahme an der oben erwähnten 
Vernehmlassung eingeladen. Dafür danken wir Ihnen bestens und nehmen wie folgt Stellung. 
 
scienceindustries ist der Wirtschaftsverband Chemie Pharma Biotech. Mit einem Anteil von 41% ist dies 
die grösste Exportindustrie der Schweiz und mit einem Anteil von 47% auch die grösste nationale 
Forschungsindustrie.  
 
In den rund 250 Mitgliedunternehmen arbeiten insgesamt über 310‘000 Mitarbeitende, davon etwa 
70‘000 in der Schweiz. 
 
Die Unternehmen von scienceindustries sind dabei sehr exportorientiert und es werden mehr als 95% 
des Umsatzes im Ausland erzielt. Somit kommt den umwelt- und energiepolitischen 
Rahmenbedingungen in der Schweiz eine zentrale Bedeutung zu; Standortnachteile im internationalen 
Wettbewerb sind in jedem Fall zu vermeiden. 
 
 
Allgemeines 
 

• scienceindustries lehnt bekanntlich die Energiestrategie 2050 und die damit verbundene 
Revision des Energiegesetzes ab – dies vor allem aus ordnungspolitischen und wirtschaftlichen 
Gründen. Diese Position ist seit dem Beginn der politischen Beratung unverändert. Im Sinne 
einer fokussierten Stellungnahme sollen die grundsätzlichen Überlegungen aber nicht noch 
einmal dargelegt werden. Vielmehr werden die konkreten Änderungen auf Verordnungsstufe 
analysiert und bewertet. 

• Grundsätzlich wird mit Besorgnis festgestellt, dass der Detaillierungsgrad der gesamten 
Verordnungsrevision sehr hoch ist und dass zahlreiche Anpassungen vorgeschlagen sind, bei 
welchen Aufwand und Ertrag in einem schlechten Verhältnis sind. Dies birgt die Gefahr einer 
Überregulierung und einer massiven Erhöhung der Bürokratie für die betroffenen 
Unternehmen. 

Bundesamt für Energie 
3003 Bern  
 
energiestrategie@bfe.admin.ch 
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• Aktuell befinden sich diverse andere energie- und klimapolitische Aktivitäten in der politischen 
Diskussion (Strategie Stromnetze, Revision StromVG, Revision CO2-Gesetz). Insgesamt muss 
festgestellt werden, dass diese Aktivitäten zu wenig harmonisiert sind. Dies wird im Einzelfall 
nachfolgend kommentiert. 
 

 
Energieverordnung (EnV): 
 

• scienceindustries begrüsst, dass die Bestimmungen zur KEV Rückerstattung praxisnaher 
gestaltet werden und dass die KEV nun ein Bestandteil der anrechenbaren Kosten ist. Unsere 
begleitende Forderung nach „Betrachtung der Stromintensität auch für Einzelstandorte und 
Geschäftseinheiten“ sowie „Bereitstellung Arealnetze als Bestandteil der anrechenbaren 
Kosten“ wird weiterhin aufrechterhalten (Art. 46). 

• Sämtliche bei der Eigenproduktion von Strom entstandenen Kosten sowie die Kosten von 
Arealnetzen sind als Elektrizitätskosten für die Ermittlung der Stromintensität anzuerkennen 
(Art. 46). 

• Es wird zudem begrüsst, dass bei Rückerstattung der KEV keine Investitionspflicht in 
unwirtschaftliche Massnahmen mehr erforderlich ist (Art. 46). 

• Die Festlegung, dass der Stromhandel neuerdings nur noch mit Herkunftsnachweis möglich ist, 
stellt eine massive Handelsbeschränkung dar, welcher die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Branche gefährdet und daher strikt abzulehnen ist (Art. 2 und 4). 

• In der unternehmerischen Praxis folgt die Verbesserung der Energieeffizienz in der Regel keinem 
linearen Pfad. Die entsprechende Forderung in der Verordnung ist praxisfremd und daher zu 
streichen (Art. 41, Abs. 3). 

• Die Ausdehnung der wettbewerblichen Ausschreibung von Effizienzmassnahmen ist zu 
begrüssen, weil damit grundsätzlich richtige Anreize geschaffen werden (Art. 20). 

• Die Ausdehnung des Gebäudeprogramms gemäss Energiegesetz und die hier vorgeschlagenen 
mechanistischen Anpassungen in der Abwicklung werden abgelehnt, da die Anreize zur 
Effizienzsteigerung unzureichend sind (Art. 16 und 17). 

• Auch Organisationen mit mehrheitlich öffentlich-rechtlichen Aufgaben sollen eine 
Rückerstattung des Netzzuschlags erhalten, da sich auch diese in einem internationalen 
Wettbewerb befinden können (Art. 39). 

• An einigen Stellen ist eine bessere Koordination mit raumplanerischen Aktivitäten erkennbar. 
Dieser Trend wird positiv bewertet und ist weiterzuverfolgen. 

 
Energieförderungsverordnung (EnFV) 
 
Der im Energiegesetz vorgesehene Ausbau der Fördersystems wird von scienceindustries grundsätzlich 
abgelehnt. Nur unter dieser Prämisse unterstützen wir die nachfolgenden Aspekte. Es ist zu erwarten, 
dass diese zumindest zu etwas mehr Marktnähe führen werden. 
 

• scienceindustries unterstützt den erkennbaren Trend bei den Fördermitteln, den Anteil von 
Einmalbeiträgen zu erhöhen. Im Gegenzug ist der Anteil an Investitionsbeiträgen zu reduzieren, 
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weil diese die vorhandenen Fördermittel langfristig binden. Dieser Trend ist in der finalen 
Ausgestaltung der Verordnung noch auszubauen (Art. 9 und folgende). 

• Die erkennbare Flexibilität der Vergütungssätze und Vergütungsdauer wird ebenfalls begrüsst. 
Im Vergleich zu anderen europäischen Staaten besteht jedoch noch Verbesserungspotential. 

• Die Reihenfolge der Berücksichtigung soll nicht auf dem Anmeldedatum basieren sondern sich 
an einem möglichst positiven Kosten/Nutzen Verhältnis orientieren (Art 19 – 21). 

 
Energieeffizienzverodnung (EnEV) 
 

• scienciendustries begrüsst die erkennbare Stossrichtung dieser Verordnung, dass bei 
serienmässig hergestellten Anlagen und Geräten der Energieverbrauch kontinuierlich gesenkt 
und die Energieeffizienz gesteigert werden soll. 

• scienceindustries begrüsst, dass die Ausrichtung auch weiterhin an die entsprechenden 
Vorgaben und Normen der EU erfolgt. Es ist aus unserer Sicht zwingend erforderlich, dass 
nationale Alleingänge auch weiterhin vermieden werden. 

 
Stromversorgungsverordnung (StromVV) 
 

• scienciendustries unterstützt zwar die Festlegung technischer Mindestanforderungen für 
intelligente Messsysteme beim Energieverbrauch. Der vorgeschlagene, flächendeckende 
nationale Rollout inert einer Frist von 7 Jahren wird jedoch kategorisch abgelehnt. Dieser 
planwirtschaftliche Ansatz ist ordnungspolitisch falsch, mit enorm hohen Kosten verbunden und 
berücksichtigt die stark differierenden Potentiale und Bedürfnisse der Verbraucher nicht (Art. 8). 
 

• Diese Verordnung beschreibt auch Aspekte des Datenschutzes. Da diese Aspekte sehr komplex 
und zudem mit anderen datenrechtlichen Fragestellungen kollidieren, erscheint es uns 
sinnvoller, die übergreifenden Fragestellungen in der nationalen „Gesamtstrategie Datenschutz“ 
zu berücksichtigen, welche aktuell in der politischen Beratung ist (Art. 8). 

 
CO2-Verordnung 
 

• scienceindustries bedauert, dass auch bei der Revision dieser Verordnung kaum etwas von der 
im Parlament geforderten Harmonisierung der Energie- und Klimapolitik festzustellen ist. 

• Zudem wurde bei den CO2-Abgabe befreiten Unternehmen eine zusätzliche Komplexität 
eingebaut (Wahl zwischen Art. 12 oder Kompensationsprojekt nach Art. 5). Die Folgen dieser 
Strukturierung sind kaum abschätzbar und daher in dieser Form abzulehnen. 

• Wenn ein Gesuch zur Ausstellung von Bescheinigungen eingereicht wird, so soll zukünftig auch 
der Vertrag mit der Validierungsstelle beizulegen werden (Art. 7, Abs. 1). Gemäss erläuterndem 
Bericht soll damit die Qualität des Angebots von der Behörde überprüft werden können. Dieses 
Vorgehen ist sehr ungewöhnlich und nicht zielführend. Diese Anforderung ist daher zu 
streichen. 

• Für WKK-Anlagen welche in aller Regel sehr effizient betrieben werden, ist eine Rückerstattung 
der CO2-Abgabe nun möglich. Dies ist zu begrüssen. Aufgrund der Deckelung der 
Feuerungswärmeleistung auf max. 20 MW können sich jedoch entsprechende grosstechnische 
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GUD-Anlagen auch weiterhin nicht von der CO2-Abgabe befreien lassen. Diese 
Ungleichbehandlung wird abgelehnt, zumal solche Anlagen einen sehr relevanten Beitrag zur 
langfristigen Energieversorgung leisten können. Wir beantragen daher eine Aufhebung dieser 
Deckelung (Art. 96a). 

Verordnung über Herkunftsnachweis und Stromkennzeichnung 
 

• scienceindustries unterstützt grundsätzlich die Bemühungen, einen transparenten 
Herkunftsnachweis und eine entsprechende Stromkennzeichnung zu erzielen (Art. 8). 

• Es werden jedoch sämtliche Aktivitäten abgelehnt, welche zu einer Handelseinschränkung auf 
dem Strommarkt führen. Die Festlegung, dass der Stromhandel neuerdings nur noch mit 
Herkunftsnachweis möglich ist, stellt eine massive Handelsbeschränkung dar, welcher die 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Branche gefährdet und daher strikt abzulehnen ist (Art. 8). 

• Grundsätzlich dürfen in dieser Revision keine Änderungen vorgenommen werden, welche ein 
Präjudiz für zukünftige Anpassungen der Strommarktmodelle sein können (Art. 8). 

 
 
Wir danken für die Möglichkeit der Stellungnahme. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 

   
 
Dr. Michael Matthes    Linda Kren 
Mitglied der Geschäftsleitung   Wissenschaftliche Mitarbeiterin 
 
 



 

 

 

 

 

 

 Eidgenössisches Departement für Umwelt, 

Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK 

Frau Bundespräsidentin Doris Leuthard 

Luca Pirovino 

Normen, Verantwortlicher Energie 

luca.pirovino@sia.ch 

t 044 283 15 87 

Zürich, 8. Mai 2017 

Vernehmlassung Verordnungen Umsetzung des ersten Massnahmenpakets zur 

Energiestrategie 2050 

 

Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu den Verordnungen, die im 
Rahmen der Umsetzung des ersten Massnahmenpaketes der Energiestrategie 2050 
überarbeitet werden. 
 
Der SIA nimmt zu den einzelnen Verordnungen wie folgt Stellung. 
 
 
CO2-Verordnung 
 
Art. 27 Berechnung der durchschnittlichen CO2-Emissionen bei Grossimporteuren 
Es ist nicht nachvollziehbar, warum die Schweiz die EU-Regelung nicht 1 zu 1 übernimmt. Das 
Phasing-in ist entsprechend der EU-Regelung umzusetzen und eine Mehrfachgewichtung 
besonders effizienter Fahrzeuge (Supercredits) wird abgelehnt. 
Diese ausserordentlichen Schweizer Massnahmen würden bezüglich der Zielerreichung zu 
einer Verzögerung von 3 Jahren führen. Im Bereich Mobilität wurde bisher zu wenig 
unternommen und es ist wichtig, nun unverzüglich Fortschritte zu erzielen.  
 
 
Energieförderungsverordnung EnFV 
 
Art. 21 Abbau der Warteliste 
Der SIA ist der Meinung, dass die Variante B zu bevorzugen ist. Damit besteht die Chance, 
dass weitere noch nicht realisierte Anlagen aufgrund der Aufnahme ins EVS gebaut werden. 
 
4. Kapitel: Einmalvergütung für Photovoltaikanlagen (Art. 40-50) 
Der SIA begrüsst die Einmalvergütung für Photovoltaikanlagen. Damit werden für die 
Anlagenbetreiber auf einfache Weise Anreize geschaffen, den Strom dann zu verkaufen, wenn 
er am gefragtesten ist. Der administrative Aufwand ist im Gegensatz zur KEV bzw. EVS 
deutlich geringer. 
Wir schlagen vor, das Instrument der Einmalvergütung in Zukunft vermehrt auch für weitere 
Nutzungen erneuerbarer Energieträger wie beispielsweise Trinkwasserkraftwerke zu 
verwenden.  



 
 
Energieverordnung EnV 
 
Art. 4 
Den Endverbraucherinnen und Endverbraucher soll sowohl der Lieferantenmix wie auch der 
Produktemix kommuniziert werden. Jeder Konsument soll sehen, wie sein eigener 
Produktemix im Verhältnis zum Lieferantenmix steht und so motiviert werden, seinen 
Produktemix zu verbessern. Dies liegt auch im Interesse der Stromlieferanten, die den 
höherwertigeren Strom teurer verkaufen können. Ein Beispiel, wo dies erfolgreich umgesetzt 
wurde, ist Cumulus-Green der Migros. 
 
Art. 7 
Das Guichet Unique – bei Windkraftanlagen unter Leitung des BFE – wird sehr begrüsst. 
Besser wäre jedoch, wenn das BFE auch als Leitbehörde im Sinne des Regierungs- und 
Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 1997 (RVOG) agieren könnte, was zu einer 
weiteren Beschleunigung der Verfahren führen würde. 
 
2. Abschnitt: Nationales Interesse (Art. 8-10) 
Die festgelegten Mindestproduktionsmengen, damit eine Anlage nationales Interesse erlangt, 
sind nicht nachvollziehbar. Insbesondere ist nicht klar, warum diese deutlich von den Angaben 
aus der Studie „Kriterien für nationales Interesse“ abweichen. Aus energetischer Sicht sind die 
im Vergleich zur Studie tieferen Werte begrüssenswert. Aus ökologischer Sicht stellt sich aber 
die Frage, ob dem Natur- und Landschaftsschutz, insbesondere in der Nähe von Biotopen von 
nationaler Bedeutung, genügend Rechnung getragen wird. 
Ebenfalls stellt sich die Frage, ob es nicht sinnvoll wäre, für freistehende PV-Anlagen ein 
nationales Interesse zu definieren. Diese könnten im Alpenraum vor allem im Winter 
entscheidend zur Stromproduktion beitragen. 
 
Art. 13 Abs. 1 
Der SIA begrüsst diesen Artikel. Es ist wichtig, dass die Elektrizität aus erneuerbaren Energien 
durch die Netzbetreiber fair entschädigt wird. Es ist richtig, dass sich die vermiedenen Kosten 
der Netzbetreiber für die Beschaffung gleichwertiger Elektrizität nach den Kosten des Bezugs 
bei Dritten und den Gestehungskosten der eigenen Produktionsanlagen richten. 
 
2. Abschnitt: Eigenverbrauch (Art. 15-19) 
Der SIA begrüsst das Recht zum Eigenverbrauch. Damit wird sichergestellt, dass die 
produzierte Elektrizität möglichst lokal verbraucht wird und entsprechend das Stromnetz 
weniger belastet wird.  
Es ist wichtig festzuhalten, dass eine Eigenverbrauchsgemeinschaft aus unterschiedlichen 
Kundengruppen bestehen darf (z.B. als neuer Art. 16).  
 
Art. 15 
In der jetzigen Formulierung zwingt Art. 15 Eigenverbrauchsgemeinschaften zum Aufbau von 
eigenen Netzen. Zusätzlich sollte auch die Möglichkeit bestehen, gegen ein angemessenes 
Entgelt die bereits bestehenden Netze nutzen zu dürfen.  
Der Begriff „umliegende Grundstücke“ ist zu offen formuliert. Es ist unklar, was genau als 
„umliegend“ angeschaut wird und was nicht. Der Begriff ist genauer zu definieren und soll 
möglichst weit gefasst werden, um den Eigenverbrauch Parzellenübergreifend in Arealen zu 
fördern. Z.B. … Grundstücke bis zu einer Entfernung voneinander von 1 Km gelten als Ort der 
Produktion, … 
 
Art. 16 
Die Festlegung einer Mindestproduktionsleistung ist nicht notwendig und behindert den 
Zusammenschluss zum Eigenverbrauch unnötig. Wo aufgrund einer zu tiefen Eigenproduktion 
der Zusammenschluss nicht sinnvoll ist, wird er aus wirtschaftlichen Gründen nicht realisiert. 
 
 



Art. 19 Abs. 5 
Es ist nicht nachvollziehbar, warum die Eigenverbrauchsgemeinschaft dem Netzbetreiber die 
Menge der vor Ort produzierten und verbrauchten Elektrizität mitzuteilen hat. Diese ist für den 
Netzbetreiber irrelevant und dieser Absatz ist demzufolge zu streichen. 
 
Art. 55 Aus- und Weiterbildung 
Die Unterstützung von Aus- und Weiterbildung durch den Bund ist sehr wichtig und soll auch in 
Zukunft beibehalten werden. Art. 55 wird vom SIA in dieser Form unterstützt.  
 
 
2. Abschnitt: Globalbeiträge (Art. 57-62) 
Der SIA begrüsst die Verstärkung und den Umbau des Gebäudeprogramms. Eine langjährige 
Forderung des SIA, die Gebäudetechnik der Gebäudehülle gleichzusetzen, wurde umgesetzt. 
 
Art. 71 Monitoring 

Um die Qualität der Umsetzung der Energiestrategie 2050 sicherzustellen, ist das Monitoring 
zentral. Wir sind der Meinung, dass insbesondere betreffend Energie- und 
Elektrizitätsverbrauch schweizweit Daten auf Gebäudeebene erhoben und in einer laufend zu 
aktualisierenden Datenbank gespeichert werden müssen. Nur damit ist eine genaue 
Wirkungsüberprüfung der getätigten Massnahmen möglich. 
 
 
HKSV (Herkunftsnachweis und Stromkennzeichnung) 
 
1. Abschnitt: Herkunftsnachweis (Art. 1-7) 
Es soll sichergestellt werden, dass erneuerbarer Strom, der gespeichert wird, auch nach der 
Speicherung als zertifizierter Strom verkauft werden kann. Damit ist jede Form der 
Speicherung wie z.B. Wasser (Pumpspeicherwerk), Batterie usw. gemeint. 
 
Art. 8 
Zur besseren Vergleichbarkeit des Gesamtenergiemixes unterschiedlicher Lieferanten sollen 
auch die durch einen bestimmten Gesamtenergiemix verursachten CO2-Emissionen und der 
entstehende radioaktive Abfall angegeben werden. 
 
Anhang 1 
Ziffer 1.3: Die Ausstellung von Ersatznachweisen ist ungenügend geregelt. Wer überprüft die 
von den Produzenten eingereichten Herkunftsbestätigungen? 
 
 
Stromversorgungsverordnung (StromVV) 
 
Art. 3a  
Abs. 1 
Es ist unklar, was mit „unverhältnismässigen Massnahmen für den sicheren Netzbetrieb“ 
gemeint ist. Diese müssen genau definiert werden, um einen allfälligen Behinderungsversuch 
seitens der Netzbetreiber zu verhindern. 
Ebenfalls ist unklar, wie überprüft werden soll, ob „der Endverbraucher Gewähr für einen 
funktionierenden internen Betrieb geben kann“. Dieser Zusatz bietet ebenfalls 
Missbrauchsmöglichkeit und sein Nutzen kann nicht nachvollzogen werden. 
Abs. 2 
Es soll festgelegt werden, wie bestehende Netzteile bzw. Anschlussanlagen weiter durch die 
Eigenverbrauchsgemeinschaft genutzt werden können. In diesem Fall ist der Netzbetreiber 
angemessen zu entschädigen. Dass nicht mehr genutzte Anschlussanlagen durch die 
Eigenverbrauchsgemeinschaft abgegolten werden müssen, widerspricht EnG Art. 18, gemäss 
dem eine Eigenverbrauchsgemeinschaft wie ein einziger Endverbraucher zu behandeln ist. 
Eigenverbrauchsgemeinschaften werden gezwungen, unternehmerische Risiken der 
Stromversorger zu übernehmen, ohne dass sie dafür einen Gegenwert erhalten. Art. 3a Abs. 2 
behindert den Zusammenschluss zum Eigenverbrauch unnötig und ist somit zu streichen. 



Art 8 Messwesen und Informationsprozesse (bisher) 
Gebäudeleitsysteme erfassen bereits heute den Stromverbrauch, es ist wirtschaftlich unsinnig, 
hier weiterhin parallele Mess-Systeme zu fordern: eine Liberalisierung des Messwesens würde 
grosse Vorteile bringen. 
 
Art. 8 Abs. 3 
Es ist wichtig, dass die Netzbetreiber den Beteiligten die Messdaten und die entsprechenden 
Informationen fristgerecht, einheitlich und diskriminierungsfrei zur Verfügung stellen. Zusätzlich 
zu den aufgelisteten Punkten müssen die zur Verfügung gestellten Messdaten die zeitechte 
Verbrauchssteuerung durch die Endverbraucher ermöglichen, d.h. die Daten müssen ohne 
zeitliche Verzögerung den Endverbrauchern bzw. Erzeugern zur Verfügung stehen. 
 
Art 8a Intelligente Messsysteme 
Generell gilt festzuhalten, dass die Einführung intelligenter Messsysteme begrüsst wird. Da die 
intelligente Strommessung noch ein sehr neuer und sich entwickelnder Bereich darstellt, ist es 
fraglich, ob es Sinn macht, zum jetzigen Zeitpunkt schon so viele Details (Abs. 3) festzulegen. 
Für die Etablierung der Eigenproduktion sind die Kosten der Messung entscheidend. Da diese 
von den Netzbetreibern an die Produzenten weitergegeben werden, ist es wichtig, dass sie 
möglichst tief gehalten werden. 
 
Art. 18 Abs. 2 
Je höher der Anteil Arbeitstarif desto mehr werden das Stromsparen und entsprechend die 
Energieeffizienz honoriert. Eine Erhöhung des Anteils von 70% möglichst auf 100% würde 
deshalb begrüsst. 
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subject Umsetzung des ersten Massnahme4pakets zur Energiestrategie 2050
Verneh m I ass u ngsverfah ren zu de n Anderu ngen auf Verord nu n gsstufe

Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin Leuthard

Wir bedanken uns für die Zustellung des Vernehmlassungsverfahrens in Sachen Umsetzung des ersten
Massnahmenpakets zur Energiestrategie 2050 und nehmen dazu gerne wie folgt Stellung:

Das neue Energiegesetz (nEnG) vom 30. September 20161 stipuliert in Art. 12 Abs. 1 das nationale
lnteresse der Nutzung von erneuerbaren Energien und deren Ausbau.
Der erläuternde Bericht2 zur Totalrevision der Energieverordnung (nEnV) erläutert auf Seite 5, dass das
nationale lnteresse Windenenergie neben dem Landschaftsschutz auch die lnteressensabwägung von
Behörden bei der Vergabe von Bewilligungen und / oder Konzessionen zwischen erneuerbarer
Stromproduktion und anderen Bundesinteressen (Landesverteidigung, Zivilluftfahrt, Gewässerschutz usw.)
beeinflussen wird.

Das zusätzliche Bundesinteresse erneuerbare Energien / Windenerg,e führt vermehrt zu Konflikten mit
bereits vorhanden lnteressen des Bundes, nicht zuletzt auch von Leistungen des service public. Ein
Windpark mit einer Jahresmindestproduktion von l0 GWh pro Jahr wird von nationalem lnteresse. Der sehr
tiefe Schwellenwert von 10 GWh pro Jahr kann bereits mit drei 190m hohen Turbinen erreicht werden.
Windturbinen dieses Umfangs können übermässige technische Signalstörungen verursachen, welche eine
unzumutbare Einschränkung des Gebrauchs der betroffenen technischen Flugsicherungsanlage für
Kommunikation, Navigation oder Surveillance (CNS) zur Folge haben. Dadurch entstehen unzumutbare

1

2



operationelle Schwierigkeiten für die Flugsicherung, da essentielle lnstrumentenflugverfahren eines
Flughafens nachhaltig gestört und so der Betrieb des Flughafens verunmöglicht werden kann.

Die Kapazität von skyguide bezüglich Flugsicherungsdienstleistungen und somit der Flugverkehr
generell könnten dadurch erheblich eingeschränkt werden, falls dem nationalen Interesse
Windenergie generell und im Einzelfall ein höheres lnteresse als der Zivilluftfahrt (im
Erläuteru ngsbericht expl izit eruvähnt) eingeräumt wird.
Dies könnte bspw. die Bewilligung zur Errichtung eines Luftfahrthindernisses nach betreffen. Aus Sicht der
Flugsicherung müssten Windparks als Luftfahrhindernisse gemäss Art. 63 ff. der Verordnung über die
lnfrastruktur der Flugsicherung (VlL; SR 748.131.1) erfasst werden.

Für weitere lnformationen stehen wir lhnen gerne zur Verfügung.

Wir danken lhnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen und freuen uns auf eine weiterhin
gute Zusammenarbeit.

Eine gut funktionierende Flugsicherung ist von essentieller Bedeutung für eine störungsfreie und
risikoarme Abwicklung des Flugverkehrs und für eine möglichst effiziente Bewirtschaftung des
Luftraums, was auch der Umwelt erhebliche Vorteile bringt. Wir sind der Auffassung, dass mit
einer ausgewogenen Beurteilung aller vorhandenen nationalen lnteressen bei der Bewilligung
von Windparks den lnteressen der Gesamtbevölkerung am ehesten Rechnung getragen wird.

Skyguide

Schubert Rossier
cco Legal Department
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SWISSCOM ENERGY SOLUTIONS‘ POSITIONSPAPIER ZUR UMSETZUNG DES ERSTEN 
MASSNAHMENPAKETS ZUR ENERGIESTRATEGIE 2050: ÄNDERUNGEN AUF 
VERORDNUNGSSTUFE 

Olten, den 10.5.2017 

Einleitung / Hintergrund der Vernehmlassung 

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 1. Februar 2017 die Vernehmlassung 

zu den Verordnungsrevisionen zum ersten Massnahmenpaket der 

Energiestrategie 2050 eröffnet. Diese sollen zusammen mit den revidierten 

Bundesgesetzen am 1. Januar 2018 in Kraft treten, falls das Volk die vom 

Parlament verabschiedete Vorlage in der Abstimmung vom 21. Mai 2017 

gutheisst. 

Generelle Bemerkungen 

Eine akute Herausforderung für die erfolgreiche Fortführung der Energiewende 

ist die sinnvolle Integration erneuerbarer Energien in das Gesamtsystem. Ein 

wesentliches Element, um dies zu erreichen, ist die Nutzung und Maximierung 

der Flexibilitätspotenziale. Dabei ist zu berücksichtigen, dass dies eine Klärung 

der verschiedenen Rollen und deren Rechte und Pflichten im Markt erfordert. 

Die hier untenstehenden Kommentare sind vor diesem Hintergrund zu sehen.  

Swisscom Energy Solutions hat mit seinem Netzwerk tiko Steuerboxen 

entwickelt, die die Flexibilität des Haushaltkunden nutzen. Flexibilität ist ein 

Gut, über das der Kunde verfügt. Flexibilität steht zu einem gegebenen 

Zeitpunkt nur einmal zur Verfügung. Daher befindet sich Swisscom Energy 

Solutions im Wettbewerb mit dem Verteilnetzbetreiber auf der einen Seite und 

dem Lieferanten auf der anderen Seite, um die Flexibilität des Kunden nutzen zu 

können. 

Swisscom Energy Solutions ermöglicht ausserdem die Optimierung des 

Eigenverbrauchs von Haushaltkunden. 

Das Thema der Flexibilität und das des Eigenverbrauchs werden im Änderungsvorschlag zur Stromversorgungsverordnung 

konkretisiert. Die vorliegende Stellungnahme fokussiert sich somit auf die vorgeschlagenen Änderungen der StromVV. 

Detaillierte Bemerkungen 

Bei den Artikeln 8a, 8c und 8d StromVV (neu) geht es um die Nutzung und Abgeltung von Flexibilität bei den Verbrauchern und  

Erzeugern. Der Netzbetreiber soll mit seinem intelligenten Steuer- und  Regelsystem die Flexibilität des Kunden nutzen dürfen. 

Diese Nutzung soll vergütet werden.  

Der Netzbetreiber steht in Konkurrenz zu Drittanbietern. 

Es geht aus dem Vorschlag nicht hervor, wie die Abgrenzung zwischen Netzbetreiber, Energielieferant und Drittem / Aggregator 

in Bezug auf die Nutzung der Flexibilität gemacht werden soll. Aufgrund des Regulierungsvakuums besteht durch den 

vorliegenden Vorschlag die Gefahr, dass  

- das Monopol des Netzbetriebers Geschäftsmodelle von Dritten verunmöglicht, 

Swisscom Energy Solutions AG wurde im 
September 2012 gegründet. Das 
Unternehmen entwickelt Lösungen für 
die Schweizer und internationale 
Energiebranche. In einem ersten Schritt 
wurde das intelligente Speichernetzwerk 
tiko aufgebaut. Die ersten Mitglieder 
wurden bereits drei Monate nach der 
Gründung angeschlossen. 

Die Repower AG ist an dem 
Unternehmen beteiligt und hat die 
ersten Schritte der Swisscom Energy 
Solutions in den Schweizer 
Strommarkt begleitet. Von 2014 bis 
2016 wurde Swisscom Energy 
Solutions für die Entwicklung und 
Erprobung der technischen 
Grundlagen zur Netz-Einbindung von 
elektrischen Wärmeanwendungen im 
Rahmen eines Leuchtturmprojekts 
vom Bundesamt für Energie BFE 
unterstützt.  

Heute akquiriert tiko täglich neue 
Mitglieder, macht es damit zum 
grössten intelligenten Echtzeit-
Stromnetz in Europa und entwickelt 
sich ständig weiter. Das hoch 
innovative Profil erregt auch 
ausserhalb der Schweizer Grenzen 
Aufmerksamkeit zum Aufbau 
internationaler Partnerschaften. 
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- der vorgesehene Artikel 8d Abs. 2 Bst. b in der Praxis bei fehlender Entbündlung zu einem Kartell zwischen 

Netzbetreiber und Energielieferant zur Nutzung der Flexibilität des Kunden führt. 

Die vorgeschlagene Regelung schottet den Flexibilitätsmarkt zu Gunsten der Netzbetreiber und der Energielieferanten effektiv 

gegen Drittanbieter ab.  

Die Zielkonflikte zwischen Netzbetreiber, Energielieferant und Aggregator sind innerhalb der anstehenden Revision des StromVG 

zu behandeln. Mit dem vorliegenden Vorschlag zu Art 8a, c und d StromVV könnte der Eindruck entstehen, dass das bedeutende 

Thema der Nutzung der Flexibilität hier gleichsam „durch die Hintertür“ gelöst werden soll.  

Aufgrund der Wichtigkeit des Themas für das Geschäftsmodell der Swisscom Energy Solutions empfiehlt letztere das Thema der 

intelligenten Steuer- und Regelsysteme im Rahmen der Revision StromVG zu lösen. 

Antrag: Art. 7 Abs. 3 Bst. m, Art. 8a Abs. 3 Bst. d, Art. 8c Abs. 4, Art. 8d sowie Art. 13a StromVV sind zurückzustellen. Der 

Zielkonflikt zwischen impliziter und expliziter Demand response, die Frage der Datenweitergabe im Zusammenhang mit der (in 

der Praxis fehlenden) Entbündlung sowie die Anrechenbarkeit der Kosten von Steuer- und Regelsystemen durch Netzbetreiber 

sind innerhalb der Revision StromVG zu lösen. 

Eventualiter, wenn auf diesen Antrag nicht eingegangen wird, bittet Swisscom Energy Solutions folgende Kommentare zu 

berücksichtigen: 

Eventualanträge: 

Art 8a Abs 3 (Intelligente Messysteme) StromVV (neu) 

Das neue Strom VG regelt in Artikel 17a die intelligenten Messsysteme und in Artikel 17b die Steuer- und Regelsysteme. In Art. 8a 

Abs. 3 StromVV sollen nun die intelligenten Messsysteme auch intelligente Steuer- und Regelungssysteme einbinden können. Art. 

17a StromVG (neu) sieht zwar vor, dass weitere Dienste und Anwendungen durch die intelligenten Messsysteme integriert 

werden können. Hätte der Gesetzgeber das Einbinden der Steuer- und Regelsysteme gewollt, hätte er Artikel 17a und b anders 

aufgebaut/in Beziehung gesetzt. Nicht umsonst sieht Artikel 17a eine Verpflichtung zum Einbau intelligenter Messsysteme vor 

während Artikel 17b die explizite Zustimmung des Endverbrauchers beziehungsweise des Erzeugers vorsieht für den Einbau von 

Steuer- und Regelsystemen. 

Obwohl die Verpflichtungen in Bezug auf intelligente Messsysteme auf der einen Seite und Steuer und Regelsysteme auf der 

anderen Seite auf Gesetzesstufe verschieden sind, werden sie nun im vorgeschlagen Art. 8a Abs. 3 Bst d. StromVV auf 

Verordnungsebene vermischt. 

Der schweizerische Elektrizitätsmarkt zeichnet sich aufgrund des fehlenden zweiten Liberalisierungsschritts im Haushalt-

Kundenbereich durch fehlenden Wettbewerb bei der Belieferung des Stroms an Haushaltkunden aus.  

Das Nutzen der Flexibilität des Haushaltkundens seitens Swisscom Energy Solutions hat einen kleinen Schritt in Bezug auf die 

Belebung der Märkte erlaubt. Umso bedauerlich ist, dass nun durch die Verquickung von intelligentem Messsystem auf der einen 

Seite und intelligenten Steuer und Regelsystemen auf der anderen Seite innerhalb des Netzbetreibers, dieser Wettbewerb 

wieder in Frage gestellt werden soll.  

Möchte man das verhindern, so schlägt Swisscom Energy Solutions vor, intelligentes Messsystem und intelligente Steuer und 

Regelsysteme zu trennen so wie es auch auf Gesetzesstufe vorgesehen ist:  

Die Elemente eines intelligenten Messsystems funktionieren so zusammen, dass: 

d. andere digitale Messmittel sowie intelligente Steuer- und Regelsysteme eingebunden werden können; und… 
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Artikel 8c (Intelligente Steuer- und Regelsysteme) und Artikel 8d (Umgang mit Daten aus intelligenten Mess-, Steuer- 

und Regelsystemen) StromVV (neu) 

Laut Artikel 8c Abs. 1 darf der Netzbetreiber für den effizienten Netzbetrieb intelligente Steuer- und Regelsysteme bei 

Endverbrauchern und Erzeugern nur dann verwenden, wenn sie diesem Einsatz zustimmen. Laut Artikel 8c Abs. 4 ermöglicht der 

Netzbetreiber Dritten den diskriminierungsfreien Zugang zu intelligenten Steuer- und Regelsystemen sofern die Kapital- und 

Betriebskosten dafür den Netzkosten angerechnet werden. 

Und schlussendlich sieht Artikel 8d Abs. 2 Bst. b vor dass die Informationen die aus diesen Steuer- und Regelsystemen extrahiert 

werden können an den Energielieferanten weitergegeben werden können. Dies läuft faktisch darauf hinaus, dass die Flexibilität 

weiterhin im Monopol-Bereich des Netzbetreibers sowie des Energielieferanten bleibt und ein wettbewerblicher Markt in Bezug 

auf die Nutzung von Flexibilität zumindest im Haushaltkundenbereich unterbunden wird. Denn in der Praxis wird dem 

Energielieferanten durch Art. 8d ein Informationsvorsprung gegenüber Dritten gewährt, der bei fehlender Umsetzung des Art. 10 

StromVG zu einem Kartell zwischen Netzbetreiber und Energielieferant führen wird. 

An dieser Stelle sei auch darauf hingewiesen, dass der in Artikel 8d Abs. 2 Bst. b vorgesehene Informationsfluss international 

isoliert dasteht. Artikel 23 des Vorschlags der Kommission für die internal market directive sieht als „eligible parties“ mindestens 

customers, suppliers, transmission and distribution system operators, aggregators, energy service companies, and other 

parties“ vor und dass diese die Daten des Kunden jeweils nur nach seiner expliziten Einwilligung erhalten dürfen.  

Das Messstellenbetriebsgesetz in Deutschland sieht eine sternförmige Kommunikation vor an alle Marktparteien. 

Es scheint uns abwägig, dass in einem Markt, wo der Haushaltkunde seinen Lieferanten nicht auswählen kann, die Daten 

zwischen Netzbetreiber und Lieferanten kommuniziert werden, ohne dass der Kunde dazu seine Einwilligung geben muss. 

Daten haben einen ökonomischen Wert. Diesen Wert in einem teilliberalisierten Markt nur einem Marktteilnehmer zukommen 

zu lassen, benachteiltigt die übrigen Marktteilnehmer und macht den Kunden zu einem „Gefangenen“ des Systems.    

Swisscom Energy Solutions schlägt folgende Änderungen vor:  

Art. 8c Intelligente Steuer- und Regelsysteme 

4 Der Netzbetreiber ermöglicht Dritten den diskriminierungsfreien Zugang zu intelligenten Steuer- und Regelsystemen, sofern die 

technischen und betrieblichen Voraussetzungen dazu bestehen und sofern die Kapital- und Betriebskosten für solche Systeme an 

die Netzkosten angerechnet werden. Der Netzbetreiber veröffentlicht die Bedingungen über eine frei zugängliche Adresse im 

Internet. 

 

Art. 8d Umgang mit Daten aus intelligenten Mess-, Steuer- und Regelsystemen 

2 Netzbetreiber dürfen die Daten aus dem Einsatz von Mess-, Steuer- und Regelsystemen ohne  nach expliziter Einwilligung der 

betroffenen Person folgenden Personen weitergeben: 

a. Persönlichkeitsprofile und Personendaten in pseudonymisierter oder geeignet aggregierter Form: den Beteiligten nach Artikel 

8 Absatz 3; 

b. die Informationen zur Entschlüsselung der Pseudonyme: an den Energielieferanten des betreffenden Endverbrauchers. 

Alternativ würde statt einer Streichung von Art. 8d Abs. 2 b eine „sternförmige“ Weitergabe der Daten an alle Akteure 

(Aggregatoren inklusive) nach expliziter Einwilligung des Kunden begrüsst. Dies ist aufgrund der vorgeschlagenen Form des 

Artikel 8 Abs. 3 (und auch bei unserem Aenderungsvorschlag) nicht der Fall. 

Art 8 Abs 3 StromVV (neu) 

Die Aggregation von Lasten kann für die Stabilität des Übertragungsnetzes und zum Erbringen von Regelenergie genutzt werden. 

In diesem Zusammenhang kann es für einen Dritten, dessen Geschäftsmodell auf der Aggregation von Lasten beruht, von 

Interesse sein, die gleichen Daten zur Verfügung, die für das Bilanzmanagement vonnöten sind.  
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Um ein Level-Playing-Field für Aggregatoren zu gewährleisten, sollte diese die gleichen Informationen bezüglich Messwesen 

erhalten wie die übrigen Marktteilnehmer.  

Die Netzbetreiber stellen den Beteiligten fristgerecht, einheitlich und diskriminierungsfrei die Messdaten und Informationen zur 

Verfügung, die notwendig sind für: 

a. den Netzbetrieb; 

b. das Bilanzmanagement; 

c. die Energielieferung; 

d. die Anlastung der Kosten; 

e. die Berechnung der Netznutzungsentgelte und; 

f. die Aggregation von Lasten und 

f. g. die Abrechnungsprozesse im Zusammenhang mit dem Energiegesetz vom 30. September 20164 (EnG) und der 

Energieverordnung vom 1. Januar 2018 (EnV). 

Art 7 Abs 3 Bst. m StromVV (neu) 

Mit dem neuen Artikel 17b Abs. 2 StromVG erhält der Bundesrat die Kompetenz, Vorgaben zum Einsatz von Steuer- und 

Regelsystemen zu machen. Aus Absatz 1, 2 und 3 des Artikel 17b geht nicht hervor, dass die intelligente Steuer- und 

Regelsysteme durch den Netzbetreiber zu betreiben sind. 

Art. 17b Abs. 4 StromVG besagt, dass der Bundesrat festlegen kann, welche Kosten zu den anrechenbaren Netzkosten gehören. 

Somit geht Art. 17b Abs. 4 StromVG (neu) davon aus, dass die Netzbetreiber solche intelligenten Steuer- und Regelsysteme 

einbauen werden. Im Übrigen können auch diejenigen Kosten für anrechenbar erklärt werden, die dem Netzbetreiber durch den 

Einsatz intelligenter Steuer- und Regelsysteme Dritter entstehen. 

Swisscom Energy Solutions möchte beliebt machen, die verschiedenen Kostenarten zu trennen. 

Durch das separate Ausweisen der eigenen Kosten gegenüber der Kosten durch Dritte soll die Transparenz erhöht werden und 

einer allfälligen überhöhten Kostenabrechnung mit Dritten vorgebeugt werden.  

Der erläuternde Text weist darauf hin, dass die für den Netzbetreiber im Zusammenhang mit dem Einsatz von intelligenten 

Steuer- und Regelsysteme anfallenden Kapital- und Betriebskosten den Netzkosten angerechnet werden können, falls die Zugriffe 

und Steuerungen eine effiziente Lösung im Netz darstellen, also im Vergleich tiefer ausfallen als ein konventioneller Netzausbau. 

Es scheint uns sinnvoll, diese Präzisierung in den Verordnungstext mit aufzunehmen. 

Vorschlag für Art. 7 Abs. 3 

m: Kosten für intelligente Steuer- und Regelsysteme nach Artikel 17 b Abs. 4 Satz 1 StromVG einschliesslich der Vergütungen falls 

Zugriffe und Steuerungen eine effizientere Lösung im Netz darstellen als ein konventioneller Netzausbau. 

n: Kosten, die dem Netzbetreiber durch den Einsatz intelligenter Steuer- und Regelsysteme Dritter nach Artikel 17 b Abs. 4 Satz 2 

StromVG entstehen. 

 

Die Swissscom Energy Solutions dankt für die Berücksichtigung der hier dargelegten Anliegen und ist bereit, bei der Entwicklung 

der Lösungsvorschläge mitzuarbeiten. 

 

  

Ansprechpartner: Dr. Kátrin Schweren, Mob. 0041 79 345 26 39 

mailto:info@tiko.ch
http://www.tiko.ch/
















 

 

Zürich, 8. Mai 2017 
 
 

Stellungnahme zur Vernehmlassung über die Verordnungen der 
Energiestrategie 2050 1. Massnahmenpaket 
 
 
Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin 
 
Vielen Dank für die Einladung zur Stellungnahme zu den Verordnungen zur Energiestrategie 2050. 
Gerne nehmen wir zu den darin behandelten Vorlagen Stellung. 
 
Der Verband Swiss Textiles repräsentiert gut 200 KMU, welche Textilien in der Schweiz herstellen und 
handeln. Die Branche ist innovativ, exportorientiert, hoch spezialisiert und nachhaltig. Fast 80% der 
Produkte unserer Industrie werden exportiert, die Frankenstärke trifft unsere Unternehmen deshalb 
äusserst hart. Umso mehr müssen die Rahmenbedingungen für die am Werkplatz Schweiz produzie-
renden Unternehmen dem internationalen Vergleich standhalten können. Die Herstellung von Textilien 
ist energieintensiv und die Stromkosten betragen einen relevanten Teil des betrieblichen Aufwandes. 
Für unsere Mitgliedunternehmen ist deshalb eine konstante, sichere Stromversorgung zu international 
marktfähigen Preisen überlebenswichtig.   
 
Generelle Bemerkungen zur Energiestrategie 2050 
Swiss Textiles hat sich trotz grosser ordnungspolitischer Vorbehalte für eine Unterstützung der Ener-
giestrategie 2050 in der kommenden Volksabstimmung vom 21. Mai 2017 ausgesprochen. Swiss Tex-
tiles möchte sich den Veränderungen in der Energieversorgung nicht entgegenstellen und unterstützt 
das Bestreben nach Nachhaltigkeit. Ausschlaggebend für den Entscheid war aber insbesondere das 
in der neuen Vorlage festgehaltene Ende der Subventionspolitik sowie einige Verbesserungen hin-
sichtlich des Status Quo im Bezug auf die Abgabebefreiung.  
 
Die Energiestrategie bietet jedoch keine Lösung zur Frage der Versorgungssicherheit. Es müssen 
deshalb dringend ergänzende Massnahmen getroffen werden, um für die Industrie hinsichtlich kon-
stanter Stromversorgung und international marktfähiger Strompreise Sicherheit zu schaffen.  
 
Nachfolgend nehmen wir jedoch nur zu den in der Vernehmlassung präsentierten Verordnungen Stel-
lung.  
 
1. Stromversorgungsverordnung (VV) 
Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch 

Frau Bundespräsidentin 
Doris Leuthard 
Kochergasse 6 
3003 Bern 
 
Per E-Mail an: energiestrategie@bfe.admin.ch 
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Zusammenschlüsse zum Eigenverbrauch sollten hinsichtlich der vermehrt dezentralen Stromproduk-
tion gefördert werden. Es ist nachvollziehbar, dass die Netzbetreiber keine unverhältnismässigen Mas-
snahmen für diese ergreifen möchten. Jedoch ist in Art. 16 EnV die Voraussetzung für einen Zusam-
menschluss zum Eigenverbrauch festgehalten. Werden diese erfüllt, sollte der Netzbetreiber den 
Netzanschluss auch bei Zusammenschlüssen nicht verweigern dürfen. Swiss Textiles fordert die Strei-
chung dieses Artikels.  
 
Art. 8c Intelligente Steuer- und Regelsysteme 
Der Umgang mit intelligenten Steuer- und Regelsystemen ist zentral, um eine sichere Stromversor-
gung trotz volatiler Stromproduktion zu garantieren. Aber wie die Diskussionen im Rahmen der Revi-
sion des Stromversorgungsgesetzes zeigen, ist die Thematik äusserst komplex und aufgrund der Mo-
nopolstellung der Netzbetreiber mit Ziel- und Interessenskonflikten belastet. Der Artikel sollte deshalb 
im Rahmen der Revision des Stromversorgungsgesetzes auf Gesetzesstufe geregelt werden.  
 
Art.13a Anrechenbare Kosten 
Die Einführung intelligenter Messsysteme ist zu begrüssen. Es besteht aber die Gefahr, dass die 
Netzbetreiber unter Berufung auf Art. 8a Abs. 1 flächendeckend neue intelligente Messsysteme einset-
zen, um ihre anrechenbaren Kosten nach Art. 13a Bst. a. zu vergrössern. Anrechenbar sollte dies aber 
nur bei Endverbrauchern sein, welche im freien Markt sind. Den Netzbetreibern ist es natürlich freige-
stellt, auf eigene Kosten bei sämtlichen Kunden Messsysteme neuster Technologie zu installieren. 
Swiss Textiles fordert eine entsprechende Änderung des Art. 13a Bst. a (siehe auch Bemerkung zu 
Art. 31e Übergangsbestimmungen).  
 
Art. 31e Übergangsbestimmungen 
Die Übergangsfrist ist zu kurz. Die Zeit und der Umfang der Einführung von intelligenten Messsyste-
men haben einen entscheidenden Einfluss auf die Netzkosten. Mit dem geltenden System bestehen 
für die Netzbetreiber Anreize, anrechenbare Kosten zu generieren, was wenig zur Kosteneffizienz bei-
trägt. Zudem kommen die Vorteile intelligenter Messsysteme erst bei einem vollständig geöffneten 
Strommarkt richtig zum Tragen.  
Bei den Endverbrauchern, welche sich noch nicht im freien Markt bewegen, genügt es deshalb bis zur 
vollständigen Öffnung des Strommarkts, wenn erst dann ein intelligentes Messsystem installiert wird, 
wenn ein bestehender Zähler aus technischen Gründen ersetzt werden muss. Für Endverbraucher 
welche sich bereits im freien Markt bewegen, kann die Übergangsfrist von 7 Jahren so belassen wer-
den.  
 
2. CO2-Verordnung  
Swiss Textiles bedauert, dass bei den Änderungen der CO2- und Energieverordnung sehr wenig von 
der im Parlament geforderten Harmonisierung der Energie- und Klimapolitik spürbar ist. Die Differen-
zen zwischen den verschiedenen Rechtsgrundlagen bleiben bestehen, was den Aufwand für die be-
troffenen Unternehmen erhöht. Auch könnte das BAFU den Aufwand auf beiden Seiten massiv redu-
zieren, wenn es die bereits mehrfach geprüften Zielvereinbarungen und Monitoringberichte nur noch 
stichprobenweise prüfen und sich auf die kantonalen Beurteilungen im Rahmen des Grossverbrau-
cherartikels und diejenigen der EnAW stützen würde. Hier besteht organisatorisch noch Handlungsbe-
darf.   
 
Art. 7 Abs.1 Bescheinigungen 
Unternehmen, welche ein Gesuch um Ausstellung von Bescheinigungen einreichen, haben auch unter 
aktueller Gesetzgebung bereits mit unnötigen administrativen Leerläufen zu kämpfen. Fälle aus der 
Praxis zeigen zum Beispiel, dass das BAFU bei der Ausstellung von Bescheinigungen bereits bewil-
ligte Zielvereinbarungen wieder in Frage stellt und umfangreiche Massnahmenberichte nachfordert. 



 

 
 

Y:\8 - UMWELT + TECHNOLOGIE\Umwelt und Energie\Energie\Energie Vernehmlassungen\2017-05-StN Swiss Textiltes EnStr2050 Verordnungen.docx 

Dies führt bei den Unternehmen zu grossem Unmut und hinterlässt keinen guten Eindruck der Voll-
zugseffizienz des BAFU. Das System EnAW funktioniert und ist vertrauenswürdig. Swiss Textiles legt 
dem BAFU nahe, seine Vollzugsaktivitäten entsprechend anzupassen und zu reduzieren. Eine Stich-
probenkontrolle und ein intern besser koordiniertes Vorgehen wären hilfreich.  
Entsprechend kritisiert Swiss Textiles auch die neue Anforderung, dass bei der Antragsstellung zukünf-
tig neben dem Validierungsbericht auch den Vertrag mit der Validierungsstelle eingereicht werden 
muss, um die Qualität des Angebots der Validierungsstelle zu prüfen. Die Prüfung der Verträge erfor-
dert nur zusätzlichen administrativen Aufwand und erlaubt keine verwertbaren Rückschlüsse auf die 
Qualität der Validierung. Swiss Textiles beantragt daher, diese Anforderung zu streichen. 
 
Art. 98a Rückerstattung für Unternehmen die WKK-Anlagen betreiben 
Gemäss den Erläuterungen zur CO2-Verordnung (S. 4) trägt die Rückerstattung der CO2-Abgabe bei 
WKK-Anlagen dazu bei, die Versorgungssicherheit beim Strom zu stärken und schafft zusätzliche An-
reize für Energieeffizienzmassnahmen. WKK-Anlagen sind deshalb ungeachtet ihrer Feuerungswär-
meleistung zu fördern. Die Beschränkung mit Unter- und Obergrenze ist zu streichen. Die Untergrenze 
wird sich aus Gründen des Aufwandes für die Rückerstattung von selbst ergeben und liegt im Ermes-
sen des Betreibers einer solchen Anlage.  
 
3. Energieeffizienzverordnung 
Swiss Textiles nimmt hierzu nicht im Detail Stellung, sondern unterstützt vollumfänglich die Stellung-
nahme von Swissmem hinsichtlich des Geltungsbereiches der Verordnung und den Bedenken zur 
Energie-Etikettenpflicht. 
 
4. Verordnung über die Gebühren und Aufsichtsabgaben im Energiebereich 
Keine Stellungnahme.  
 
5. Energieverordnung 
Art. 2 und Art. 4: Herkunftsnachweis und Stromkennzeichnung 
Herkunftsnachweise sind ein rein administratives Marketinginstrument: Bei börsengehandeltem Strom 
ist die Stromquelle nicht nachweisbar. In der jetzigen Formulierung verursachen die Anforderungen 
deshalb viel zu hohen administrativen Aufwand und unnötige Kosten. Ausserdem wird dem Endkonsu-
menten mit Herkunftsnachweisen suggeriert, er könne eine andere Stromquelle beziehen, als das 
Netz gerade zur Verfügung stellt, zum Beispiel Sonnenenergie um Mitternacht. Für börsengehandel-
ten Strom soll deshalb keine Herkunftsnachweispflicht für die Stromquelle bestehen, die Artikel sind 
entsprechend anzupassen.   
 
Art. 41 Zielvereinbarung 
Abs. 3 legt neu fest, dass zur Erfüllung der Zielvereinbarung ein linearer Zielpfad eingehalten werden 
muss und Abs. 4 übernimmt aus der aktuellen Energieverordnung detaillierte Vorgaben zur Einhaltung 
des Zielpfads. Schlussendlich ist aber die Erreichung des gesetzten Ziels und nicht die Einhaltung ei-
nes linearen Zielpfades relevant. Swiss Textiles fordert deshalb die Streichung dieser Anforderung und 
des Abs. 4.   
 
Art. 45 Bruttowertschöpfung 
Swiss Textiles begrüsst die Ausdehnung der Befreiungsmöglichkeit für Unternehmen durch den Mitein-
bezug der Elektrizitätskosten in Anhang 5 Ziffer 1. Dies ist für unsere Mitglieder sehr wichtig und hono-
riert die bereits bisher erfolgreichen Anstrengungen zur Verbesserung der Energieeffizienz. Allerdings 
wird das Problem nicht gelöst, dass die Rückerstattung nur für das Gesamtunternehmen und nicht für 
einzelne energieintensive Produktionsstandorte beantragt werden kann. Swiss Textiles beantragt des-
halb die Entwicklung einer Lösung, bei der die Bruttowertschöpfung und Elektrizitätskosten für ein-
zelne Firmenstandorte abgegrenzt werden können. Allenfalls wäre auch die Abgrenzung einzelner klar 
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voneinander getrennter Geschäftsbereiche denkbar, zum Beispiel bei Unternehmen welche am Stand-
ort Schweiz produzieren, aber auch einen Geschäftsbereich Handel haben.  
 
6. Energieförderungsverordnung 
Swiss Textiles begrüsst den Übergang zur Direktvermarktung, weil die Subventionspolitik keine lang-
fristige Lösung sein darf. Die Verkürzung der Vergütungsdauer für die verschiedenen Technologien 
sowie die Absenkung der Vergütungssätze für einzelne Technologien in den Anhängen 1.1 bis 1.5 sind 
zu begrüssen. 
 
7. Kernenergieverordnung 
Keine Stellungnahme. 
 
8. Verordnung über die Landesgeologie 
Keine Stellungnahme. 
 
9. Verordnung des UVEK über den Herkunftsnachweis und die Stromkennzeichnung 
Keine Stellungnahme. Wir verweisen hier auf unsere Bemerkungen zur Energieverordnung, Art. 2 und 
Art. 4.  
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen. Bei Rückfragen steht Ihnen 
nina.bachmann@swisstextiles.ch gerne zur Verfügung.  
 
 
Freundliche Grüsse 
 
Swiss Textiles 
 
 
 
Peter Flückiger Nina Bachmann 
Direktor Leiterin Technologie und Umwelt 

mailto:nina.bachmann@swisstextiles.ch


 

                

 

 

Geschäftsstelle usic 

Effingerstrasse 1 Postfach 3001 Ort T 031 970 08 88 usic@usic.ch usic.ch 

Eidgenössisches Departement für Umwelt, 

Verkehr, Energie und Kommunikation 

Generalsekretariat UVEK 

Kochergasse 6 

3003 Bern 

Bern, 05. Mai 2017 

lea.kusano@usic.ch | T 031 970 08 88 

Vernehmlassung zu den Verordnungsrevisionen zum ersten Massnahmenpaket der 

Energiestrategie 2050  

 

Sehr geehrter Herr Eder 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Für die Gelegenheit zur Stellungnahme zur oben genannten Vorlage danken wir Ihnen. 

Gerne setzen wir Sie im Folgenden von unserer Position in Kenntnis. 

 

Die usic befürwortet alle Lösungen, welche gegenüber heute im Bereich des Eigenverbrauchs 

eine Deregulierung und Liberalisierung mit sich bringen. Dabei sollen die Eigenverbrauchsge-

meinschaften (EVG) möglichst weit gefasst werden und auch im Bestand machbar sein. Das 

bestehende Verteilnetz soll in diesem Fall zu verhältnismässigen Kosten übernommen oder 

genutzt werden dürfen, um Parallelnetze zu vermeiden. Die Strompreisgestaltung innerhalb 

der EVG soll möglichst frei gemacht werden dürfen (Verhandlungssache), wobei im Falle einer 

Abrechnung nach kWh, die tatsächlichen Energieflüsse zeitecht gemessen und verrechnet 

werden sollen. Erhält die EVG aufgrund des Zusammenschlusses für den Strombezug bes-

sere Strompreis-Konditionen als eine einzelne Einheit (Mieter/Pächter) bei der Versorgung 

durch den EVU erhalten würde, so soll die Differenz der EVG zu Gute kommen können. Beim 

Einsatz von Speichern, welche sowohl aus dem Netz als auch aus der PV-Anlage Strom spei-

chern und sowohl ins Gebäude wie auch ins Netz speisen können, soll eine einfache Regelung 

für die Messung gefunden werden. Es ist zu prüfen, ob der ohnehin geforderte Bilanzzähler 

des EVU, zumindest für alle Fälle ohne KEV, nicht ausreicht. Im Falle von KEV-Bezug könnte 

als einfachste Lösung eine jährliche Einspeise-Limite im Rahmen der jährlichen PV-Produktion 

festgelegt werden. Es ist sehr wichtig, dass die EVU`s bei EVG verpflichtet werden, Bilanz-

zähler (Smart Meters) einzusetzen, welche die aktuellen Messwerte zeitecht über gängige 

Schnittstellen an den Endverbraucher übermitteln, damit dieser seine Verbraucher entspre-

chend steuern kann. 

 

Obschon die usic die Vorlage generell unterstützt, hat die usic diesbezüglich auch einige Vor-

behalte und Kritikpunkte, welche wir mit den folgenden Änderungs- bzw. Ergänzungsvorschlä-

gen beheben möchten. 



Anträge und Bemerkungen zu den einzelnen Verordnungen 

 

Energieverordnung (EnV) 

 

-  Bemerkung: Art. 13 

Art. 13 Vergütung 

1. Bei der Vergütung für Elektrizität aus erneuerbaren Energien richten sich die Kosten, die 

der Netzbetreiber für die Beschaffung gleichwertiger Elektrizität vermeidet, nach den Kosten 

des Bezugs bei Dritten und den Gestehungskosten der eigenen Produktionsanlagen. 

 

Bemerkung: Diese Regelung ist für die Eigenverbrauchsgemeinschaften von zentraler Bedeu-

tung. Die Rücklieferung muss sich an den realen, vermiedenen Kosten des Netzbetreibers 

orientieren. Für die intelligente Steuerung des Eigenverbrauchs muss das Marktsignal der Ein-

speisung korrekt sein. Zur Preisbildung einer möglichen Einspeisung müssen deshalb die Pro-

duktionskosten aller Produktionsanlagen (Eigenproduktion, Beteiligungen, Partnerwerke) des 

EVU berücksichtigt werden. 

 

- Antrag: Abänderung Art. 15 

Art. 15 Ort der Produktion 

Als Ort der Produktion gilt das Grundstück, auf dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende 

Grundstücke gelten ebenfalls als Ort der Produktion. , sofern das  Verteilnetz des Netzbetrei-

bers zwischen der Produktionsanlage und dem Verbrauch nicht in Anspruch genommen wird-

Das Verteilnetz des Netzbetreibers kann durch die Eigenverbrauchsgemeinschaft nur in An-

spruch genommen werden, sofern dadurch der Aufbau eines Parallelnetzes verhindert werden 

kann. Die Netznutzung ist kostenorientiert zu vereinbaren. 

 

Begründung: Diese Lösung entspricht dem Zweckartikel 1 des Energiegesetzes, wonach eine 

wirtschaftliche und umweltverträgliche Bereitstellung und Verteilung der Energie sichergestellt 

werden muss. Parallelnetze sind zu vermeiden, vorhandene Netze sind technisch und wirt-

schaftlich optimal zu nutzen. Die sinnvolle Nutzung des Verteilnetzes verhindert auch konzes-

sionsrechtliche Fragen sowie neue kantonal zu bezeichnende Netzgebiete. Die Nutzung des 

Verteilnetzes ist daher im regulatorischen Interesse eines kantonal homogenen Netzgebietes. 

 

 

  



Stromversorgungsverordnung (StromVV) 

 

- Antrag: Streichung Art. 3a (ersatzlos) 

Art. 3a Netzanschluss bei Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch 

1 Ein Netzbetreiber kann einem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch nach Artikel 17 o-

der 18 des Energiegesetzes vom 30. September  

20162 (EnG) den Anschluss ans Netz verweigern, wenn aufgrund des Anschlusses unver-

hältnismässige Massnahmen für den sicherenNetzbetrieb ergriffen werden müssten oder 

wenn der Endverbraucher keine Gewähr für einen funktionierenden internen Betrieb geben 

kann. 

2 Werden im Zusammenhang mit dem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch bestehende 

Anschlussanlagen nicht mehr genutzt, sowerden deren verbleibende Kapitalkosten vom Zu-

sammenschluss abgegolten. Werden bestehende Anschlussanlagen nur noch teilweisege-

nutzt, so gilt eine anteilsmässige Abgeltungspflicht. 

 

Begründung: Diese Formulierung hat keine gesetzliche Grundlage. Art. 17 Abs. 2 spezifiziert 

die Anforderungen gemäss Strom VG (Art. 6 und 7). Wenn dieser Artikel nicht gestrichen wird, 

müsste zumindest klar definiert werden, was konkret mit „unverhältnismässige Massnahmen 

für den sicheren Netzbetrieb“ gemeint ist im Sinne von „Unverhältnismässige Massnahmen für 

den sicheren Netzbetrieb liegen vor, wenn…“ 

 

- Antrag (Option 1): Abänderung Art. 8, Abs. 3 

Art. 8 
3 Die Netzbetreiber stellen den Beteiligten fristgerecht, einheitlich und diskriminierungsfrei die 

Messdaten und Informationen zur Verfügung, die notwendig sind für: 

a. den Netzbetrieb; 

b. das Bilanzmanagement; 

c. die Energielieferung; 

d. die Anlastung der Kosten; 

e. die Berechnung der Netznutzungsentgelte; und 

f. die Abrechnungsprozesse im Zusammenhang mit dem Energiegesetz vom 30. September 

20164 (EnG) und der Energieverordnung vom 1. Januar 20185 (EnV). 

g. die zeitechte Verbrauchersteuerung durch Endverbraucher 

 

- Antrag (Option 2): Abänderung Art. 8a, Abs. 2a und b 

Art. 8a Intelligente Messsysteme 
2 Ein intelligentes Messsystem ist eine Messeinrichtung, die folgende Elemente aufweist: 

a. einen elektronischen Elektrizitätszähler beim Endverbraucher oder Erzeuger, der: 

1. Wirkenergie und Blindenergie erfasst, 

2. Lastgänge mit einer Periode von fünfzehn Minuten ermittelt und mindestens dreissig Tage 

speichert, 

3. über Schnittstellen verfügt, wovon eine zur bidirektionalen Kommunikation mit dem Daten-

verarbeitungssystem reserviert ist und eine andere ohne zeitliche Verzögerung durch den End-

verbraucher oder Erzeuger benutzt werden kann, und  

4. Unterbrüche der Stromversorgung erfasst und protokolliert; 



b. ein digitales Kommunikationssystem, das die automatisierte Datenübermittlung zwischen 

dem Elektrizitätszähler und dem Datenverarbeitungssystem des Netzbetreibers, Produzenten 

und des Endverbrauchers gewährleistet; und 

 

Begründung: Beide Optionen verlangen eine Präzisierung, wonach die Messdaten und Infor-

mationen innert Sekunden über eine gängige Schnittstelle an den Endverbraucher übermittelt 

werden müssen. Damit soll dieser die Möglichkeit haben, seine Verbraucher wie Boiler, Wär-

mepumpen, Waschmaschinen, etc. abhängig vom Netztarif und der Eigenproduktion zu steu-

ern, ohne dafür noch einen zusätzlichen Privatzähler installieren zu müssen. 

 

Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die wohlwollende Berücksichti-

gung unserer Position. 

 

Mit freundlichen Grüssen 

 

Geschäftsstelle usic 

 

Geschäftsführer   Leiterin Kommunikation 

 

 

 

     

Dr. Mario Marti  Lea Kusano 

Rechtsanwalt    

 

 

 

Die usic 
 
Die Schweizerische Vereinigung Beratender Ingenieurunternehmungen usic vereint rund 

1‘000 Mitgliedsunternehmungen mit gut 15 '000 Mitarbeitenden. Die Mitglieder generieren ei-

nen jährlichen Bruttohonorarumsatz von über 2,3 Mia. Franken. Dies entspricht einem Anteil 

von etwa 50 Prozent am gesamten ingenieurrelevanten Ausgabenanteil im Baubereich. Die 

Mitgliedsunternehmungen der usic sind in allen baurelevanten Bereichen tätig, von der Raum-

planung über die Geologie, die Vermessung, die Umweltingenieurwissenschaften, das Bauin-

genieurwesen sowie die Gebäudetechnik und die Elektroplanung. Damit ist die usic der 

grösste Schweizer patronale Planerverband und die anerkannte nationale Stimme der bera-

tenden Ingenieur- und Planerunternehmen in der Schweiz. 
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Verband Schweizerischer Elektro-Installationsfirmen  1 

 
 

Limmatstrasse 63 

8005 Zürich 
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Bundesamt für Energie 

3003 Bern 

Zürich, 1. Mai 2017 lk 

Vernehmlassungsverfahren: 
Umsetzung des ersten Massnahmenpakets der Energiestrategie 2050 
 

Sehr geehrter Damen und Herren 

 

Im Namen des Verbands Schweizerischer Elektro-Installationsfirmen (VSEI) danken wir Ihnen für 

die Möglichkeit, zu den geplanten Änderungen auf Verordnungsstufe für die Umsetzung des ersten 

Massnahmenpakets der Energiestrategie 2050 Stellung nehmen zu können. 

Der VSEI ist die Berufsorganisation für rund 2‘000 Elektro- und Telekommunikations-

Installationsfirmen mit über 40‘000 Mitarbeitenden. Jährlich schliessen ca. 3‘000 Lernende ihre 

Grundbildung in einem der VSEI-Berufe Elektroinstallateur, Montage-Elektriker, Telematiker und 

Elektroplaner ab. Die Ausbildung zum Elektroinstallateur EFZ gehört zu den zehn meist gewählten 

Grundbildungen. Mehr als 1‘300 Personen absolvieren jährlich eine Prüfung auf Niveau 

Berufsprüfung und höhere Fachprüfung. Damit ist die Branche eine der grössten Ausbildnerinnen 

im Bereich der handwerklichen Berufe in der Schweiz.  

Unser Verband anerkennt die Notwendigkeit des Umbaus des schweizerischen Energiesystems. 

Wir unterstützen denn auch die mit dem ersten Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 

eingeleitete schrittweise Neuausrichtung der Energiepolitik. Wir begrüssen insbesondere die 

Umgestaltung der kostendeckenden Einspeisevergütung (KEV) in ein Einspeisevergütungssystem 

(EVS) mit Direktvermarktung sowie die Befristung des Fördersystems für die Stromproduktion aus 

erneuerbaren Energieträgern, die Einführung von Investitionsbeiträgen für weitere Technologien 

und die Änderungen betreffend Bewilligungsverfahren.  

Für die Umsetzung des ersten Massnahmenpakets der Energiestrategie 2050 müssen auf 

Verordnungsstufe eine Reihe von Erlasstexten angepasst werden. Im Rahmen unserer 

Stellungnahme beschränken wir uns auf die aus unserer Sicht wichtigsten Aspekte.  

1. Energieverordnung 

Wir begrüssen die Totalrevision und die damit verbundene thematische Aufteilung der 

Energieverordnung (EnV) auf mehrere Verordnungen. Betreffend der in der neuen EnV 

verbleibenden Themen haben wir folgende Bemerkungen: 
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Art. 12 Abs. 4 

Abs. 4 des Verordnungsentwurfs entspricht weitestgehend dem geltenden Art. 2 Abs. 3 EnV. Der 

Hinweis, dass die Kosten für das Messinstrument und für die Bereitstellung der Messdaten zu 

Lasten der Produzenten gehen, wurde durch einen allgemeinen Hinweis auf die geltenden 

Bestimmungen der StromVV ersetzt. Diese Bestimmungen sind unklar. Wir beantragen deshalb, 

dass der geltende Artikel vollständig übernommen wird. 

Antrag: 

„Für Messinstrumente, die zur Messung der zu vergütenden Elektrizität verwendet werden, gelten 

die Messmittelverordnung vom 15. Februar 2006 und die entsprechenden 

Ausführungsvorschriften des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartements. Für die Kosten 

des Messinstrumentes und die Bereitstellung der Messdaten gelten die Bestimmungen der 

StromVV. Die Kosten für das Messinstrument und für die Bereitstellung der Messdaten gehen zu 

Lasten der Produzenten.“ 

Art. 15 

Als Ort der Produktion gelten gemäss Art. 15 sowohl das Grundstück, auf dem die 

Produktionsanlage steht als auch „umliegende“ Grundstücke. Der Begriff „umliegend“ ist zu vage 

und unklar. Zudem gilt es, die Entstehung von Parallelnetzen zu vermeiden und vorhandene 

Netzinfrastrukturen sowohl in technischer als auch in wirtschaftlicher Hinsicht optimal zu nutzen.  

Antrag: 
„Als Ort der Produktion gilt das Grundstück, auf dem die Produktionsanlage liegt. Umliegende 
Anliegende Grundstücke gelten ebenfalls als Ort der Produktion, sofern das Verteilnetz des 
Netzbetreibers zwischen der Produktionsanlage und dem Verbrauch nicht in Anspruch genommen 
wird.“ 

Art. 19 

Gemäss Abs. 5 müssen Personen, welche die Möglichkeit des Eigenverbrauchs in Anspruch 

nehmen, dem Netzbetreiber die Menge der vor Ort produzierten und verbrauchten Elektrizität 

mindestens einmal jährlich mitteilen. Diese Angaben werden, so ist dem erläuternden Bericht zu 

entnehmen, nicht von den Netzbetreibern, sondern vom Bundesamt für Energie (BFE) für das 

geplante Monitoring benötigt. Weshalb die Daten an die Netzbetreiber geliefert werden soll, ist 

nicht nachvollziehbar. Zudem ist diese Regelung unseres Erachtens mit einem unnötigen 

administrativen Aufwand für Eigenverbraucher verbunden. 

Antrag: 
Art. 19 Abs. 5 ist ersatzlos zu streichen. 

Art. 20 Abs. 2 

Art. 32 E-EnG hält fest, dass der Bundesrat wettbewerbliche Ausschreibungen für 

Effizienzmassnahmen vorsehen kann und zwar insbesondere für Massnahmen zur Förderung des 

sparsamen und effizienten Umgangs mit Elektrizität in Gebäuden, Anlagen, Unternehmen und 

Fahrzeugen (lit. a), zur Reduktion von Umwandlungsverlusten bei elektrischen Anlagen zur 

Elektrizitätsproduktion und -verteilung (lit. b) sowie zur Nutzung nicht anders nutzbarer Abwärme 

für die Elektrizitätsproduktion. Art. 20 bis 24 E-EnV präzisieren die Regelungen betreffend der 

wettbewerblichen Ausschreibungen auf Verordnungsstufe. Dabei wird ein Grossteil des geltenden 

Rechts übernommen. So auch Art. 20 Abs. 2, der die Ziele von Stromeffizienzmassnahmen weiter 

konkretisiert. Diese Ziele decken sich unseres Erachtens aber nicht mit dem Zweck der 

Effizienzmassnahmen gemäss Gesetz. So kann es nicht das Ziel sein, spezifische Technologien zu 

fördern, damit sie möglichst bald zur Marktreife gelangen.  

Antrag: 

„Diese Stromeffizienzmassnahmen müssen insbesondere zum Ziel haben, mit möglichst gutem 

Kosten-Nutzen-Verhältnis eine Reduktion des Elektrizitätsverbrauchs von Gebäuden, Fahrzeugen, 

Anlagen, Geräten oder Unternehmen und eine möglichst rasche Marktreife von neuen 

Technologien zu erreichen.“ 
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Art. 71 

Art. 71 enthält eine Aufzählung möglicher Monitoring-Inhalte. Im erläuternden Bericht wird dazu 

festgehalten, dass es sich um Beispiele handelt und dem BFE entsprechend eine gewisse Freiheit 

bei der Auswahl der Beobachtungsgegenstände sowie bei der zu beschaffenden Daten zukommt. 

Unseres Erachtens soll das Monitoring anhand bereits verfügbarer Daten realisiert werden und auf 

die Erhebung zusätzlicher Informationen (z.B. Eigenverbrauch) verzichten. Dies nicht zuletzt auch 

deshalb, weil verallgemeinernde Aussagen über Auswirkungen und Wirksamkeit energiepolitischer 

Massnahmen aufgrund intervenierender Faktoren kaum möglich sind. 

2. Energieförderungsverordnung 

Mit der Energieförderungsverordnung (EnFV) werden alle Regelungen betreffend Förderung der 

Stromproduktion aus erneuerbaren Energien, die aus dem Netzzuschlag finanziert werden, 

zusammengefasst. Das schafft Transparenz und Klarheit. Im Detail haben wir zur EnFV folgende 

Bemerkungen: 

Art. 16  

Art. 16 regelt die Festlegung des Referenz-Marktpreises. Dabei wird zwischen Elektrizität aus 

Photovoltaikanlagen und Elektrizität aus den übrigen Technologien unterschieden. Unseres 

Erachtens ist auf diese Unterscheidung zu verzichten. Verwendet werden soll der für die 

Elektrizität aus Photovoltaikanlagen vorgesehene Referenz-Marktpreis. Auch wenn gemäss 

erläuterndem Bericht die übrigen Technologien keine mit den Photovoltaikanlagen vergleichbaren, 

spezifischen Produktions- und Einspeisemuster aufweisen, können so mögliche Schwankungen 

besser berücksichtigt werden.  

Anträge: 

 Änderung Abs. 1: „Der Referenz-Marktpreis für Elektrizität aus Photovoltaikanlagen entspricht 

dem Durchschnitt der Preise, die an der Strombörse in einem Vierteljahr jeweils für den 

Folgetag für das Marktgebiet Schweiz festgesetzt werden, gewichtet nach der tatsächlichen 

viertelstündlichen Einspeisung der lastganggemessenen Photovoltaikanlagen. 

 Streichung Abs. 2. 

Art. 21 

Gemäss erläuterndem Bericht kann die Warteliste bei Photovoltaikanlagen trotz der 

Mittelerhöhung nicht vollständig abgebaut werden. So wird eine Reihe von Betreibern bereits 

realisierter Anlagen mit grosser Wahrscheinlichkeit nicht mehr ins EVS aufgenommen werden. Mit 

der Aufnahme auf die Warteliste ist keine Garantie auf Fördergelder verbunden. Der Bau von 

Photovoltaikanlagen ohne positiven Bescheid erfolgt auf eigenes Risiko. Nach bisherigem Recht 

wird beim Abbau der Warteliste das Einreichdatum des Gesuchs berücksichtigt. Variante A würde 

demnach die aktuellen „Spielregeln“ ändern. Mit Variante B können zudem Anreize für die 

Realisierung zusätzlicher Photovoltaikanlagen gesetzt werden. 

Antrag: 
Variante B soll umgesetzt werden. 

3. Energieeffizienzverordnung 

Wir begrüssen, dass Regelungen betreffend Anlagen, Fahrzeugen und Geräte in der neuen 

Energieeffizienzverordnung (EnEV) zusammengefasst werden. Die leicht geänderte Systematik 

trägt zur Klarheit bei. Künftige Änderungen betreffend Effizienzvorschriften sind auf die 

Entwicklungen der europäischen Union abzustimmen. 
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4. Stromversorgungsverordnung  

Art. 3a Abs. 1 

Mit Art. 3a Abs. 1 wird festgelegt, in welchen Fällen Netzbetreiber die Netzanschlusspflicht bei 

Zusammenschlüssen zum Eigenverbrauch verweigern können. Die Regelung ist grundsätzlich 

nachvollziehbar, steht doch die Versorgungssicherheit im Zentrum. Allerdings bleibt offen, was 

unter „unverhältnismässigen Massnahmen“ zu verstehen ist. Beispiele resp. entsprechende 

Präzisierungen in den Kommentierungen wären deshalb wünschenswert. Unzweckmässig ist die 

Regelung, wonach der Anschluss verweigert werden kann, wenn der Endverbraucher keine 

Gewähr für einen funktionierenden Betrieb geben kann.  

Antrag: 
„Ein Netzbetreiber kann einem Zusammenschluss zum Eigenverbrauch nach Artikel 17 oder 18 des 
Energiegesetzes vom 30. September 2016 (EnG) den Anschluss ans Netz verweigern, wenn 
aufgrund des Anschlusses unverhältnismässige Massnahmen für den sicheren 
Netzbetrieb ergriffen werden müssten oder wenn der Endverbraucher keine Gewähr für einen 
funktionierenden internen Betrieb geben kann.“ 
 
Art. 8 Abs. 3 
Art. 8 Abs. 3 hält fest, welche Messdaten und Informationen die Netzbetreiber den Beteiligten zur 
Verfügung stellen müssen. Damit Endverbraucher diese zur Optimierung ihres Energieverbrauchs 
besser nutzen können, soll der Artikel ergänzt werden. 
Antrag: 
lit. g (neu) die zeitechte Verbrauchersteuerung durch Endverbraucher; 
 
Art. 31e 
Gemäss Art. 31e ist für die Einführung der intelligenten Messsystem nach Art. 8a Abs. 1 eine Frist 
von sieben Jahren festgelegt. Diese Frist ist zu kurz und soll deshalb verlängert werden. 
Antrag:  
„Bei Inkrafttreten der Änderung vom xx.xx.xxxx bereits installierte Messeinrichtungen, die den 
Anforderungen nach Artikel 8a nicht entsprechen, dürfen längstens während sieben Jahren zehn 
Jahren nach dem Inkrafttreten der Änderung vom xx.xx.xxxx verwendet werden.“ 

 

Wir danken Ihnen für die wohlwollende Prüfung und die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

Simon Hämmerli Laura Kopp 

Direktion Direktion 
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